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61. Einleitung
1.1 Grundfragen
„In Vielfalt geeint“ lautet seit dem Jahr 2000 das Motto der Europäischen Union. Besonders
kennzeichnend für diese Vielfalt sind die vielen verschiedenen Sprachen, die in Europa ge-
sprochen werden.
Dieser Sprachenvielfalt trägt die EU in ihrer Sprachenpolitik Rechnung, beispielsweise
durch die Verankerung von aktuell 24 Amts- und Arbeitssprachen. Der damit einherge-
hende Sprachmittlungsbedarf hat aber auch dazu geführt, dass die EU den inzwischen „um-
fangreichsten Dolmetscher- und Übersetzerdienst [...], den die Menschheit je gekannt hat”
(van Parijs 2013: 15) unterhält.
Als die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, der frühe Vorläufer der Europäi-
schen Union, im Jahr 1952 gegründet wurde, gab es vier offizielle Amtssprachen: Deutsch,
Französisch, Italienisch und Niederländisch (vgl. Nißl 2011: 85). Es steht außer Frage, dass
mit den Erweiterungsrunden und dem Hinzukommen von insgesamt 20 neuen Sprachen
ein steigender logistischer, finanzieller und organisatorischer Aufwand im Bereich des
Übersetzens und Dolmetschens einhergegangen ist.
Wie sind die Sprachmittlungsdienste heute aufgestellt? Welche Herausforderungen haben
die Erweiterungen mit sich gebracht und wie begegnet ihnen die EU? Welche Entwicklungs-
tendenzen und Lösungsansätze gibt es hinsichtlich der Sprachenfrage? Hat die Mehrspra-
chigkeit bei der Europäischen Union eine Zukunft oder wird sie letztlich zugunsten einer
einzigen gemeinsamen Institutionssprache (z. B. des Englischen) weichen? Ist das Englische
also möglicherweise die Lösung für das Sprachenproblem bei der Europäischen Union oder
stellt es im Gegenteil eine Bedrohung für die europäische Sprachenvielfalt dar?
1.2 Vorgehensweise
Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, den genannten Fragen auf den Grund zu gehen, also zu
untersuchen, in welchem Spannungsverhältnis der Schutz der sprachlichen Vielfalt zur
kommunikativen und zur Kosteneffizienz in den Institutionen der EU stehen, und welche
Rolle die SprachmittlerInnen dabei spielen. Wie der Rechtswissenschaftler Thomas Bruha
(1998: 96) feststellt, ist Mehrsprachigkeit in der EU „zugleich Kommunikationsbarriere und
Wert der Gemeinschaft“; sie ist sowohl Ausdruck der kulturellen Vielfalt der Union als auch
„unverzichtbares Erfordernis ihrer demokratisch-rechtsstaatlichen Legitimation“ (ebd.).
Die Analyse dieser Spannungsfelder soll auf ein breites theoretisches Fundament aufge-
baut werden. Zu diesem Zweck wird zunächst ein Überblick über die Entwicklungsge-
schichte der europäischen Integration gegeben, von den Anfängen bis hin zur aktuellen Si-
tuation. Auch die Erweiterungspolitik der Union wird in diesem Kapitel eine Rolle spielen
und es wird verdeutlicht, wie sehr konkurrierende Philosophien den europäischen Integra-
tionsprozess begleitet und geprägt haben. Darauf folgt eine kurze Bestandsaufnahme der
politischen Organe und Einrichtungen und ihrer Funktionen.
7Im dritten Kapitel werden die rechtlichen Grundlagen der Mehrsprachigkeit bei den Insti-
tutionen dargelegt. Dies beinhaltet die Art und Weise, wie die Mehrsprachigkeit in den eu-
ropäischen Verträgen verankert ist und die daraus erwachsenden Konsequenzen für das
Sprachenregime und den Umfang seiner Reformierbarkeit. Anschließend werden zwei spe-
zifische Aspekte der europäischen Sprachenpolitik erörtert: der Schutz von Regional- und
Minderheitensprachen und die Förderung des Fremdsprachenerwerbs. Diese ersten Kapi-
tel bilden das Fundament für die darauffolgenden Schilderungen und Analysen.
In Kapitel vier werden die verschiedenen Sprachenregime und Sprachmittlungsdienste vor-
gestellt, um aufzuzeigen, welcher personelle, organisatorische und finanzielle Aufwand mit
der Gewährleistung der institutionellen Mehrsprachigkeit verbunden ist. Es folgt eine Be-
trachtung der Veränderungen, die sich in Verbindungmit den Erweiterungsrunden ergeben
haben. In diesem Zusammenhang werden auch die dazugehörigen Bewältigungsstrategien
untersucht und es werden Berichte aus dem Archiv des europäischen Parlaments aus dem
Jahr 2001 analysiert, in denen in Vorbereitung auf die große Erweiterungsrunde 2004 ver-
schiedene Strategien abgewogen wurden. Da dem Europäischen Parlament im Bereich
Mehrsprachigkeit eine besondere Rolle zukommt, werden die Maßnahmen des Parlaments
zur Bewältigung des hohen Sprachmittlungsaufkommens gesondert betrachtet. Abschlie-
ßend wird die Rolle des Englischen bei den Institutionen veranschaulicht und diskutiert.
Daraus ergibt sich schließlich im fünften Kapitel die Frage nach möglichen Lösungen für das
Sprachenproblem – also im Grunde die Frage nach der Zukunft der Mehrsprachigkeit bei
der EU. Hierzu werden Debattenbeiträge von unterschiedlichen Seiten betrachtet und bei-
spielsweise mehrsprachige Staaten und Organisationen zum Vergleich herangezogen. Nach
einer abschließenden kurzen Betrachtung aktueller Forschung zum Thema werden die ge-
wonnenen Erkenntnisse in einem Fazit zusammengefasst und durch Schlussfolgerungen er-
gänzt.
1.3 Betrachtungsgegenstände
Zunächst wird definiert, was einige Termini im Kontext der vorliegenden Arbeit umfassen
sollen. Der wichtigste darunter ist sicherlich die Mehrsprachigkeit, in der Literatur wahl-
weise (und mitunter parallel) auch als Vielsprachigkeit, Multilingualismus oderMultilingu-
alität bezeichnet. In der vorliegenden Arbeit wird durchgängig von Mehrsprachigkeit die
Rede sein, worunter „sowohl die Fähigkeit einer Person, mehrere Sprachen zu benutzen,
als auch die Koexistenz verschiedener Sprachgemeinschaften in einem geografischen
Raum“ (Europäische Kommission 2005) verstanden wird. Am häufigsten wird in der vorlie-
genden Arbeit allerdings die Mehrsprachigkeit im Sinne der Koexistenz verschiedener
Amts- und Arbeitssprachen in den Institutionen der Europäischen Union thematisiert.
Ein weiterer Terminus, von dem im Rahmen der vorliegenden Arbeit reger Gebrauch ge-
macht wird, ist Sprachenpolitik. Der Germanist und Politikwissenschaftler Patrick Schreiner
(2006: 26) definiert Sprachenpolitik als „diejenige Politik, die das Verhältnis zwischen min-
destens zwei Sprachen in funktionaler, politischer und territorialer Hinsicht zu regeln
sucht“. Von dem in der Literatur ebenfalls häufig (und mitunter fälschlicherweise synonym)
8verwendeten Terminus Sprachpolitik grenzt er dies folgendermaßen ab: „Als Sprachpolitik
gilt […] diejenige Politik, die sich mit genau einer Sprache befasst“ (Schreiner 2006: 26).
Dies spiegelt das Verständnis gut wider, in welchem beide Termini in dieser Arbeit ge-
braucht werden. Es wird also regelmäßig von Sprachenpolitik die Rede sein, da es praktisch
ausschließlich um die Auslotung des Verhältnisses mehrerer Sprachen zueinander geht,
nicht um eine spezielle Sprache.
Ein weiterer wichtiger Terminus im Kontext der vorliegenden Arbeit ist Europa. Er ist wenig
eindeutig, schwer zu fassen und kann aus unterschiedlichen Perspektiven definiert werden:
geografisch (aber auch hier sind die Grenzen streitbar), politisch oder kulturell, als Konti-
nent oder als Wertegemeinschaft. Wie Holm Sundhaussen, emeritierter Professor für süd-
osteuropäische Geschichte an der Freien Universität Berlin, schreibt, verbinden „Geogra-
fen, Dichter, Politiker, Historiker und ‚normale‘ Bürgerinnen und Bürger […] mit Europa sehr
unterschiedliche Vorstellungen“ (Sundhaussen 2009: s. p.). „Die Frage, was Europa ist, lässt
sich also nicht allgemeinverbindlich und zeitlos beantworten“ (ebd.). Sundhaussen bezeich-
net Europa daher als „Projekt mit variablen Grenzen“ (ebd.). Eindeutig prägend für die Ent-
wicklung Europas in den vergangenen Jahrzehnten war sicherlich der Prozess der europäi-
schen Integration, welcher für die vorliegende Arbeit von zentraler Bedeutung ist. In die-
sem Rahmen beschränkt sich die Betrachtung Europas daher vornehmlich auf die Europäi-
sche Union. Europäische Sprachenpolitik oder beispielsweise europäische Institutionen
meinen im Kontext dieser Arbeit also immer die Sprachenpolitik bzw. die Institutionen der
Europäischen Union.
92 Geschichtlicher Hintergrund und institutioneller Aufbau
Um festzustellen, wo die EU heute steht und welche Rolle Sprachen und Sprachmittlung
für die europäische Integration spielen, soll ein Blick zurück in die Geschichte der Union als
Grundlage dienen.
2.1 Überblick über die Geschichte der EU bis heute
Wie Weidenfeld und Wessels (2014: 13 ff.) beschreiben, ist der Ausgangspunkt für den Pro-
zess der europäischen Einigung ein vom ZweitenWeltkrieg gezeichnetes Europa. Das wich-
tigste Motiv für die Einigung war daher die dauerhafte Friedenssicherung. Daneben stan-
den aber auch der Wunsch nach Wohlstand, Freiheit, Mobilität und einem neuen, demo-
kratischen Selbstverständnis – auch als Abgrenzung zum expandierenden Kommunismus
(vgl. Bache/George/Bulmer 2011: 103). Vor diesem Hintergrund kam es 1951 zur Unter-
zeichnung des Vertrags über die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS). Ver-
tragsstaaten waren Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und die Nieder-
lande. Ziel war ein gemeinsamer Markt für Kohle und Stahl und somit auch eine „gemein-
same Kontrolle, Planung und Verwertung dieses kriegswichtigen Industriezweigs“ (Weiden-
feld/Wessels 2014: 15). Insbesondere für die deutsch-französische Verständigung war dies
von großer Bedeutung. (Vgl. ebd.)
Das Exekutivorgan der EGKS war die Hohe Behörde. Eine Gemeinsame Versammlung diente
als Diskussions- und Kontrollgremium. Des Weiteren wurden ein Besonderer Ministerrat,
ein Beratender Ausschuss sowie ein Gerichtshof zur Überwachung der Vertragsauslegung
eingerichtet. Die EGKS sollte der „Grundstein für eine europäische Föderation“ sein; man
ging davon aus, dass „sich ein gewisser sachlogischer Druck zur Übertragung immer weite-
rer Funktionen“ (Weidenfeld/Wessels 2014: 15-16) entwickeln würde. In den darauffolgen-
den Jahren scheiterten Bemühungen, die Zusammenarbeit mittels einer Europäischen Ver-
teidigungsgemeinschaft (EVG) und einer Europäischen Politischen Gemeinschaft (EPG) mit
einer europäischen Verfassung zu erweitern. Stattdessen wurde die wirtschaftliche In-
tegration erfolgreich vorangetrieben: 1957 wurden die Römischen Verträge unterzeichnet,
also die Gründungsdokumente der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der
Europäischen Atomgemeinschaft (Euratom). Die EWG diente der Schaffung einer Zollunion
und eines gemeinsamen Marktes mit freiem Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalver-
kehr. Sie war ähnlich wie die EGKS organisiert. Euratom sollte die Atomindustrie in den
Mitgliedsstaaten zur friedlichen Nutzung aufbauen und entwickeln. Mit Inkrafttreten eines
Fusionsvertrages 1967 wurden die drei Organe EGKS, EWG und Euratom integriert. (Vgl.
Weidenfeld/Wessels 2014: 16-18)
1963 unterzeichneten Konrad Adenauer und Charles de Gaulle den deutsch-französischen
Freundschaftsvertrag, um zwischen Deutschland und Frankreich „eine dichte politische Zu-
sammenarbeit zu schaffen“ (Weidenfeld/Wessels 2014: 19) und so auch die politische In-
tegration auf europäischer Ebene voranzutreiben. Einen Beitritt Großbritanniens lehnte de
Gaulle ab und so wurde die Norderweiterung erst 1969 mit dem Nachfolger de Gaulles,
Georges Pompidou, beschlossen. Im Jahr 1972 schließlich erfolgte der Beitritt Großbritan-
niens, Irlands und Dänemarks. Die norwegische Bevölkerung sprach sich im selben Jahr in
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einem Referendum gegen die EG-Mitgliedschaft aus (ebenso wie in einer erneuten Volks-
befragung 1994). 1974 wurde der Europäische Rat der Staats- und Regierungschefs gegrün-
det, auf dessen Aufgaben im Verlauf der Arbeit noch eingegangen werden wird. Bereits
fünf Jahre später fand die erste direkte Wahl zum Europäischen Parlament in den damals
neun Mitgliedsstaaten statt und es wurde ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur Wirt-
schafts- und Währungsunion getan: Das Europäische Währungssystem (EWS) trat in Kraft.
„Kern war dabei das Konzept eines gemeinsamen Wechselkursmechanismus“ (vgl. Weiden-
feld/Wessels 2014: 22). (Vgl. Weidenfeld/Wessels 2014: 19-22)
Der Beitritt Griechenlands zur EG erfolgte 1981; vier Jahre später schlossen sich auch Por-
tugal und Spanien der EG an. Der Berliner Mauerfall 1989 stellte auch für die europäische
Integration eine Zäsur dar. Mit der deutschen Wiedervereinigung 1990 wurden die neuen
deutschen Bundesländer nicht nur ein Teil der BRD, sondern auch der EG. Nach der „Über-
windung des Ost-West-Gegensatzes galt es, die EU über Reformen an eine veränderte
Weltlage anzupassen“ (Piepenschneider 2015a: 4). (Vgl. ebd.)
Zu diesem Zweck wurde 1992 der Vertrag über die Europäische Union in Maastricht unter-
zeichnet. Wie Sandra Nißl (2011: 64-66) beschreibt, besteht er aus drei Säulen. Neben den
bereits bestehenden Europäischen Gemeinschaften (EWG und Euratom) wurden als zweite
und dritte Säule die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) und die Polizeiliche
und Justizielle Zusammenarbeit (PJZS) ins Leben gerufen.
1995 erfolgte der Betritt Schwedens, Finnlands und Österreichs zur Union. Zu dieser Zeit
war bereits gewiss, dass eine institutionelle Reform nötig sein würde, um die Handlungsfä-
higkeit einer erweiterten Union sicherstellen zu können. Doch weder mit dem Vertrag von
Amsterdam (1999) noch dem Vertrag von Nizza (2003) gelang eine umfassende Moderni-
sierung. Ein ehrgeiziger neuer Anlauf war daher der Versuch im Jahr 2005, eine gemein-
same Verfassung zu verabschieden. Der Verfassungsvertrag scheiterte jedoch an Volksbe-
fragungen in Frankreich und den Niederlanden. (Vgl. bpb.de [a])
Einen Meilenstein der europäischen Integration bildete die Einführung der gemeinsamen
Währung, des Euro, welche 1999 bereits für das Buchgeld erfolgte. Am 1. Januar 2002
wurde das Euro-Bargeld in Umlauf gebracht. Zwei Jahre später traten der Europäischen
Union im Rahmen der Osterweiterung zehn neue Mitgliedsstaaten bei: Estland, Lettland,
Litauen, Malta, Polen, die Slowakei, Slowenien, die Tschechische Republik, Ungarn und Zy-
pern. (Vgl. Weidenfeld/Wessels 2014: 37-39)
Nachdem der Verfassungsvertrag 2005 gescheitert war, wurde 2007 mit dem Vertrag von
Lissabon ein weiterer Versuch unternommen, eine grundlegende institutionelle Reform
durchzuführen. Der abgelehnte Verfassungstext wurde überarbeitet und die reformierte
Version 2007 in Straßburg von den damals 27 Staats-und Regierungschefs der Mitglieds-
staaten unterzeichnet. Nachdem sich die Ratifizierung vor allem in Irland zunächst schwie-
rig gestaltete (und erst in einem zweiten Anlauf per Referendum gebilligt wurde), trat der
Vertrag von Lissabon 2009 in Kraft. Er änderte den Vertrag von Maastricht (EUV) und den
Vertrag über die Europäische Gemeinschaft (EGV) ab und strukturierte beide neu. Der EGV
wurde in AEUV umbenannt (Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union). Insge-
samt stellte der Vertrag von Lissabon vor allem eine Anpassung der Union an die neuen
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Gegebenheiten nach den Erweiterungen dar, die zu einer Verdopplung der EU-Bevölkerung
geführt hatten, und gestaltete die Arbeitsweise der Union „ergebnisorientierter, demokra-
tischer und transparenter“ (Nißl 2011: 68). Des Weiteren bekennen sich die Unterzeichner
im Vertrag von Lissabon zur Charta der Grundrechte der Union sowie in Art. 2 EUV aus-
drücklich zu den Werten, auf welche die Union sich gründet, z. B. Freiheit, Demokratie,
Gleichheit, Wahrung der Menschen- und Minderheitenrechte, Toleranz und Solidarität.
(Vgl. ebd.) Die Bedeutung der Verträge für das Sprachenregime der Union wird in Abschnitt
3.1 erläutert.
Die weltweite Wirtschafts- und Finanzkrise 2008 ging auch an der EU nicht spurlos vorbei.
In vielen Staaten wurden Bankenrettungen und Konjunkturpakete nötig. Hinzu kam die
Staatsschuldenkrise in der Eurozone, welcher durch drei Maßnahmenbereiche begegnet
wurde: „Aufspannen von ‚Euro-Rettungsschirmen‘, strukturelle Fortentwicklung der Wirt-
schafts- und Währungsunion sowie Bemühen um Haushaltskonsolidierung und Reformen
in den Mitgliedsstaaten“ (Weidenfeld/Wessels 2014: 49), welche mitunter aber nur von
mäßigem Erfolg gekrönt waren. (Vgl. ebd.)
Aktuell wird der EU diagnostiziert, sich in einer „schwierigen und krisenhaften Phase ihrer
Entwicklung“ (Piepenschneider 2015a: 4) zu befinden. Der deutsche Historiker Heinrich Au-
gust Winkler weist außerdem auf Prozesse der „Renationalisierung“ und „Abschottung“
(ZDF, 12.07.2015) in fast allen Mitgliedsstaaten hin. Beispiele für diese Prozesse lassen sich
leicht finden, so z. B. die Wahlerfolge der rechtsextremen französischen Front National bei
den Europawahlen 2014 (vgl. Wernicke 2014: s. p.).
Melanie Piepenschneider (2015a: 4), Leiterin der Abteilung Politische Bildung bei der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung, betont, dass „es einer Zukunftsstrategie für mehr Handlungsfähig-
keit und Krisenbewältigung“ bedarf, um verlorenes Vertrauen in den europäischen Eini-
gungsprozess wieder aufzubauen. Diese Krisenbewältigung ist von größter Bedeutung,
denn „[b]ei der Bewältigung der Finanz- und Wirtschaftskrise geht es [...] auch darum, wel-
che Rolle und welchen Stellenwert die EU zukünftig in der Welt einnehmen wird“ (ebd.).
Piepenschneider (2015a: 4) unterstreicht hierbei, dass sich im Vergleich zu Staaten wie
China, Indien, Indonesien und Brasilien die „Größe der EU – etwa in Bezug auf die Wirt-
schafts- und Innovationskraft sowie auf Bevölkerungsentwicklung – relativieren“ wird.
2.2 Leitbilder der europäischen Integration
Wie bei Otto Schmuck (2015: 12 ff.) nachzulesen ist, ist der gesamte europäische Integra-
tionsprozess durchzogen von konkurrierenden Grundphilosophien und Leitbildern. Auf der
einen Seite steht das Modell des europäischen Bundesstaates: eine Föderation von Natio-
nalstaaten, die sich eine gemeinsame Verfassung geben und handlungsfähige, demokrati-
sche Institutionen schaffen, wobei die Kompetenzen zwischen der Union und den Mit-
gliedsstaaten klar abgegrenzt sind. Traditionelle Unterstützer dieser Grundidee sind vor al-
lem die sechs Gründerstaaten und Österreich.
Auf der anderen Seite steht die Idee eines europäischen Staatenbundes, beruhend auf der
„Zusammenarbeit der Regierungen souveräner Staaten, ohne dass diese das Letztentschei-
dungsrecht aus der Hand geben“ (Schmuck 2015: 13). Entscheidungen über wesentliche
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Themen erfordern in der Regel Einstimmigkeit im Ministerrat oder im Europäischen Rat der
Staats- und Regierungschefs; dem Parlament kommt keine besonders wichtige Rolle zu.
Neben Großbritannien und den skandinavischen Ländern findet dieses Leitbild auch in Spa-
nien und vielen ost- und mitteleuropäischen Ländern Unterstützung. Aber: „In der Praxis
ist die EU heute schon merklich über das Modell Staatenbund hinausgewachsen“ (ebd.) –
so genügen beispielsweise heute oft schon bloße Mehrheitsentscheidungen und das EU-
Recht steht in vielen Bereichen über nationalem Recht. (Vgl. ebd.)
Neben den kontrastierenden Leitbildern des Föderalismus und Intergouvernementalismus
– Bundesstaat versus Staatenbund – existieren auch das Modell vom Europa der Regionen
und die Idee einer differenzierten Integration. Ersteres ist ein Modell der drei Ebenen, be-
inhaltet also neben der EU- und der Mitgliedsstaatenebene auch eine regionale Ebene. Seit
Mitte der 1980er Jahre drängen viele europäische Regionen auf mehr Mitwirkungsmöglich-
keiten und größere Bürgernähe. Mit dem Vertrag von Maastricht wurden 1992 diverse
Neuerungen eingeführt, die diesen Forderungen Rechnung tragen sollten: Der Ausschuss
der Regionen mit mehr als 300 kommunalen VertreterInnen wurde als beratendes Gre-
mium ins Leben gerufen, die Zusammensetzung des Rates wurde zugunsten regionaler Mi-
nisterInnen geändert und das Subsidiaritätsprinzip1 eingeführt. Problematisch ist allerdings
das Fehlen einer Definition von Region, die allgemein akzeptiert ist: „Die Bandbreite reicht
von den vergleichsweise finanzstarken und einflussreichen deutschen und österreichischen
Bundesländern […] über […] die autonomen Gemeinschaften in Spanien bis hin zu […] den
vergleichsweise machtlosen britischen Grafschaften“ (Schmuck 2015: 14). Eine stärkere Re-
gionalisierung und mehr Bürgernähe werden aber von vielen EU-BürgerInnen begrüßt und
können daher eine stärkere Akzeptanz der europäischen Integration bei den BürgerInnen
bewirken. (Vgl. ebd.).
Das Modell einer differenzierten Integration ist „gekennzeichnet durch mehrere, sich teil-
weise oder vollständig überlagernde Zusammenschlüsse unterschiedlich ausgeprägter In-
tegrationsdichte“ (Schmuck 2015: 14). Es existieren drei Varianten der differenzierten In-
tegration: ein Europa der zwei Geschwindigkeiten, das vermehrte Zulassen von Sonderwe-
gen (Opting-out) und das Konzept der variablen Geometrie. Alle drei Möglichkeiten zielen
darauf ab, mehr Flexibilität und Individualität seitens der Mitgliedsstaaten zu ermöglichen.
(Vgl. Schmuck 2015: 12 ff.)
Das Modell der differenzierten Integration hat in der jüngeren Vergangenheit wieder ver-
mehrt Unterstützung gefunden. Insbesondere die aktuelle (konservative) britische Regie-
rung unter Premierminister David Cameron ist bestrebt, die EU in dieser Richtung zu refor-
mieren und hat sogar angekündigt, 2016 eine Volksabstimmung über den Verbleib Groß-
britanniens in der EU abzuhalten. (Vgl. zeit.de [a], [b])
Diese Leitbilder sind auch für das Sprachenregime von Bedeutung. So wird von manchen
AutorInnen (vgl. z. B.: Kirchhof 2008, Wright 2007, van Parijs 2007) diskutiert, ob eine ge-
1 Dem Subsidiaritätsprinzip zufolge soll eine staatliche Aufgabe „soweit wie möglich von der unteren Ebene
bzw. kleineren Einheit wahrgenommen werden“; die EU darf nur dann tätig werden, „wenn die politischen
Ziele besser auf Gemeinschaftsebene erreicht werden können“ (bpb.de [b]).
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meinsame Sprache nicht möglicherweise Voraussetzung ist, um eine gemeinsame europä-
ische Öffentlichkeit zu erreichen und eine echte europäische Demokratie (einen Demos) zu
entwickeln. Der britische Botschafter a. D. Paul Lever vertritt die Ansicht, dass für eine po-
litische Union eine gemeinsame Sprache (Englisch) unerlässlich ist, für ein Forum intergou-
vernementaler Zusammenarbeit hingegen nicht (vgl. Lever 2003: 110). Die Rolle des Engli-
schen soll an späterer Stelle noch genauer erörtert werden.
2.3 Erweiterungspolitik
Das jüngste Mitglied der Union, Kroatien, trat 2013 bei. Das Beitrittsverfahren stellt bei der
EU einen komplizierten und mitunter langwierigen Prozess dar. Es steht jedem europäi-
schen Staat, der „die Grundsätze der Freiheit und der Demokratie, die Menschenrechte
und die Grundfreiheiten sowie die Rechtsstaatlichkeit achtet“ (europa.eu [a]), frei, die Mit-
gliedschaft bei der EU zu beantragen. Auf den Antrag hin wird das Land dann auf der Grund-
lage der Kopenhagener Kriterien2 beurteilt. Die Beitrittsverhandlungen können beginnen,
sobald festgestellt wird, dass die Kopenhagener Kriterien hinreichend erfüllt sind. Ab-
schluss des Verfahrens bildet ein Beitrittsvertrag, der vom Kandidatenland und allen EU-
Mitgliedsstaaten unterzeichnet und vom EU-Parlament formal gebilligt werden muss. Die
Europäische Kommission veröffentlicht jedes Jahr einen Fortschrittsbericht, in dem darge-
legt wird, welche Fortschritte die (potenziellen) Kandidatenländer im Hinblick auf ihren Bei-
tritt erreicht haben.
Aktuell gibt es fünf Kandidatenländer: die ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien,
Serbien, Montenegro, Island und die Türkei. Potenzielle Beitrittskandidaten sind Albanien,
Bosnien und Herzegowina und der Kosovo. Island stellte 2009 einen Antrag auf Mitglied-
schaft, worauf ab Juni 2010 Beitrittsverhandlungen folgten. Nach einem Regierungswech-
sel in Island wurden die Verhandlungen im Mai 2013 jedoch auf unbestimmte Zeit ausge-
setzt. (Vgl. europa.eu [a])
Die Türkei stellt im Reigen der Beitrittskandidaten einen komplexen Sonderfall dar. Bache,
George und Bulmer (2011: 544-548) zufolge stehen die türkischen Bemühungen um Annä-
herung an die europäische Gemeinschaft, wie das Bestreben um ein Assoziierungsabkom-
men mit der EG ab 1959 oder der Antrag auf Mitgliedschaft 1987, in der Tradition des ra-
dikal westlich-orientierten Reformers Mustafa Kemal Atatürk, welcher die moderne Türkei
begründete und den sogenannten Kemalismus zur Staatsräson machte. 1963 wurde das
Assoziierungsabkommen mit der Türkei geschlossen; aufgrund militärischer Unruhen
wurde es allerdings mehrfach ausgesetzt. Erst 1987 hatte sich die Demokratie in der Türkei
so weit stabilisiert, dass ein glaubhafter und aussichtsreicher Antrag auf Mitgliedschaft
möglich war. Es dauerte aber bis 1997, dass die Möglichkeit auf EU-Mitgliedschaft tatsäch-
lich in Aussicht gestellt wurde. (Vgl. Bache/George/Bulmer 2011: 544-548) Seit 2005 wer-
den mit mäßigem Erfolg Beitrittsverhandlungen geführt: Von 35 Verhandlungskapiteln
2 Die Kopenhagener Kriterien wurden 1993 vom Europäischen Rat festgelegt und beinhalten z. B. eine
stabile Demokratie, eine wettbewerbsfähige Marktwirtschaft und die Übernahme und Umsetzung des ac-
quis communautaire, des Gesamtbestandes des Europarechts (vgl. bpb.de [c]).
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wurden bisher 14 eröffnet und erst eines – Wissenschaft und Forschung – vorläufig abge-
schlossen (vgl. ec.europa.eu [a])
Da die Zustimmung aller EU-Mitgliedsstaaten zu einem Beitritt nötig ist, ist der Erfolg des
Beitrittsverfahrens mitunter von innenpolitischen Entwicklungen in den anderenMitglieds-
staaten abhängig – so hängt beispielsweise die Position der deutschen Regierung zu einer
türkischen Mitgliedschaft eng damit zusammen, welche Partei aktuell die Regierung stellt.
Die christlich-konservativen Kabinette unter Helmut Kohl und Angela Merkel standen bzw.
stehen einer vollen Mitgliedschaft der Türkei skeptisch bis ablehnend gegenüber. (Vgl. Ba-
che/George/Bulmer 2011: 546-548 bzw. zeit.de [c])
Als problematisch erweisen sich dabei auch der seit langem schwelende Konflikt zwischen
Griechenland und der Türkei um die Insel Zypern, die Grund- und Menschenrechtssituation
in der Türkei, die Situation der Kurden sowie ein starkes wirtschaftliches Gefälle zwischen
der EU und der Türkei. Auch die innenpolitischen Entwicklungen der letzten Jahre unter
Führung einer islamisch-konservativen Regierung waren dem Erfolg der Beitrittsverhand-
lungen nicht zuträglich. Als langfristige Alternative ist daher die intensive Zusammenarbeit
im Rahmen einer sogenannten privilegierten Partnerschaft denkbar. (Vgl. Bergmann 2015:
943)
Mit vielen anderen Nicht-Mitgliedsländern ist die EU eng verbunden, so sind beispielsweise
Island, Norwegen und Liechtenstein Teil des Europäischen Wirtschaftsraums und nehmen
so am Binnenmarkt teil (vgl. eeas.europa.eu). Auch mit der Schweiz verbindet die EU eine
enge Partnerschaft; sie ist Teil des Schengen-Raums und hat eine Reihe bilateraler Verträge
mit der EU vereinbart (vgl. Bergmann 2015: 837).
Die Beziehungen der EU zu ihren südlichen und östlichen Nachbarn (z. B. Algerien, Ägypten,
Israel, Georgien, Ukraine) werden seit 2003 im Rahmen der EU-Nachbarschaftspolitik ge-
staltet. Vorrangiges Ziel der Zusammenarbeit ist die Förderung von Stabilität und Sicher-
heit, aber auch die Unterstützung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung in den je-
weiligen Ländern. Dies findet vor allem in Form von bilateraler Zusammenarbeit statt; es
gibt aber auch regionale und grenzübergreifende Programme. (Vgl. ec.euopa.eu [b])
2.4 Das Institutionsgefüge der Europäischen Union
Das institutionelle Gefüge der EU bildet den Rahmen für die späteren Erläuterungen der
Sprachendienste, die als Teil dieser Organe gewachsen sind und deren Arbeit eng mit den
Aufgaben der Institutionen verbunden ist. Daher wird später immer wieder auf sie Bezug
genommen. Im Folgenden sollen deshalb zunächst die wichtigsten Institutionen und ihre
Funktionen beschrieben werden.
2.4.1 Die sieben Organe der EU
Seit dem Vertrag von Lissabon verfügt die EU über sieben Organe. Hinzu kommen diverse
Einrichtungen und Agenturen, von denen einige hier ebenfalls beschrieben werden sollen.
Sie alle bilden gemeinsam das Institutionsgefüge der EU.
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2.4.1.1 Europäische Kommission
Die Europäische Kommission geht zurück auf die Hohe Behörde, das Exekutivorgan der
EGKS, deren erster Präsident, Jean Monnet, als „Gründungsvater und Architekt der euro-
päischen Einigung angesehen wird“ (Weidenfeld/Wessels 2014: 184). Die aktuelle Kommis-
sion untersteht dem Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker. Das sogenannte Kolle-
gium der Kommissionsmitglieder setzt sich aus 28 Personen zusammen – alle Mitgliedslän-
der der EU entsenden für eine fünfjährige Amtszeit jeweils einen Kommissar oder eine
Kommissarin, denen ein bestimmter Politikbereich zugeordnet wird. Die Ressorts reichen
vom Handel über den digitalen Binnenmarkt bis hin zur Landwirtschaft. (Vgl. ec.europa.eu
[c])
Der Vertrag von Lissabon hatte vorgesehen, die Anzahl der Kommissionsmitglieder von
2014 an auf zwei Drittel der Anzahl der Mitgliedsstaaten zu senken, die Proteste dagegen
bewogen den Europäischen Rat 2008 jedoch zu der Entscheidung, die alte Regelung beizu-
behalten (vgl. Weidenfeld/Wessels 2014: 190). Zu den insgesamt sieben StellvertreterIn-
nen des Kommissionspräsidenten gehört auch die Hohe Vertreterin der Union für Außen-
und Sicherheitspolitik. Dieses Amt wurde mit dem Vertrag von Lissabon geschaffen, um die
Union nach außen zu repräsentieren, und wird aktuell von der Italienerin Federica Mogher-
ini bekleidet. (Vgl. ec.europa.eu [c])
Die Kommission umfasst neben dem Kollegium der Kommissionsmitglieder einen Verwal-
tungsapparat mit etwa 33.000 Angestellten (vgl. Weidenfeld/Wessels 2014: 189). Dieser ist
in 33 Generaldirektionen und 11 Dienste untergliedert (vgl. ec.europa.eu [d]).
Die Kommission hat vielfältige Aufgaben, da ihr durch die Verträge Exekutiv-, Koordinie-
rungs- und Verwaltungsfunktionen zugedacht werden. Sie ist außerdem an allen Phasen
des politischen Prozesses beteiligt und fungiert als ein wichtiger Motor im Einigungsprozess
und entscheidender Impulsgeber für politische Vorhaben. Die Kommission hat im Gesetz-
gebungsprozess das alleinige Initiativrecht (wobei aber eine Vielzahl von Akteuren mit ih-
ren Vorschlägen Einfluss nehmen kann). Des Weiteren überwacht sie die Umsetzung von
EU-Vorgaben auf nationaler Ebene und kann bei dem Verdacht der Missachtung dieser Vor-
gaben ein Vertragsverletzungsverfahren gegen die betroffene nationale Regierung an-
strengen. Weitere wichtige Funktionen der Kommission sind die Ausführung des Haushalts-
plans und die Verwaltung der Programme (wie z. B. Erasmus Plus, das im dritten Kapitel
noch erläutert wird). (Vgl. Weidenfeld/Wessels 2014: 185-191)
2.4.1.2 Europäisches Parlament
Das Europäische Parlament wird als einziges Organ der Union alle fünf Jahre in direkten
Wahlen von der europäischen Bevölkerung bestimmt. Das Parlament setzt sich aktuell aus
751 Abgeordneten zusammen. Neben den sieben politischen Fraktionen, die im Parlament
vertreten sind, gibt es 52 fraktionslose Abgeordnete. Die beiden größten Fraktionen wer-
den von der (christdemokratischen) Europäischen Volkspartei (EVP) und der Progressiven
Allianz der Sozialdemokraten gebildet. Die Abgeordneten sind ausschließlich nach politi-
scher Zugehörigkeit organisiert, nicht nach Nationalität. Die Sitze im Parlament werden im
Verhältnis zur Bevölkerungszahl der Mitgliedsstaaten verteilt. Die meisten Abgeordneten
stellt Deutschland (96); die wenigsten Abgeordneten stellen Luxemburg, Malta, Estland
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und Zypern, die jeweils sechs Abgeordnete entsenden. Einige Themenbereiche wie z. B.
Haushalt, Handel und Verkehr werden in insgesamt 20 verschiedenen Ausschüssen beraten
und bearbeitet. (Vgl. europarl.europa.eu [a])
Die Kontroll- und Legislativbefugnisse des Parlaments sind mit den verschiedenen Ände-
rungen der Verträge über die Jahre immer weiter ausgebaut worden, sodass es inzwischen
– zusammen mit dem Ministerrat – eine zentrale Rolle bei der Gesetzgebung spielt (vgl.
Weidenfeld/Wessels 2014: 213). Das Ordentliche Gesetzgebungsverfahren sieht vor, dass
ein Gesetzesvorschlag von Seiten der Kommission dem Parlament und dem Rat zugestellt
wird. Im Parlament kommt der Vorschlag in den zuständigen Ausschuss, wo eventuell Än-
derungen vorgenommen werden. Anschließend wird vom Plenum über den Text abge-
stimmt und die Entscheidung dem Ministerrat mitgeteilt. Wenn der Rat dieser Version
ebenfalls zustimmt, ist das Gesetz erlassen. Falls nicht, gibt es die Möglichkeit einer zweiten
Lesung im Parlament, einen Vermittlungsausschuss und schließlich eine dritte Lesung.
Maßgebliche Akteure bei der Gesetzgebung sind also das Parlament, der Ministerrat und
die Kommission. (Vgl. europarl.eu [b])
2.4.1.3 Rat der Europäischen Union
Der Rat der Europäischen Union (oder Ministerrat) ist ein intergouvernementales Organ
(im Gegensatz zu Kommission und Parlament, die beide supranationale – also eigenstän-
dige, überstaatliche – Organe sind). Er hat so viele Mitglieder wie es Mitgliedsstaaten in der
EU gibt und setzt sich je nach Themenfeld (z. B. Justiz und Inneres oder Wettbewerbsfähig-
keit) unterschiedlich zusammen. Die Mitgliedsstaaten lassen sich von RepräsentantInnen
auf Ministerebene vertreten, welche die Befugnis haben, verbindliche Verhandlungen zu
führen. (Vgl. Nißl 2011: 74) Der Ministerrat stellt „eine direkte Verbindung zwischen der
EU-Ebene und der mitgliedsstaatlichen Interessenvermittlung her“ (Weidenfeld/Wessels
2014: 393).
Wie oben bereits geschildert wurde, spielt der Ministerrat zusammen mit dem Parlament
eine wichtige Rolle im Gesetzgebungsverfahren. Er ist aber z. B. auch für die wirtschaftspo-
litische Koordinierung der Mitgliedsländer und für das Aushandeln internationaler Abkom-
men zwischen der EU und Drittstaaten verantwortlich. Zu seinen zentralen Pflichten gehö-
ren auch Fragen der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik. (Vgl. Nißl 2011: 74-75)
Der Sitz des Rats befindet sich in Brüssel; im April, Juni und Oktober finden die Sitzungen
aber in Luxemburg statt. Das Generalsekretariat des Rates beschäftigt etwa 3.100 Beamte.
Der Vorsitz wechselt turnusmäßig alle sechs Monate, wobei er unter den Mitgliedern ro-
tiert. Die meisten Ratsformationen tagen zwei Mal pro Präsidentschaft, manche aber
durchaus häufiger, wie z. B. der Ecofin-Rat, also die Wirtschafts- und FinanzministerInnen.
(Vgl. Weidenfeld/Wessels 2014: 392 ff.) Die aktuelle Präsidentschaft hat seit dem 1. Juli
2015 Luxemburg inne. Allerdings findet immer eine enge Zusammenarbeit mit dem vorher-
gehenden bzw. nachfolgenden Vorsitz statt, sodass der aktuelle „Dreiervorsitz“ auch Italien
und Lettland einschließt. (Vgl. consilium.europa.eu [a])
Eine Schlüsselfunktion in der Zusammenarbeit zwischen Ministerrat und Regierungen der
Mitgliedsstaaten kommt dem Ausschuss der Ständigen Vertreter (AStV oder COREPER –
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Comité des Représentants Permanents) zu. Er bereitet die Arbeit der Fachministerräte vor
und bemüht sich um eine „einvernehmliche Beschlusslage“ (Bergmann 2015: 802). Der
AStV ist also die Verbindung zwischen fachlicher Vorbereitungsphase und politischer Ent-
scheidungsebene. Die Ständigen Vertreter repräsentieren dabei die Mitgliedsstaaten und
sind an die Weisung ihrer jeweiligen Regierung gebunden. Der Ausschuss existiert in zwei
Formationen: Dem AStV-2 gehören die Ständigen Vertreter der 28 Mitgliedsstaaten an; sie
haben Botschafterrang. Diese Formation ist z. B. für Außenbeziehungen, Wirtschaft, Finan-
zen und Inneres zuständig. Der AStV-1 setzt sich aus den StellvertreterInnen der Ständigen
Vertreter (in der Regel hohe BeamtInnen) zusammen und ist beispielsweise für Landwirt-
schaft, Soziales, Umwelt und Kultur zuständig. Der AStV gilt als „zentrale Problemlösungs-
instanz“ (Bergmann 2015: 96) des Ministerrates. (Vgl. Bergmann 2015: 94-96)
2.4.1.4 Europäischer Rat
Der Europäische Rat ist die Versammlung der Staats- und Regierungschefs aller EU-Mit-
gliedsstaaten und wurde mit dem Vertrag von Lissabon zur unabhängigen Institution. Er
tagt mindestens viermal pro Jahr, in Krisensituationen aber durchaus häufiger. An den Sit-
zungen nehmen auch der Präsident der Kommission und die Hohe Vertreterin der Union
für Außen- und Sicherheitspolitik teil. Der Europäische Rat ist kein gesetzgebendes Organ.
Auf den Tagungen des Rates werden daher keine Rechtsvorschriften verabschiedet, son-
dern sogenannte Schlussfolgerungen und Erklärungen zu den verschiedensten Themen an-
genommen (z. B. Währungs-, Migrations- oder Umweltpolitik). So werden langfristige Ziele
und Prioritäten der EU bestimmt. In Krisenzeiten kommt dem Europäischen Rat eine zent-
rale Rolle als Führungsgremium zu. (Vgl. Weidenfeld/Wessels 2014: 233-237)
Das Amt des Präsidenten des Europäischen Rates in seiner jetzigen Form wurde mit dem
Vertrag von Lissabon geschaffen. Seit dem 1. Dezember 2014 bekleidet dieses Amt der ehe-
malige polnische Premierminister Donald Tusk. (Vgl. consilium.europa.eu [b]) Eine Amtszeit
dauert zweieinhalb Jahre; eine einmalige Wiederwahl ist möglich. Der Amtsinhaber fun-
giert vor allem als Sitzungsleiter, Mediator und Impulsgeber, bereitet Sitzungen vor, sorgt
für Kontinuität und nimmt die Außenvertretung in Angelegenheit der Gemeinsamen Au-
ßen- und Sicherheitspolitik wahr. (Vgl. Weidenfeld/Wessels 2014: 389-391)
Der Europäische Rat und der Rat der Europäischen Union (Ministerrat) sind nicht zu ver-
wechseln mit dem Europarat – einer eigenständigen internationalen Organisation, die 1949
gegründet wurde und heute 47 Mitglieder zählt. Sie ist vollständig unabhängig von der EU
und vor allem dem Schutz von Menschenrechten, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit ver-
schrieben (vgl. coe.int).
2.4.1.5 Europäischer Gerichtshof
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) in Luxemburg setzt sich aus dem Gerichtshof, dem Ge-
richt und dem Gericht für den öffentlichen Dienst zusammen. Die 28 RichterInnen und neun
(ab dem 7. Oktober 2015: elf) GeneralanwältInnen des Gerichtshofs werden von den Re-
gierungen der Mitgliedsstaaten einvernehmlich für sechs Jahre ernannt. Auch das Gericht
hat 28 RichterInnen aus allen Mitgliedsstaaten, die für eine sechsjährige Amtszeit entsandt
werden. Das Gericht für den öffentlichen Dienst hingegen beschäftigt nur sieben RichterIn-
nen.
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Der EuGH ist für den Schutz des europäischen Rechts, also der Gründungsverträge und des
Gemeinschaftsrechts, zuständig. Er soll die Einheit der Rechtsprechung garantieren, d.h.
sicherstellen, dass die europäische Gesetzgebung in allen Mitgliedsstaaten identisch aus-
gelegt wird und die Rechtsprechung somit für jeden konform ist. Gleichzeitig überprüft der
EuGH „die Rechtmäßigkeit der Handlungen der Organe“ (vgl. curia.europa.eu [a]) der Union
und wacht darüber, dass den Verpflichtungen, die sich für die Mitgliedsstaaten aus den
Verträgen ergeben, nachgekommen wird. Der Gerichtshof kann ein Vertragsverletzungs-
verfahren gegen ein Mitgliedsland einleiten. Andererseits kann z. B. auch ein Organ der
Union eine Untätigkeitsklage gegen ein anderes Organ einreichen oder ein Mitgliedsstaat
gegen ein Organ der Union klagen. (Vgl. Nißl 2011: 75 bzw.curia.europa.eu [a])
2.4.1.6 Europäische Zentralbank
Die Europäische Zentralbank (EZB) mit Sitz in Frankfurt wurde in ihrer heutigen Form 1998
begründet; sie ging aus dem Europäischen Währungsinstitut (EWI) hervor. Mit der Einfüh-
rung des Euro zum 1. Januar 1999 übernahm sie die geldpolitischen Kompetenzen der teil-
nehmenden Mitgliedsstaaten. Heute sind 19 Länder Teil der Eurozone3. (Vgl. Weiden-
feld/Wessels 2014: 256)
Zusammen mit den Zentralbanken der Mitgliedsstaaten bildet die EZB das Europäische Sys-
tem der Zentralbanken (ESZB oder Eurosystem). Die Beschlussorgane der EZB sind das EZB-
Direktorium, der EZB-Rat und der Erweiterte EZB-Rat. Die operationale Leitung ist Aufgabe
des EZB-Direktoriums. Es besteht aus sechs Mitgliedern: PräsidentIn der EZB, Vizepräsiden-
tIn sowie vier weiteren Mitgliedern. Sie alle sind ebenfalls Mitglieder im EZB-Rat, zusam-
men mit den GouverneurInnen der Zentralbanken des Euroraums. Die Beschlüsse des EZB-
Rats (die für gewöhnlich im Zwei-Wochen-Rhythmus getroffen werden), werden vom Di-
rektorium umgesetzt. Zu diesen Beschlüssen gehört z. B. die Festlegung des Leitzinses für
den Euroraum. Der Erweiterte EZB-Rat ist für Themen zuständig, die neben den Euro-Län-
dern auch die übrigen EU-Mitglieder betreffen. Vordringliche Aufgaben der EZB sind die
Gewährleistung der Preisstabilität und die Unterstützung der Wirtschaftspolitik der Union.
(Vgl. Weidenfeld/Wessels 2014: 257)
2.4.1.7 Europäischer Rechnungshof
Der Europäische Rechnungshof (EuRH) hat seinen Sitz in Luxemburg. Er wurde eingerichtet,
um die Finanzen der EU zu prüfen. Ausgangspunkt dafür ist der EU-Haushalt, also dessen
Einnahmen- und Ausgabenseite. Darüber hinaus prüft der EuRH aber auch Mittel, die au-
ßerhalb des Haushaltsplans stehen, also beispielsweise die Finanzmittel von durch die EU
geschaffenen Einrichtungen. Ausgenommen sind hiervon die EZB und die Europäische In-
vestitionsbank. (Vgl. eca.europa.eu [a]) Theoretisch ist der EuRH auch für die Rechnungs-
prüfung der eigenen Haushaltsführung verantwortlich, lässt diese jedoch tatsächlich von
unabhängigen, externen Prüfungsgesellschaften durchführen (vgl. Weidenfeld/Wessels
2014: 405).
3 Diese sind: Belgien, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Lettland, Li-
tauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Portugal, Slowakei, Slowenien, Spanien und Zypern (vgl.
ecb.europa.eu).
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Der EuRH setzt sich zusammen aus je einem Vertreter bzw. einer Vertreterin aus allen
28 Mitgliedsstaaten. Den Präsidenten oder die Präsidentin wählen die VertreterInnen aus
ihrer Mitte. Die Auswahl der VertreterInnen der Mitgliedsstaaten erfolgt nach strengen Kri-
terien, da neben der Fachkompetenz vor allem ihre Unabhängigkeit und Unbestechlichkeit
unerlässlich ist. Es ist ihnen während ihrer sechsjährigen Amtszeit untersagt, eine andere
Berufstätigkeit auszuüben. (Vgl. ebd.)
Der EuRH ist in fünf Kammern untergliedert. Vier Kammern sind für die Prüfung der Ein-
nahmen und Ausgaben der Union verantwortlich; eine horizontale Kammer ist für Quali-
tätssicherung, Koordinierung, Evaluierung und Entwicklung zuständig. Geprüft werden ne-
ben der korrekten Umsetzung von Rechtsvorschriften und Rahmenregelungen auch die
Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit bestimmter Maßnahmen. Auf diese Weise soll der
EuRH zur optimalen Ressourcennutzung in der Union beitragen und die Transparenz der
Finanzverwaltung gewährleisten. Er beschäftigt etwa 900 MitarbeiterInnen in drei Berei-
chen (Prüfung, Übersetzung, Verwaltung). (Vgl. eca.europa.eu [b])
2.4.2 Weitere wichtige Einrichtungen
Zu den Einrichtungen der Union gehören z. B. auch der Europäische Bürgerbeauftragte, der
Europäische Datenschutzbeauftrage und der Europäische Auswärtige Dienst, die im Rah-
men dieser Arbeit aber nicht näher erläutert werden sollen, da sie über keinen eigenen
Übersetzungs- oder Dolmetschdienst verfügen und ihre Aufgaben daher von untergeord-
neter Bedeutung für die vorliegende Arbeit sind.
2.4.2.1 Ausschuss der Regionen
Der in Abschnitt 2.2 bereits erwähnte Ausschuss der Regionen (AdR) mit Sitz in Brüssel ist
die Versammlung der Regional- und KommunalvertreterInnen der EU. Er zählt 353 Mitglie-
der aus allen 28 EU-Staaten. Bei den Ausschussmitgliedern handelt es sich um gewählte
VetreterInnen lokaler oder regionaler Behörden. (Vgl. europa.eu [b])
Der Ausschuss der Regionen ist ein beratendes Organ, das die Interessen der lokalen und
regionalen Ebenen bündelt und in den gesetzgebenden Prozess der Union einbringt. Die
Auswirkungen geplanter Rechtsakte auf die BürgerInnen sollen auf diese Weise frühzeitig
berücksichtigt werden. Der AdR leistet einen wichtigen Beitrag zur Einhaltung der Grund-
sätze der Subsidiarität, der Bürgernähe und der Zusammenarbeit zwischen den unter-
schiedlichen Ebenen. Neben seiner beratenden hat der Ausschuss auch eine Kontrollfunk-
tion: Bei Subsidiaritätsverletzungen kann er vor dem EuGH klagen. (Vgl. Weidenfeld/Wes-
sels 2014: 94 ff.)
Der Ausschuss ist in Präsidium, Fachkommission und Plenum untergegliedert. Jedes Land
entsendet eine nationale Delegation, deren VertreterInnen in der Regel außerdemMitglie-
der politischer Fraktionen sind. Des Weiteren haben sich innerhalb des Ausschusses the-
matisch bzw. geografisch orientierte interregionale Gruppen gebildet. (Vgl. ebd.)
2.4.2.2 Wirtschafts- und Sozialausschuss
Der 1958 gegründete Wirtschafts- und Sozialausschuss (WSA) ist wie der Ausschuss der Re-
gionen ein beratendes Organ und hat ebenfalls 353 Mitglieder aus den 28 EU-Staaten (er
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diente als Vorbild für den Ausschuss der Regionen). Deutschland, Frankreich, Italien und
das Vereinigte Königreich entsenden mit je 24 die meisten Mitglieder. (Vgl. Weiden-
feld/Wessels 2014: 464-465) Der Ausschuss versteht sich als eine „Brücke zwischen den EU-
Institutionen und der organisierten Zivilgesellschaft“ (eesc.europa.eu).
Auch der Wirtschafts- und Sozialausschuss hat seinen Sitz in Brüssel; er zählt etwa 720 Mit-
arbeiterInnen im Generalsekretariat. Über eine Entscheidungskompetenz verfügt das Gre-
mium nicht, seine Einflussnahme erfolgt über Stellungnahmen. Bei manchen Themenbe-
reichen (z. B. Agrar- und Fischereipolitik, Bildung, Gesundheitswesen) sind Parlament, Kom-
mission oder Rat dazu verpflichtet, den Ausschuss anzuhören (obligatorische Befassung);
in anderen Bereichen können die Institutionen den WSA anhören, wenn sie es für zweck-
mäßig befinden (fakultative Befassung). Das Plenum des WSA tagt neunmal jährlich. Es teilt
sich in drei große Gruppen auf: Arbeitnehmer (121 Mitglieder), Arbeitgeber (117 Mitglie-
der) und sonstige Vertreter der Zivilgesellschaft (109 Mitglieder). Des Weiteren existieren
diverse monatlich tagende Fachgruppen, mehrere Beobachtungsstellen und eine bera-
tende Kommission für den industriellen Wandel. (Vgl. Weidenfeld/Wessels 2014: 464 ff.)
2.4.2.3 Europäische Investitionsbank
Die Europäische Investitionsbank (EIB) wurde bereits 1958 mit Inkrafttreten der Römischen
Verträge gegründet. Sie saß zunächst in Brüssel, wurde aber 1968 nach Luxemburg verlegt,
wo sie bis heute ansässig ist. Als Finanzierungsbank der EU sind ihre wichtigsten Aufgaben
die Förderung einer gleichmäßigen Entwicklung in der Union, also vor allem von Wachstum
und Beschäftigung, und die Unterstützung der EU-Entwicklungshilfe- und Kooperationspo-
litik. Das Kapital der Bank stammt aus den Mitgliedsstaaten, nicht aus dem Haushalt der
EU. Etwa 90 % der Darlehen der Bank werden innerhalb der EU vergeben. Im Jahr 2000
wurde die EIB zur Hauptanteilseignerin des 1994 ins Leben gerufenen Europäischen Inves-
titionsfonds (EIF). Der EIF stellt vor allem kleinen und mittelständischen Unternehmen in
der Gründungsphase Kapital zur Verfügung, indem er sie durch Risikokapital unterstützt
und gegenüber Finanzinstituten für sie bürgt. (Vgl. eib.org [a],[b]; europa.eu [e])
Die Bank verfügt über drei beschlussfähige Gremien. Der Verwaltungsrat der Bank besteht
aus einem Direktor oder einer Direktorin je EU-Mitgliedsstaat sowie einem Vertreter oder
einer Vertreterin der europäischen Kommission. Das Exekutivorgan der Bank ist das Direk-
torium, welches für die laufenden Geschäfte verantwortlich zeichnet. Im Rat der Gouver-
neurInnen sind MinisterInnen (in der Regel FinanzministerInnen) aus allen EU-Staaten ver-
treten. Sie legen die Richtlinien für die Darlehensvergabe fest. (Vgl. eib.org [a],[b]; eu-
ropa.eu [e])
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3 Mehrsprachigkeit und Sprachenpolitik bei der Europäischen Union
Mehrsprachigkeit in der Europäischen Union hat mehrere Dimensionen. Neben der institu-
tionellen Mehrsprachigkeit (die den Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit bildet) wird auch
zwischen gesellschaftlicher und individueller Mehrsprachigkeit unterschieden, was in der
Einleitung zur vorliegenden Arbeit (Abschnitt 1.3) bereits angedeutet wurde. Gesellschaft-
liche Mehrsprachigkeit meint hier, dass in einer bestimmten Gesellschaft mehr als eine
Sprache gesprochen wird; individuelle Mehrsprachigkeit, dass eine Person mehr als eine
Sprache beherrscht (vgl. Longman 2007: 187). Auch diese beiden Dimensionen werden als
Teil europäischer Sprachenpolitik im Rahmen der vorliegenden Arbeit behandelt werden,
wenn auch in geringerem Umfang. Gesellschaftliche Mehrsprachigkeit findet sich in Form
von Schutzmaßnahmen für Regional- und Minderheitensprachen wieder, die in Abschnitt
3.2.1 näher beleuchtet werden. Im Bereich der individuellen Mehrsprachigkeit engagiert
sich die EU in Form von sprachenverbreitungspolitischen Programmen, die in Abschnitt
3.2.2 erläutert werden. Zuvor soll aber erörtert werden, auf welchen rechtlichen Grundla-
gen die Mehrsprachigkeit bei der Union fußt. Auf diesen rechtlichen Grundlagen baut jed-
wede Sprachenpolitik der Union auf.
3.1 Rechtliche Grundlagen der Mehrsprachigkeit bei der EU
Die Verträge, auf denen die EU rechtlich fußt, werden als Primärrecht bezeichnet: Sie ha-
ben Vorrecht vor nationalem Recht und werden in den Mitgliedsstaaten unmittelbar ange-
wendet. Die Gesamtheit des Europarechts wird als acquis communautaire bezeichnet. (Vgl.
Nißl 2011: 60-61)
Im Rahmen ihrer Dissertation hat Sandra Nißl (2011: 60 ff.) das Primärrecht der EU auf seine
Bedeutung für die Sprachenfrage hin untersucht. Was den EGKS-Vertrag angeht, stellt sie
fest, dass die Verwendung von Sprachen hier noch überhaupt nicht geregelt ist. Erst die
1958 verabschiedete Ratsverordnung 1/58 befasst sich mit dem Thema und legt fest, dass
Deutsch, Französisch, Italienisch und Niederländisch die gleichberechtigten offiziellen
Amts- und Arbeitssprachen sind. Diese Verordnung ist bis heute gültig und wurde mit jeder
Erweiterung an die neue Sprachensituation angepasst, indem die neuen Amts- und Arbeits-
sprachen der Liste hinzugefügt wurden. (Vgl. ebd.) Der Völker- und Europarechtler Thomas
Bruha (1998: 84) bezeichnet diese Gleichberechtigung der nationalen Amtssprachen der
EU-Mitgliedsstaaten als „[g]rundlegendstes Prinzip des gemeinschaftlichen Sprachenre-
gimes“. Sandra Nißl (2011: 82) sieht in der Verabschiedung der Verordnung 1/58 die „Ge-
burtsstunde“ der Mehrsprachigkeit in der Union. Weiterhin ist in Artikel 6 der Verordnung
1/58 festgelegt, dass jede Institution in ihrer Geschäfts- oder Verfahrensordnung das Spra-
chenregime individuell regeln kann4. Daher stellt sich die Situation in den verschiedenen
Organen und Einrichtungen sehr unterschiedlich dar, was im vierten Kapitel näher erläutert
wird.
In den Römischen Verträgen ist geregelt, nach welchem Verfahren innerhalb der EU über
die Sprachenfrage entschieden wird: „Der Europäische Rat entscheidet über die Sprachen
4 Die vollständige Verordnung ist im Anhang nachzulesen.
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nach dem Prinzip der Einstimmigkeit“ (Gerhards: 2010: 127). Daher gilt: „Eine Änderung
der jetzt geltenden Regelungen zu erreichen, ist fast aussichtslos, weil jedes der […] Mit-
gliedsländer ein Veto-Spieler ist“ (ebd.). Auch Thomas Bruha (1998: 95) stellt fest, dass die
Sprachenregelung aus verfahrensrechtlicher Sicht eine „recht ‚innovationsresistente‘ Ma-
terie“ ist.
Im Vertrag von Maastricht 1992 wird erstmals eine konkrete Aussage zur Rolle der EU bei
Bildung und Kultur und damit auch bei den Sprachen getroffen: Das „Erlernen und Verbrei-
ten der Sprachen der Mitgliedsstaaten sowie die Erhaltung und Verbreitung der kulturellen
Vielfalt Europas“ (Haselhuber 2012: 151; Hervorh. im Orig.) werden als Ziele der Gemein-
schaft genannt. Darauf können sich die in Abschnitt 3.2.2 geschilderten Programme zur
Sprachenverbreitung berufen.
Im heutigen Art. 24 AEUV ist das Recht aller UnionsbürgerInnen geregelt, sich schriftlich in
einer der Vertragssprachen an jedes Organ und jede Einrichtung zu wenden und Antwort
in derselben Sprache zu erhalten (vgl. aeuv.de), was auch schon in Verordnung 1/58 fest-
gelegt war. Alle Amtssprachen der EU sind gleichzeitig auch Vertragssprachen, was bedeu-
tet, dass die Verträge in diesen Sprachen abgefasst sein müssen und verbindlich sind.
Dadurch, dass alle Sprachfassungen des Primärrechts verbindlich sind, soll eine einheitliche
Auslegung des Rechts gewährleistet werden. (Vgl. Nißl 2011: 77-79)
Als problematisch erweist sich, dass in den Verträgen nicht genau geregelt ist, wie Amts-
und Arbeitssprachen zu definieren sind – diese „Ungenauigkeit zieht sich durch alle Ver-
träge hindurch und ist bis heute nicht ausgeräumt“ (Nißl 2011: 79). Alle 24 Amtssprachen
der EU sind rechtlich „Amts- und Arbeitssprachen“, obwohl z. B. bei der Kommission de
facto nur Englisch, Französisch und Deutsch Arbeitssprachen im Sinne von Nißl (2011: 77)
sind, nämlich „Sprachen, die im täglichen Gebrauch zwischen und in den Institutionen, Or-
ganen und Abteilungen“ der EU verwendet werden.
3.2 Europäische Sprachenpolitik
Die „Ideenschmiede europäischer Sprachenpolitik“ (Nißl 2011: 128) ist die Europäische
Kommission.Wie gerade erläutert wurde, erhielt die EU ihre sprachen- und kulturpolitische
Kompetenz mit dem Vertrag von Maastricht 1992. Allerdings liegt die Verantwortung für
Sprachenpolitik und vor allem Bildungspolitik eher bei den Mitgliedsstaaten, die EU hat in
diesem Bereich nur ein recht begrenztes Mandat. (Vgl. ebd.)
3.2.1 Schutz von Regional- und Minderheitensprachen
Der niederländische Sprachwissenschaftler Theo van Els (2005: 270) weist zurecht darauf
hin, dass die 24 Sprachen, die bei der EU als Amtssprachen verankert sind, bereits eine
recht grobe Eingrenzung darstellen, da der Sprachenreichtum in der Union noch sehr viel
größer ist. Er betont, dass in praktisch allen Mitgliedsstaaten mehr als eine Sprache gespro-
chen wird (vgl. ebd.). Es wird von ca. 60 Regional- und Minderheitensprachen ausgegangen
und etwa 40 Millionen SprecherInnen von Minderheitensprachen, wobei die Angaben
recht stark schwanken (vgl. Nißl 2011: 223). Zu den europäischen Minderheitensprachen
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zählen neben Baskisch, Bretonisch, Friesisch, Jiddisch, Aragonesisch und Korsisch beispiels-
weise auch Ladinisch und Gälisch (vgl. ec.europa.eu [e]). Außerdem werden diverse nicht-
europäische Migrantensprachen gesprochen. Van Els‘ (2005: 266) Fazit lautet daher:
„[M]ultilingualism in the EU is enormous, extremely varied and very complex“.
Für die Einordnung als Minderheitensprache spielen natürlich empirische Daten wie z. B.
die Anzahl der SprecherInnen eine Rolle, aber beispielsweise auch die Machtverhältnisse
der Sprachgruppen und vor allem das subjektive Empfinden, einer Sprachminderheit anzu-
gehören (vgl. Witt 2010: 35). Die Europäische Kommission (2004b: 8) unterscheidet drei
Gruppen von Regional- und Minderheitensprachen: Sprachen, die „in einer bestimmten
Region gesprochen werden, die sich ganz oder teilweise über einen oder mehrere Mit-
gliedsstaaten“ erstreckt (z. B. das Baskische und das Sardische); Sprachen, die in einem
Staat von einer Minderheit gesprochen werden und zugleich Amtssprache in einem ande-
ren Staat sind (z. B. Dänisch in Deutschland) und Sprachen, die „nicht territorial verankert
sind“ (z. B. Romanes, die Sprache der Sinti und Roma). (Vgl. Europäische Kommission
2004b: 8)
Wie Gerhards (2011: 166) darlegt, ist die „Geschichte der Minderheitensprachen in den
letzten 200 Jahren vielerorts eine Geschichte ihrer Unterdrückung“, da im Zusammenhang
mit der Bildung von Nationalstaaten „die Sprachen der Minderheiten vielfach benachteiligt,
zum Teil verboten und ihre Sprecher oft auf unterschiedliche Art und Weise unterdrückt“
(ebd.) wurden und werden. Erst mit Beginn der 1970er Jahre fasste die Idee des Schutzes
der Minderheitensprachen langsam Fuß. Dazu trugen auch verschiedene internationale Or-
ganisationen bei (vgl. Gerhards 2011: 166). 1992 wurde vom Europarat die Europäische
Charta der Regional- und Minderheitensprachen verabschiedet, 1995 das Rahmenabkom-
men zum Schutz nationaler Minderheiten (vgl. Gerhards 2010: 142). Die Charta der Regio-
nal- und Minderheitensprachen ist völkerrechtlich legitimiert; für die Umsetzung sind in
erster Linie die nationalen Regierungen zuständig, wobei Verstöße gegen den Schutz von
Sprachminderheiten nicht durch Sanktionen geahndet werden (vgl. Nißl 2011: 229).
Nicht alle 47 Mitglieder des Europarates und auch nicht alle 28 EU-Staaten haben die
Charta unterzeichnet bzw. ratifiziert. So haben beispielsweise Belgien, Estland, Irland, Lett-
land und Griechenland nicht unterzeichnet. Unterzeichnet, aber bisher nicht ratifiziert
wurde das Dokument z. B. von Frankreich, Italien und Malta. (Vgl. conventions.coe.int)
Von Seiten der EU wurden noch weitere Maßnahmen zum Schutz und zur Förderung von
Regional- und Minderheitensprachen getroffen. 1982 wurde auf Initiative des Europäi-
schen Parlaments das Europäische Büro für Sprachminderheiten, kurz EBLUL (European Bu-
reau for Lesser-Used Languages), mit Sitz in Dublin ins Leben gerufen (vgl. Haselhuber 2012:
240). Dort wurde das europaweite Mercator-Netzwerk, benannt nach dem flämischen Uni-
versalgelehrten Gerardus Mercator, der im 16. Jahrhundert lebte, aufgebaut. Ein wichtiges
Ziel des Mercator-Netzwerks ist die Information der Öffentlichkeit, also die Schaffung eines
öffentlichen Bewusstseins für die Belange von Sprachminderheiten. Bis 1994 unterstand
Mercator dem EBLUL, inzwischen wird es von der Kommission finanziert. (Vgl. Nißl 2011:
237-238) Das EBLUL wurde 2010 aufgrund von Finanzierungsproblemen aufgelöst (vgl.
eblul.eurolang.net).
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Heute gehören dem Mercator-Netzwerk fünf Forschungs- und Dokumentationszentren in
Leeuwarden, Aberystwyth, Barcelona, Budapest und Stockholm mit jeweils unterschiedli-
chen Arbeitsschwerpunkten an (vgl. mercator-research.eu). Mercator arbeitet eng mit dem
Network to Promote Linguistic Diversity (NPLD) zusammen, welches wiederum eng mit der
EU verbunden ist und von der Europäischen Kommission finanziell unterstützt wird (vgl.
npld.eu).
Bei der Europäischen Union genießen einige wenige Minderheitensprachen einen Sonder-
status, sodass sie bei den Institutionen verwendet werden können, obwohl sie nicht als
Amtssprachen der EU anerkannt sind. Dazu gehören Baskisch, Galicisch und Katalanisch
sowie Walisisch und Schottisch-Gälisch. Um diese Regelung zu ermöglichen, wurden mit
der spanischen bzw. britischen Regierung jeweils Vereinbarungen getroffen. Übersetzun-
gen in diese Sprachen werden von den Regierungen auf eigene Kosten bereitgestellt. Ver-
dolmetschungen aus dem Baskischen, Katalanischen und Galicischen (aber nicht umge-
kehrt) werden auf Anfrage für Tagungen des Rates mit VertreterInnen aus den betreffen-
den Regionen sowie für Tagungen des Plenums des Ausschusses der Regionen und des
Wirtschafts- und Sozialausschusses ermöglicht. Gleiches wurde mit den schottischen und
walisischen Behörden vereinbart. Die Kosten für eine solche Verdolmetschung müssen vom
jeweiligen Mitgliedsstaat getragen werden. (Vgl. Europäische Kommission 2013)
Die Förderung, die man den Minderheitensprachen in den letzten Jahrzehnten hat ange-
deihen lassen, ist nicht gänzlich unumstritten. Kritisch äußert sich beispielsweise der Berli-
ner Professor für Makrosoziologie Jürgen Gerhards (2011: 181 ff.). Er ist der Ansicht, dass
die aktive Förderung von Minderheitensprachen (im Gegensatz zu einem bloßen Schutz
von Minderheitensprachen) mitunter höhere Kosten verursacht als Nutzen einbringt. Als
Beispiel dafür nennt er das obligatorische Erlernen einer Minderheitensprache in der
Schule. Den „Kommunikationsnutzen“ einer Minderheitensprache „im Sinne der Erreich-
barkeit von Menschen“ bezeichnet Gerhards (2011: 181) als begrenzt. Daher wäre seiner
Ansicht nach die Zeit, die zum Erlernen dieser Sprache aufgewandt wird, besser in das Er-
lernen einer Sprache mit höherem kommunikativem Nutzen investiert, welche Bildungs-
wege im Ausland eröffnet und die Arbeitsmarktchancen erhöht (vgl. Gerhards 2011: 182).
Sein Fazit lautet: „Die Förderung von Minderheitensprachen kann […] zum einen zu indivi-
duellen Nachteilen für die Mitglieder der Minderheitengruppe führen, zum anderen aber
auch zu negativen Effekten auf der Makroebene.“ (ebd.).
3.2.2 Förderung des Fremdsprachenerwerbs
Die Förderung der Mehrsprachigkeit ihrer BürgerInnen ist neben dem Schutz der Regional-
und Minderheitensprachen ebenfalls erklärtes Ziel der Union. Die Idealvorstellung ist, dass
alle BürgerInnen neben ihrer Muttersprache zwei weitere EU-Sprachen sprechen. Dabei
wird keiner Sprache eine spezielle Bedeutung beigemessen, alle Sprachen sind gleichran-
gig. (Vgl. Gerhards 2010: 146)
Wie Gerhards (2010: 146-147) unterstreicht, sind die Motive für die Förderung sowohl so-
zialer und kultureller als auch wirtschaftlicher Natur. Die Union verspricht sich von den För-
dermaßnahmen (welche später noch näher erläutert werden) einerseits ein verbessertes
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Verständnis zwischen den Menschen und den Abbau von Vorurteilen, andererseits die
Schaffung von Arbeitsplätzen, mehr Mobilität und eine Verbesserung der Wettbewerbsfä-
higkeit. Es handelt sich also auch um eine Investition in die „Verbesserung des Humankapi-
tals“ (ebd.) der BürgerInnen und einen Beitrag zum Wirtschaftswachstum.
Die Maßnahmen der EU zur Förderung der Mehrsprachigkeit sind vielfältig. Seit 1979 koor-
dinieren die Regierungen der Mitgliedsstaaten ihre Politik im Bereich Fremdsprachener-
werb und haben sich auf diverse Standards geeinigt (vgl. Patten 2007: 16). Bereits Ende der
1980er Jahre wurden die ersten sprachenverbreitungspolitischen Programme ins Leben ge-
rufen (vgl. Haselhuber 2012: 196). 1990 wurde Lingua gestartet, ein ehrgeiziges Programm,
das die EU-BürgerInnnen zum Erlernen einer Fremdsprache animieren sollte (vgl. Patten
2007: 16).
Ein besonders wichtiges und langlebiges Programm ist das Programm für Lebenslanges Ler-
nen (LLP); es blickt bereits auf eine 20-jährige Geschichte zurück. Die ersten beiden Gene-
rationen (von 1995 bis 1999 und 2000 bis 2006) beinhalteten die Programme Sokrates (für
die Bildung allgemein) und Leonardo (für die berufliche Aus- und Weiterbildung). Die Initi-
ative schloss dabei von Anfang an mehr als nur die EU-Mitgliedsstaaten ein. Sie begann
1995 als Kooperation zwischen den damals 15 Mitgliedsstaaten sowie Norwegen, Island
und Liechtenstein; 2004 stießen die zehn neuen Mitgliedsstaaten hinzu und über bilaterale
Abkommen nehmen heute auch die Schweiz und die diversen Beitrittskandidaten teil. (Vgl.
Nißl 2011: 176-177)
2007 wurden dann die vier Einzelprogramme Grundtvig, Erasmus, Leonardo da Vinci und
Comenius unter dem Schirm des LLP subsumiert. Das Programm hatte unter dem mehrjäh-
rigen Finanzrahmen 2007 bis 2013 ein Budget von 7 Milliarden Euro. Die Programme waren
alle auf unterschiedliche Weise auch der Förderung des Fremdsprachenerwerbs gewidmet,
richteten sich aber an unterschiedliche Zielgruppen. So war Comenius an Vorschulen, Schu-
len bis Ende des Sekundarbereichs II, Lehreraus- und Fortbildungsprogramme und Schul-
verwaltungseinrichtungen gerichtet. Gefördert wurden beispielsweise Schulpartnerschaf-
ten und Lehrerfortbildungen im Ausland. Erasmus hingegen richtete sich an Hochschulen,
war also beispielsweise zur Förderung von Auslandsstudien und Gastdozenturen gedacht.
Leonardo da Vinci umfasste die Förderung für den Bereich der beruflichen Aus- und Wei-
terbildung, also z. B. an berufsbildenden Schulen oder in Unternehmen. Grundtvig richtete
sich an Einrichtungen der allgemeinen Erwachsenenbildung und finanzierte beispielsweise
Projekte an Volkshochschulen und in Vereinen. (Vgl. Gerhards 2010: 147-148)
Im mehrjährigen Finanzrahmen von 2014 bis 2020 sind alle diese Programme zusammen
mit anderen Programmen aus dem Bereich Bildung, Jugend und Sport unter dem neuen
Schirm Erasmus Plus vereint, diesmal mit einem Budget von 14,7 Milliarden Euro. Damit
sollen mehr als vier Millionen Menschen erreicht werden. (Vgl. ec.europa.eu [f])
Die Fördermöglichkeiten im Rahmen von Erasmus Plus sind sehr vielfältig. Ein erklärtes Ziel
ist dabei wiederum die Förderung der individuellen Mehrsprachigkeit, worauf beispiels-
weise mit Mobilitätsprojekten und Online-Angeboten hingewirkt wird. Im Programmleitfa-
den für Erasmus Plus wird darauf verwiesen, dass Sprachkenntnisse die Beschäftigungsfä-
higkeit verbessern und die Nutzung von Chancen, wie beispielsweise auch die Teilnahme
26
an europäischen Programmen, erst ermöglichen (vgl. ec.europa.eu [f]). Dies trägt zur Be-
kämpfung von Jugendarbeitslosigkeit und zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit bei. Es
wird außerdem betont, dass Mehrsprachigkeit „einer der Eckpfeiler des europäischen Auf-
bauwerks und ein starkes Symbol für das Streben der Europäischen Union nach Einheit in
der Vielfalt“ (ebd.) ist.
3.3 Zuständigkeit in der Kommission
Im Jahr 2004 wurde erstmals eine konkrete Zuständigkeit für das Thema Mehrsprachigkeit
innerhalb der Kommission erteilt. Während José Manuel Barrosos erster Amtszeit als Kom-
missionspräsident (2004-2009) lag sie zunächst beim slowakischen Kommissar für allge-
meine und berufliche Bildung und Kultur, Ján Figeľ. Als 2007 Bulgarien und Rumänien bei-
traten, wurde für beide jeweils ein eigenes Ressort in der Kommission geschaffen. Während
der bulgarischen Kommissarin die Verantwortung für den Verbraucherschutz zufiel, über-
nahm der rumänische Kommissar Leonard Orban das neue Ressort für Mehrsprachigkeit.
(Vgl. ec.europa.eu [m])
Während seiner dreijährigen Amtszeit setzte sich Kommissar Orban entschieden für die
Förderung der Sprachenvielfalt ein. Gleich zu Beginn seiner Amtszeit in einer Rede in Brüs-
sel betonte er die Bedeutung von Sprachkenntnissen für den interkulturellen Dialog, für
Wettbewerbs- und Beschäftigungsfähigkeit und für demokratische Partizipation (vgl.
Orban 2007).
Das Ressort Mehrsprachigkeit wurde mit Beginn der zweiten Amtszeit Barrosos allerdings
wieder abgeschafft und erneut dem Ressort für Bildung und Kultur unterstellt. Daher war
von 2010 bis 2014 die zypriotische Kommissarin Androulla Vassiliou für Mehrsprachigkeit
und Sprachenvielfalt zuständig. (Vgl. Nißl 2011: 84)
In der aktuellen Kommission Juncker wurde die Mehrsprachigkeit wieder von der Bildung
und Kultur getrennt und neu sortiert. Derzeit liegt die Zuständigkeit für die Sprachmitt-
lungsdienste bei der bulgarischen Kommissarin für Haushalt und Personal, Kristalina Geor-
gieva, die auch eine der VizepräsidentInnen der Kommission ist. In ihrer Funktion befasst
sich die Kommissarin allerdings vor allem mit demManagement des EU-Haushalts, der Be-
kämpfung von Korruption und Betrug und der Erhöhung des Frauenanteils in den Führungs-
ebenen der Institutionen. Eine spezifische Verantwortlichkeit oder Agenda für das Thema
Sprachenvielfalt wird bei der Aufzählung ihrer Arbeitsbereiche nicht erwähnt. (Vgl. ec.eu-
ropa.eu [g])
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4 Das Sprachenregime der Europäischen Union
Der Sprachengebrauch in den Institutionen der EU wird als Sprachenregime bezeichnet,
wobei er sich in der Realität so vielfältig gestaltet, dass eigentlich von verschiedenen Regi-
men gesprochen werden könnte.
Wie in Abschnitt 3.1 bereits erwähnt wurde, haben die Institutionen das Recht, individuelle
Regelungen bezüglich des Sprachenregimes in ihren jeweiligen Geschäfts- oder Verfahrens-
ordnungen zu treffen – die Situation gestaltet sich daher in den Institutionen ganz unter-
schiedlich.
In der Europäischen Kommission wird das interne Tagesgeschäft in drei Sprachen - Englisch,
Französisch und Deutsch – abgewickelt. Dabei ist Französisch stärker im Gebrauch als
Deutsch und Englisch stärker als Französisch. Viele Dokumente und große Teile der Web-
seite werden ebenfalls nur in diese drei Sprachen übersetzt. Eine Übersetzung der Doku-
mente in die anderen Amtssprachen findet in der Regel erst dann statt, wenn die Entschei-
dungen bereits getroffen wurden. (Vgl. Nißl 2011: 105 bzw. Gerhards 2010: 130) In den
Sitzungen der Kommission wird aus dem und in das Englische, Deutsche und Französische
gedolmetscht. Ausschreibungen, die von der Kommission im Amtsblatt veröffentlicht wer-
den, erscheinen in allen Amtssprachen. (Vgl. Bergmann 2015: 59)
Alle UnionsbürgerInnen haben unabhängig von ihren sprachlichen Qualifikationen das
Recht, sich ins Europäische Parlament wählen zu lassen. Das Parlament erkennt in seiner
Geschäftsordnung daher ausdrücklich an, dass alle Abgeordneten in ihrer eigenen Sprache
Debatten verfolgen, Redebeiträge leisten und Dokumente lesen und verfassen können.
Auch die EU-BürgerInnen haben das Recht, die Arbeit des Parlaments in ihrer Sprache zu
verfolgen, den Abgeordneten Fragen zu stellen und in ihrer Sprache beantwortet zu be-
kommen. All dies verpflichtet das Parlament dazu, ein Höchstmaß an Mehrsprachigkeit an-
zubieten. Nicht selten wird daher bei Parlamentsdebatten aus allen in alle Amtssprachen
gedolmetscht. Alle Dokumente des Parlaments und weite Teile seines Internetauftritts sind
in allen EU-Amtssprachen zugänglich. (Vgl. europarl.europa.eu [d]) Eine Ausnahme hiervon
bildet das Irische; derzeit werden nur Verordnungen per se ins Irische übersetzt, da mit der
irischen Regierung eine Ausnahmeregelung getroffen wurde (vgl. europa.eu [f]).
Bei nicht offiziellen und nicht öffentlichen Sitzungen sowie im Arbeitsalltag der Abgeord-
neten sind vor allem Englisch und Französisch im Gebrauch. Volle Gleichberechtigung kann
also nur in den Plenarsitzungen gewährleistet werden. (Vgl. Nißl 2011: 106-107) Für die
Kommunikation außerhalb der verdolmetschten Sitzungen und bei informellen Treffen sind
Englisch- oder Französischkenntnisse also unerlässlich, was in Abschnitt 4.5.2 noch detail-
lierter beschrieben wird.
Bei Sitzungen des Ministerrats steht die Verdolmetschung aus allen in alle Amtssprachen
zur Verfügung. Grundsätzlich fasst der Ministerrat nur Beschlüsse auf der Grundlage von
Dokumenten, die in allen Amtssprachen vorliegen. Die Dokumente müssen daher in der
Regel 14 Tage vor der Sitzung in allen Sprachfassungen zugänglich sein. Da die Originaldo-
kumente meist in Englisch oder Französisch verfasst sind, liegen diese Fassungen in der
Regel früher vor als alle anderen Versionen. (Vgl. Bergmann 2015: 58-59)
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Anders stellt sich die Situation in den Arbeitsgruppen des Ministerrates dar. Diese setzen
sich aus MitarbeiterInnen auf Beamten- und nicht Ministerebene zusammen. In den meis-
ten Arbeitsgruppen ist eine Verdolmetschung in die fünf großen Sprachen Deutsch, Eng-
lisch, Französisch, Spanisch und Italienisch üblich. Häufig wird sogar gänzlich ohne Verdol-
metschung verhandelt, auf Englisch und/oder Französisch. Im Ausschuss der Ständigen Ver-
treter wird in die sowie aus den drei großen Sprachen Deutsch, Englisch und Französisch
gedolmetscht; die Übersetzung der Dokumente wird ähnlich wie beim Ministerrat gehand-
habt. (Vgl. Bergmann 2015: 59)
Bei Treffen des Europäischen Rats, also der Staats- und Regierungschefs, gilt ebenfalls ein
sehr umfassendes Sprachenregime. Sitzungen werden aus allen in alle Amtssprachen ge-
dolmetscht und Dokumente werden dem Europäischen Rat in allen Amtssprachen vorge-
legt. (Vgl. Bergmann 2015: 58)
Beim Europäischen Gerichtshof ist die Verfahrenssprache die Sprache, in der die Klage-
schrift eingereicht wurde (sofern diese eine EU-Amtssprache ist), also die Sprache des Klä-
gers. Für Vorabentscheidungsverfahren5 bedeutet dies, dass die Sprache des nationalen
Gerichts, das sich an den Gerichtshof wendet, zur Verfahrenssprache wird. Bei Vertrags-
verletzungsverfahren wird der Prozess in der Sprache des Mitgliedsstaates geführt, der be-
klagt wird. In Rechtsmittelverfahren6 ist grundsätzlich die Sprache, in der das Urteil des
Gerichts ergangen ist, die Verfahrenssprache. (Vgl. Gerichtshof der Europäischen Union
2011: 7) Die interne Arbeitssprache des EuGH ist das Französische. In nicht offiziellen Sit-
zungen wird von den RichterInnen nur Französisch verwendet, was es zur gemeinsamen
Arbeitsgrundlage der RichterInnen macht. Bei diesen Beratungen sind keine Dolmetsche-
rInnen anwesend. Die Urteile des EuGH sind wiederum als Übersetzungen in allen EU-Amts-
sprachen verfügbar. (Vgl. Nißl 2011: 108)
Andere Einrichtungen der Union haben ebenfalls eigene Regelungen bezüglich des Spra-
chenregimes. Das Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt beispielsweise, das für die
Eintragung von Marken und Geschmacksmustern verantwortlich ist, hat seinen Sitz in Ali-
cante. Es verwendet fünf Sprachen: Deutsch, Englisch, Französisch, Italienisch und Spa-
nisch. (Vgl. Nißl 2011: 108) Die Webseite des Amtes ist allerdings in allen Amtssprachen
verfügbar (vgl. oami.europa.eu).
Generell lässt sich für die Sprachenregime der Institutionen feststellen:
Je stärker politische Entscheidungsträger im Vordergrund stehen und je öffentlicher die Situ-
ation ist, desto eher werden alle Amtssprachen benutzt (beispielsweise im Europaparla-
ment). Je mehr Verwaltungsbeamte beteiligt sind und je schwächer der öffentliche Charakter
des Gremiums ist, desto eher findet eine Reduktion der Amtssprachen auf drei oder weniger
Arbeitssprachen statt, zum Beispiel in den Ausschüssen. (Gerhards 2012: 52)
5 Nationale Gerichte können sich mit einem Vorabentscheidungsersuchen an den EuGH wenden, um Aus-
kunft über die Auslegung der europäischen Verträge oder die Gültigkeit einer Handlung der Union zu erhal-
ten (vgl. Gerichtshof der Europäischen Union 2011: 7).
6 Ein Rechtsmittelverfahren kommt zustande, wenn ein nationales Gericht eine Entscheidung des EuGH an-
ficht (vgl. Gerichtshof der Europäischen Union 2011: 7).
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Aktuell verfügt die EU über ein recht kompliziertes Geflecht aus Dolmetsch- und Überset-
zungsdiensten, die jeweils für eine oder mehrere Institutionen und/oder Agenturen arbei-
ten, was im Folgenden genauer beschrieben werden soll. Dies soll einen Einblick in die Ar-
beit der Dienste geben und einen Überblick über den finanziellen und personellen Aufwand
ermöglichen, der im Bereich der Sprachmittlung betrieben wird. Die Zuständigkeit unter-
schiedlicher Dienste für unterschiedliche Institutionen ist dabei nicht nur organisatorischen
Gründen geschuldet, sondern auch dem hohen Fachlichkeitsgrad, der mitunter eine fun-
dierte fachliche Spezialisierung seitens der SprachmittlerInnen erfordert (vgl. McClusky
2003: 82).
Für die Koordination und Kooperation der Sprachmittlungsdienste untereinander wurde
der interinstitutionelle Übersetzungs- und Dolmetschausschuss geschaffen.
4.1 Dolmetschdienste
Bevor die Dolmetschdienste der Kommission, des Parlaments und des Gerichtshofes im De-
tail erläutert werden, sollen kurz ausgewählte Termini aus dem Arbeitsalltag der EU-Dol-
metscherInnen definiert werden.
Beim Dolmetschen wird zwischen aktiven Sprachen (in die gedolmetscht wird) und passi-
ven Sprachen (aus denen gedolmetscht wird) unterschieden, die in die Kategorien A, B und
C eingeteilt werden. Dies entspricht der Einteilung, die auch der internationale Konferenz-
dolmetscherverband AIIC verwendet. Hierbei ist die A-Sprache in der Regel die Mutterspra-
che (oder eine Sprache, die auf dem gleichen Niveau beherrscht wird) und die B-Sprache
die aktive Fremdsprache. Als C-Sprachen werden alle weiteren (passiven) Fremdsprachen
bezeichnet. Bei den EU-Institutionen gilt das Muttersprachenprinzip – in der Regel dolmet-
schen die DolmetscherInnen also ausschließlich in ihre Muttersprache. Von dieser Rege-
lung gibt es wenige Ausnahmen, auf die im Verlauf dieses Abschnitts noch eingegangen
wird. (Vgl. ec.europa.eu [h])
Der am häufigsten verwendete Dolmetschmodus in den Institutionen ist das Simultandol-
metschen, gefolgt vom Konsekutivdolmetschen. Auch wenn der Anteil an im Konsekutiv-
modus gedolmetschten Veranstaltungen in den letzten Jahrzehnten stetig gesunken ist,
wird er heute noch z. B. bei Fachtagungen, Arbeitsessen und Lokalterminen mit kleinen
Gruppen angewendet (vgl. ec.europa.eu [i]).
Neben dem Konsekutiv- und Simultandolmetschen findet mitunter auch der Modus des
Flüsterdolmetschens Anwendung, was aber nur bei geringer Teilnehmerzahl und entspre-
chender räumlicher Nähe möglich ist. Das Flüstern kommt hauptsächlich bei bilateralen
Treffen zur Anwendung und stellt eine Zeitersparnis gegenüber dem Konsekutivmodus dar
(es handelt sich streng genommen um eine Unterart des Simultandolmetschens). Hin und
wieder kommen auch Gebärdendolmetscher zum Einsatz. (Vgl. ec.europa.eu [i])
Bei Sitzungen wird außerdem zwischen symmetrischen und asymmetrischen Regimes un-
terschieden. Wenn aus allen in alle Amtssprachen gedolmetscht wird, ist das ein vollstän-
diges, symmetrisches Regime (Sprachenregime 24-24). Werden nicht alle Amtssprachen
bedient, handelt es sich um ein eingeschränktes Regime. Asymmetrie liegt vor, wenn von
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den Teilnehmenden mehr Amtssprachen gesprochen als gehört werden können. So würde
ein Regime 15-3 beispielsweise bedeuten, dass aus 15 Amtssprachen in drei Amtssprachen
gedolmetscht wird. Dies wäre ein eingeschränktes, asymmetrisches Regime. (Vgl. ec.eu-
ropa.eu [h])
Ein Relais kommt dann zum Einsatz, wenn nicht direkt von einer Sprache in die andere ge-
dolmetscht werden kann, was häufig bei ausgefallenen Sprachkombinationen wie z. B. Fin-
nisch-Griechisch oder Niederländisch-Maltesisch der Fall ist. In solchen Fällen wird eine Ka-
bine zwischengeschaltet und zuerst in eine größere Sprache gedolmetscht. Die Verdolmet-
schung aus dieser Kabine, die dann wiederum in die nächste Sprache gedolmetscht wird,
ist das Relais. (Vgl. ec.europa.eu [i] bzw. Arntz 1998: 62-63)
Als Pivot bezeichnet man diejenigen DolmetscherInnen, die eine weniger verbreitete Spra-
che passiv beherrschen und daher für andere Kabinen als Relais dienen. Steht im Sit-
zungsteam nur ein einziger Pivot für eine Sprache zur Verfügung, so wird dieser als Pivot
unique bezeichnet. Um diese ungünstige Situation zu vermeiden, kommen mitunter auch
Retour-DolmetscherInnen zum Einsatz. (Vgl. ec.europa.eu [i])
Als Retour wird die Verdolmetschung eines Textes von der Muttersprache in die Fremd-
sprache bezeichnet. Da wie bereits erwähnt bei der EU eigentlich das Muttersprachenprin-
zip gilt, kommt diese Konstellation recht selten vor. Einige wenige DolmetscherInnen dol-
metschen aus allen ihren Sprachen in ihre Muttersprache und ihre erste Fremdsprache,
können also in zwei Kabinen arbeiten. (Vgl. ec.europa.eu [i]) Dies wird dann als „zweite
volle Kabine“ bezeichnet (Vgl. Nißl 2011: 89).
Als Cheval (frz. für Pferd) werden DolmetscherInnen bezeichnet, die während einer Sitzung
in zwei Kabinen arbeiten. Üblich sind mindestens zwei DolmetscherInnen pro Kabine. In
Fällen, in denen eine Sitzung jedoch in nur zwei Sprachen geführt wird, kann ein Cheval je
nach Bedarf von einer in die andere Kabine wechseln, wodurch der Einsatz weiterer Dol-
metscherInnen eingespart werden kann. (Vgl. ec.europa.eu [i])
4.1.1 Europäische Kommission
Renée van Hoof-Haferkamp, die ab 1959 mit dem Aufbau und der Leitung des Dolmetsch-
dienstes der Europäischen Kommission betraut war, schilderte bei einem Symposium 1996
in Hamburg die Ausgangssituation vor Gründung des Dolmetschdienstes folgendermaßen:
[N]atürlich war es auch damals erforderlich, daß Dolmetscher anwesend waren, denn Jean
Monnet war der Präsident [der Hohen Behörde der Montanunion, Anm. d. Verf.] und der
Vizepräsident Etzel war ein Deutscher. Etzel und Monnet konnten nicht miteinander reden.
Es gab noch keine Dolmetscher. Also ließ man Herrn Hensch, den Leiter der Münchner Dol-
metscherschule, nach Frankreich kommen. Da sich jedoch herausstellte, daß er auch für Hit-
ler gedolmetscht hatte, wurde er an der Grenze festgehalten. Also konnten die beiden noch
immer nicht miteinander reden. So kam es zur Gründung des Dolmetscherdienstes. (van
Hoof-Haferkamp 1998: 61)
Unter Kommissionspräsident Walter Hallstein wurde also ab 1958 eine Dolmetschabteilung
mit seinerzeit 15 DolmetscherInnen aufgebaut (vgl. ebd.). Diese ist heute als Generaldirek-
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tion Dolmetschen oder kurz als SCIC (Service Commun Interprétation-Conférences) be-
kannt. Der SCIC ist der größte Dolmetschdienst der europäischen Institutionen und arbeitet
nicht nur für die Kommission, sondern zum Beispiel auch für den Europäischen Rat, den Rat
der Europäischen Union, die Europäische Investitionsbank, den Wirtschafts- und Sozialaus-
schuss, den Ausschuss der Regionen und diverse Einrichtungen in den Mitgliedsstaaten.
(Vgl. Europäische Kommission, GD Dolmetschen 2013: 8)
Eigenen Angaben zufolge beschäftigte der SCIC im Jahr 2014 731 MitarbeiterInnen, wovon
558 festangestellte DolmetscherInnen waren. Gleichzeitig greift er auf einen Pool von mehr
als 3.000 eigens akkreditierten freiberuflichen Dolmetscherinnen zurück. Von den insge-
samt ca. 150.000 Dolmetschtagen im Jahr entfällt etwa die Hälfte auf FreiberuflerInnen.
Täglich entsendet der SCIC ca. 500 DolmetscherInnen in etwa 50 Sitzungen. Die jährlichen
Kosten des Dienstes belaufen sich auf 126 Millionen Euro, was 0,25 Euro pro EU-BürgerIn
entspricht. (Vgl. ec.europa.eu [j], [k]) Neben den 24 Amtssprachen der EU sind mitunter
auch Verdolmetschungen in und aus diversen anderen Sprachen notwendig, wie z. B. Rus-
sisch, Arabisch, Japanisch und Chinesisch (Vgl. Bergmann 2015: 237).
Zu den Aufgaben des SCIC zählt auch die Organisation multilateraler Veranstaltungen, wo-
bei er im Bereich der organisatorischen Aufgaben inzwischen auch durch das 2004 geschaf-
fene Direktorat Konferenzen entlastet wird (vgl. Nißl: 85-86).
4.1.2 Europäisches Parlament
Das Europäische Parlament verfügt über eine eigene Generaldirektion Dolmetschen und
Konferenzen, intern auch als DG INTE (Directorate General for Interpretation and Con-
ferences) bekannt. Diese ist wiederum auch für den Europäischen Rechnungshof, den Aus-
schuss der Regionen, den Europäischen Bürgerbeauftragten, den Europäischen Daten-
schutzbeauftragten und andere Einrichtungen tätig. Die ParlamentsdolmetscherInnen sind
den größten Teil des Monats bei Sitzungen in Brüssel tätig, reisen aber auch jeden Monat
zu Plenarsitzungen nach Straßburg und begleiten Abgeordnete mitunter auf Delegations-
reisen und Wahlbeobachtungsmissionen weltweit. Die Vielfalt an Themen und Sitzungen
ist groß – die Generaldirektion verdolmetscht neben Plenarsitzungen zum Beispiel auch
Fraktionssitzungen, Pressekonferenzen und Ausschusssitzungen. (Vgl. ec.europa.eu [l])
Im Parlament gilt der Grundsatz der „ressourceneffizienten umfassenden Mehrsprachig-
keit“ (Europäisches Parlament 2014a). Dieses Prinzip ist im Verhaltenskodex Mehrsprachig-
keit des Parlaments festgeschrieben. Eine detailliertere Beschreibung des Prinzips und sei-
ner praktischen Auswirkungen erfolgt in Abschnitt 4.3.3 dieser Arbeit.
Aufgrund des Sprachenregimes im Europäischen Parlament wird hier häufig in allen
24 Amtssprachen gearbeitet. Tritt dieser Fall ein, sind 72 DolmetscherInnen vonnöten. Bei
Sitzungen mit bis zu sechs Sprachen sind die Kabinen mit zwei DolmetscherInnen besetzt,
bei mindestens sieben Sprachen sind es drei DolmetscherInnen je Kabine. (Vgl. europarl.eu-
ropa.eu [c], [d])
Die GD beschäftigt 330 festangestellte DolmetscherInnen. Von den etwa 110.000 geleiste-
ten Dolmetschtagen pro Jahr entfällt auch hier etwa die Hälfte auf akkreditierte Freiberuf-
lerInnen. Neben den 24 EU-Amtssprachen werden im Parlament auch beispielsweise Rus-
sisch, Arabisch und Chinesisch häufig benötigt. (Vgl. europarl.europa.eu [c], [d])
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4.1.3 Europäischer Gerichtshof
Auch der Europäische Gerichtshof in Luxemburg unterhält einen eigenen Dolmetschdienst.
Dieser bedolmetscht sowohl den Gerichtshof selbst als auch das Gericht der Europäischen
Union und das Gericht für den öffentlichen Dienst. Die Sprache des Gerichts ist Französisch,
was bedeutet, dass beispielsweise Beratungen auf Französisch abgehalten und Gerichtsur-
teile auf Französisch abgefasst (und dann übersetzt) werden. Die Anzahl der Sprachen, die
in einem Verfahren gesprochen werden, variiert allerdings erheblich – eine Verdolmet-
schung wird entsprechend der Bedürfnisse der beteiligten Parteien und der RichterInnen
sowie den Amtssprachen der betroffenen Mitgliedsstaaten entsprechend gewährleistet,
was bei der Erläuterung des Sprachenregimes des EuGH bereits thematisiert wurde. (Vgl.
ec.europa.eu [l])
Der EuGH beschäftigt derzeit etwa 70 festangestellte DolmetscherInnen und greift bei Be-
darf auf einen Pool aus 350 FreiberuflerInnen zurück. Der Arbeitsaufwand beläuft sich auf
etwa 65 Dolmetschtage pro Woche. Jährlich werden mehr als 700 Verhandlungen und Sit-
zungen verdolmetscht. (Vgl. ec.europa.eu [l])
Obwohl die Kommission, das Parlament und der EuGH eigene Dolmetschdienste unterhal-
ten, erfolgt die Auswahl von festangestellten und freiberuflichen DolmetscherInnen für alle
drei Dienste gemeinsam über das Amt für Personalauswahl (European Personnel Selection
Office, EPSO). Das strenge, vielstufige Auswahlverfahren, dem sich KandidatInnen unter-
ziehen müssen, ist als Concours bekannt. (Vgl. Nißl 2011: 86)
4.2 Übersetzungsdienste
Bevor die einzelnen Übersetzungsdienste näher vorgestellt werden, sollen auch hier einige
wichtige Termini erläutert werden, insbesondere die Rechtsakte der Union. Für die tägliche
Arbeit der ÜbersetzerInnen sind diese hochgradig relevant.
Zu den wichtigsten Rechtsakten gehören die Verordnungen und Richtlinien, weil sie jeweils
auf unterschiedliche Art alle EU-BürgerInnen betreffen. Verordnungen sind verbindliche
Rechtsakte, zu deren vollständiger Umsetzung alle Mitgliedsstaaten verpflichtet sind. Sie
müssen daher immer in allen Amtssprachen verfügbar sein. Richtlinien sind sogenannte
Rahmengesetze. Sie sind durchaus für alle Unionsmitglieder verbindlich, überlassen jedoch
die Regelung der konkreten Umsetzung den einzelnen Mitgliedsstaaten. (Vgl. europa.eu
[d]) Ein Beispiel für ein solches Vorgehen ist die europäische Ökodesign-Richtlinie
2009/125/EG, die 2011 vom Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie in deut-
sches Recht umgesetzt wurde, was sich konkret im Energieverbrauchsrelevante-Produkte-
Gesetz (EVPG) niederschlug (vgl. bmwi.de).
Sogenannte Beschlüsse hießen vor Inkrafttreten des Lissabon-Vertrages Entscheidungen.
Ein Beschluss ist nur für den Adressatenkreis, an den er gerichtet ist, verbindlich. Dabei
kann es sich beispielsweise um ein bestimmtes Mitgliedsland handeln oder um ein Unter-
nehmen, wie im Jahr 2009 bei der Verhängung einer Geldstrafe über Microsoft durch die
Kommission. (Vgl. europa.eu [d])
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Empfehlungen und Stellungnahmen sind nicht verbindlich. In einer Empfehlung kann eine
Institution eine Meinung äußern oder einen Vorschlag unterbreiten; eine rechtliche Konse-
quenz ergibt sich daraus jedoch nicht. Auch Stellungnahmen sind unverbindliche Äußerun-
gen, in denen die wichtigsten Organe (Kommission, Rat und Parlament) sowie der Aus-
schuss der Regionen und der Wirtschafts- und Sozialausschuss ihren Standpunkt darlegen
können. (Vgl. europa.eu [d])
4.2.1 Europäische Kommission
Die Generaldirektion Übersetzung – der Übersetzungsdienst der Kommission – ist sowohl
in Brüssel als auch in Luxemburg ansässig. Sie ging aus dem Übersetzungsdienst der Hohen
Behörde der Montanunion hervor und besteht bereits seit 1960. (Vgl. Haselhuber 2012: 98)
Die Kommission ist, wie in Kapitel 2 beschrieben, der Motor des Gesetzgebungsprozesses
und unterbreitet dem Ministerrat und dem Parlament immer neue Vorschläge. Der größte
Teil der zu übersetzenden Texte entfällt dementsprechend auf Rechtstexte; einen großen
Teil macht aber auch die Korrespondenz mit Bürgern, nationalen Behörden und Interessen-
gruppen aus. Des Weiteren werden von der GD z. B. Reden, Pressemitteilungen, Studien,
Finanzberichte, Sitzungsprotokolle, internationale Übereinkünfte und Veröffentlichungen
aller Art übersetzt. Auch die Fachbereiche sind höchst vielfältig und reichen von Außenbe-
ziehungen über Justiz und Bürgerrechte bis hin zu Wirtschaft und Finanzen. (Vgl. Europäi-
sche Kommission, Generaldirektion Übersetzung 2014)
2014 beschäftigte die GD Übersetzung 2.255MitarbeiterInnen, von denen 67 % Frauen wa-
ren. Die GD teilt sich recht gleichmäßig auf die Standorte Brüssel und Luxemburg auf. Dem
Standort Brüssel ist es sicherlich auch geschuldet, dass die größte nationale Gruppe unter
den MitarbeiterInnen die der BelgierInnen ist. An zweiter Stelle stehen mit 152 Mitarbei-
terInnen die Deutschen. Die große Mehrheit der MitarbeiterInnen stellen die Übersetze-
rInnen (knapp 1.500), alle restlichen Stellen entfallen auf Verwaltung, Management, Assis-
tenz und Außenstellen. (Vgl. ebd.)
Von den über 2,3 Millionen übersetzten Seiten im Jahr 2014 wurden 81 % aus dem Engli-
schen übersetzt. (Zum Vergleich: Im Jahr 2003 waren es etwas über 900.000 Seiten, von
denen in 35,1 % der Fälle der Ausgangstext Englisch war.) Auch die Zielsprache ist am häu-
figsten Englisch, nämlich in 11,57 % der Fälle, was mehr als 266.000 Seiten entspricht. Am
zweithäufigsten wird ins Französische übersetzt (mehr als 154.000 Seiten); darauf folgt die
Zielsprache Deutsch (mehr als 135.000 Seiten). In alle anderen Sprachen werden weniger
als 100.000 Seiten im Jahr übersetzt. (Vgl. ebd.)
Die auf Englisch verfassten Kommissionstexte, die wie bereits erwähnt 81 % der als Aus-
gangstexte bei der GD Übersetzung ausmachen, werden häufig von Nicht-Muttersprachle-
rInnen des Englischen verfasst, weshalb ein Redaktionsreferat bei der GD ausschließlich mit
der Überarbeitung der Ausgangstexte befasst ist, um die erforderliche Textqualität sicher-
zustellen.
Die am häufigsten in Anspruch genommene Dienstleistung bei der GD ist die Komplettüber-
setzung (mehr als 94 % der Fälle); angeboten werden aber auch Webübersetzungen und
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Lokalisierungen, schriftliche und mündliche Zusammenfassungen, die Überarbeitung von
maschinellen Übersetzungen und eine Hotline für kurze Übersetzungen. (Vgl. Europäische
Kommission, Generaldirektion Übersetzung 2014)
Die GD Übersetzung unterhält für jede Amtssprache eine Sprachabteilung (bzw. für Irisch
ein Referat). Innerhalb der Sprachabteilungen sind die ÜbersetzerInnen auf bestimmte
Fachbereiche spezialisiert. Etwa 25 % des Übersetzungsaufwandes werden von externen
Übersetzungsdienstleistern übernommen. (Im Jahr 2003 lag dieser Anteil bei der GD Über-
setzung noch bei 11,8 %.) So kann die GD auf Schwankungen beim Übersetzungsaufkom-
men flexibel reagieren. Alle extern übersetzten Texte werden intern überprüft und es fin-
det eine regelmäßige Bewertung der Auftragnehmer statt. Die externen Auftragnehmer
werden von der GD unterstützt, indem sie ihnen Hintergrundinformationen und Termino-
logie zur Verfügung stellt. (Vgl. ec.europa.eu [l]; Europäische Kommission 2014; Europäi-
sche Kommission, Generaldirektion Übersetzung 2004a)
4.2.2 Europäisches Parlament
Das Europäische Parlament unterhält einen eigenen Übersetzungsdienst. Die Abgeordne-
ten des Europäischen Parlaments, die aus allen 28 Mitgliedsstaaten entsandt werden, stim-
men, wie in Abschnitt 2.4.1.2 beschrieben, über Gesetzesvorschläge aus den unterschied-
lichsten Bereichen ab – was verabschiedet wird, kann aber nur Kraft treten, wenn es in
allen 24 Amtssprachen vorliegt. Etwa 700 ÜbersetzerInnen und 260 AssistentInnen sind
derzeit für den Übersetzungsdienst des Parlaments tätig. (Vgl. ec.europa.eu [l])
Die Textsorten, die von den ParlamentsübersetzerInnen bearbeitet werden, sind sehr viel-
fältig. Dazu gehören beispielsweise Entschließungen des Parlaments (zu aktuellen Themen,
Menschenrechtsverletzungen und Rechtstaatlichkeit weltweit), die Feststellung des jährli-
chen Haushaltsplans, parlamentarische Anfragen, Dokumente anderer politischer Gre-
mien, Beschlüsse des Europäischen Bürgerbeauftragten, Informationen für BürgerInnen
und für Mitgliedsstaaten sowie Beschlüsse der leitenden Organe des Parlaments (z. B. des
Präsidiums). Insbesondere Änderungsanträge, die von Abgeordneten oder Fraktionen im
Rahmen des Ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens eingereicht werden, müssen oft sehr
kurzfristig übersetzt werden. (Vgl. europarl.europa.eu [d], [e])
Dafür, dass die Legislativtexte in allen 24 Sprachen identisch und eindeutig sind, sorgt ein
Team von 75 SprachjuristInnen. Sie sind an allen Phasen des Rechtsetzungsprozesses be-
teiligt, also vom ersten Entwurf des Textes bis zur Annahme durch das Plenum. Dabei un-
terbreiten sie Formulierungs- und Verfahrensvorschläge, erstellen und veröffentlichen
Texte zur Annahme durch die Abgeordneten, helfen bei der Vorbereitung der Änderungs-
anträge und veröffentlichen die angenommenen Texte am Tag der Abstimmung. Die end-
gültige Fassung eines Legislativtextes erarbeiten sie schließlich gemeinsam mit den Sprach-
juristInnen des Rates. (Vgl. europarl.europa.eu [d])
Seit der großen Erweiterungsrunde 2004 wird bei der GD mit einem Relaissystem gearbei-
tet, das wie beim Dolmetschen funktioniert. Relaissprachen sind derzeit Englisch, Franzö-
sisch und Deutsch. Etwa 30 % des derzeit anfallenden Arbeitsaufkommens werden von ex-
ternen Übersetzungsdienstleistern übernommen. Eine solche Auslagerung ist nur bei Tex-
ten mit geringerer Priorität möglich, z. B. bei Verwaltungstexten. Legislative Dokumente,
über die im Plenum abgestimmt werden soll, werden in der Regel hausintern übersetzt,
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wenn die Arbeitsbelastung dies zulässt. Sowohl die intern als auch die extern übersetzten
Texte werden auch bei der GD selbst überprüft und gegengelesen. Mitunter übernehmen
auch die Übersetzungsdienste anderer Organe Aufträge. (Vgl. europarl.europa.eu [d], [e])
4.2.3 Rat der Europäischen Union und Europäischer Rat
Der Rat der Europäischen Union und der Europäische Rat teilen sich einen Übersetzungs-
dienst, der beim Generalsekretariat des Rates angesiedelt ist. Das Generalsekretariat ist ein
Gemeinschaftsorgan, das beide Räte bei ihrer Arbeit unterstützt; es hat seinen Sitz in Brüs-
sel. Grundsätzlich müssen Dokumente, auf deren Grundlage die Räte Entscheidungen tref-
fen, in allen Amtssprachen vorliegen. Der Übersetzungsdienst ist der Generaldirektion für
Personal und Verwaltung unterstellt und im Brüsseler Lex-Gebäude untergebracht. Er um-
fasst die Direktionen 3A und 3B, die zusammen in 24 Sprachabteilungen aufgegliedert sind
(eine pro Amtssprache), wobei jede dieser Abteilungen ein eigenes kleines Management-
Team hat. Diese bestehen aus vier MitarbeiterInnen – jeweils eine Person für die Abtei-
lungsleitung, die Qualitätskontrolle, die Ressourcen und die Koordination sowie Verwal-
tung. Insgesamt beschäftigt das Generalsekretariat etwa 3.000 MitarbeiterInnen, wovon
etwa 630 auf das Übersetzen entfallen und 340 auf die Übersetzungsassistenz. Somit be-
schäftigt der Sprachendienst etwa ein Drittel der MitarbeiterInnen des Generalsekretariats.
Bei Bedarf arbeiten die ÜbersetzerInnen mitunter auch nachts, um die Ergebnisse großer
Gipfeltreffen zu übersetzen. (Vgl. Generalsekretariat des Rates 2012: 7-14)
Der Übersetzungsdienst der Räte ist auch für andere Einrichtungen tätig, beispielsweise für
den Europäischen Auswärtigen Dienst, also die diplomatische Vertretung der EU, welche
Botschaften weltweit unterhält. Jährlich (Stand 2012) übersetzt der Dienst mehr als
13.000 Dokumente, was etwa einer Million Seiten entspricht. Dabei werden viele Doku-
mente gar nicht oder nur in wenige Sprachen übersetzt. Etwa 70 % der Dokumente bei den
Räten werden gar nicht übersetzt, denn in der Regel wird in den Arbeitsgruppen an einem
einzigen Entwurf gearbeitet. Für die anderen 30 % gilt:
Die gleichzeitige Übersetzung all dieser Gesetzgebungstexte und der dazugehörigen Vor-
schläge, Änderungen, Empfehlungen, Kompromisslösungen usw. in alle […] Amtssprachen in
bestimmten wichtigen Phasen des Prozesses ist ein komplexes Unterfangen, das Fähigkeiten
und ein erhebliches Maß an Kooperation und Koordination sowohl innerhalb des General-
sekretariats als auch über dieses hinaus erfordert. (Generalsekretariat des Rates 2012: 14)
Die effizienzsteigernden Maßnahmen, die vom Generalsekretariat und den anderen
Sprachmittlungsdiensten getroffen wurden, um dem gestiegenen Übersetzungsvolumen
der letzten Jahre zu begegnen, werden in Abschnitt 4.3, insbesondere 4.3.2 und 4.3.3, ge-
schildert.
4.2.4 Europäischer Gerichtshof
Der Europäische Gerichtshof, das Gericht der Europäischen Union und das Gericht für den
öffentlichen Dienst beziehen Übersetzungsdienstleistungen ebenfalls von einem gemein-
samen Übersetzungsdienst. Da es sich um hochgradig fachliche, juristische Texte handelt,
werden nur qualifizierte JuristInnen als ÜbersetzerInnen beschäftigt. Der Dienst beschäftigt
etwa 630 sogenannte SprachjuristInnen, die in 28 Abteilungen arbeiten, wovon 24 auf die
jeweiligen Amtssprachen entfallen und die restlichen vier Abteilungen für die Koordination,
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Dokumentation und Terminologiearbeit verantwortlich sind. Jährlich werden mehr als eine
Million Seiten übersetzt. Die Sprachmittlungsdienste des EuGH haben zusammen mehr als
1.000 Beschäftigte; DolmetscherInnen und ÜbersetzerInnen machen so 47 % des Personals
des Gerichtshofes aus. (Vgl. curia.europa.eu [b])
4.2.5 Europäischer Rechnungshof
Auch der Europäische Rechnungshof unterhält eine eigene, verhältnismäßig kleine Direk-
tion Übersetzung mit etwa 150 Beschäftigten, die gemeinsam alle Amtssprachen abdecken.
Es werden sowohl interne Texte als auch Texte zur Veröffentlichung und Korrespondenz
mit den Mitgliedsstaaten übersetzt. Die ÜbersetzerInnen begleiten mitunter auch PrüferIn-
nen zu Rechnungsprüfungen in die Mitgliedsstaaten und bieten direkte sprachliche Unter-
stützung vor Ort an. (Vgl. ec.europa.eu [l])
Die Prüfungsberichte und Stellungnahmen des EuRH müssen dann in allen Amtssprachen
zugänglich sein, wenn sie im Amtsblatt der EU veröffentlicht werden. Alle Berichte und
sonstigen Produkte veröffentlicht der EuRH auf seiner mehrsprachigen Webseite. Dies ist
gerade für den EuRH von großer Wichtigkeit, da seine Daseinsberechtigung in der Schaf-
fung von Transparenz und Offenheit liegt. Presseinformationen und Veranstaltungshin-
weise sind allerdings in der Regel nur auf Englisch verfügbar. Gleiches gilt für die Informa-
tionen, die in den sozialen Netzwerken veröffentlicht werden. (Vgl. eca.europa.eu [c])
4.2.6 Europäische Zentralbank
Die Europäische Zentralbank in Frankfurt am Main kommuniziert in allen 24 Amtssprachen
mit europäischen Bürgern, den Medien, nationalen und EU-Behörden sowie internationa-
len Finanzmärkten. Sie beschäftigt sowohl SprachjuristInnen als auch ÜbersetzerInnen.
Letztere bearbeiten vor allem die intern produzierten englischsprachigen Texte und über-
setzen und korrigieren EZB-Berichte und offizielle Publikationen, die in allen Amtssprachen
veröffentlicht werden. Sie arbeiten eng mit den ÜbersetzerInnen in den Zentralbanken der
Mitgliedsstaaten zusammen und greifen bei Bedarf auch auf die Unterstützung von Freibe-
ruflerInnen zurück. (Vgl. ec.europa.eu [l])
4.2.7 Ausschuss der Regionen
Der Ausschuss der Regionen und der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss, beide
in Brüssel ansässig, teilen sich eine gemeinsame Direktion Übersetzen, in der etwa
350 ÜbersetzerInnen beschäftigt sind. Beide Organisationen haben Mitglieder aus allen
Mitgliedsstaaten, die in ihren Amtssprachen Texte verfassen und erhalten, sodass alle
24 Amtssprachen von den ÜbersetzerInnen abgedeckt werden müssen. (Vgl. ec.europa.eu
[l])
4.2.8 Europäische Investitionsbank
Der Übersetzungsdienst der Europäischen Investitionsbank in Luxemburg ist beim General-
sekretariat angesiedelt und beschäftigt etwa 30 ÜbersetzerInnen sowie zusätzliches Perso-
nal für Verwaltung etc., wobei ein Teil der Übersetzungen von externen Dienstleistern
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übernommen wird. Neben den 24 Amtssprachen bedient die Übersetzerabteilung der EIB
auch einige Nicht-EU-Sprachen wie Japanisch, Russisch und Arabisch. (Vgl. ec.europa.eu [l])
4.2.9 Übersetzungszentrum für die Einrichtungen der Europäischen Union
Das Übersetzungszentrum für die Einrichtungen der Europäischen Union wurde 1994 in
Luxemburg eingerichtet. Es bietet Übersetzungsdienstleistungen für die dezentral gelege-
nen EU-Einrichtungen und Agenturen an und unterstützt in Zeiten extrem hoher Arbeits-
aufkommen die Übersetzungsdienste der Institutionen. Zu den Kunden des Übersetzungs-
zentrums gehören beispielsweise die Europäische Polizeiakademie in Budapest, die Euro-
päische Agentur für Flugsicherheit in Köln, die Europäische Bankenaufsichtsbehörde in Lon-
don und die Europäische Umweltagentur in Kopenhagen. (Vgl. cdt.europa.eu [a], [b])
Von den insgesamt mehr als 210 Beschäftigten sind 100 in der Abteilung Übersetzung tätig;
die anderen MitarbeiterInnen teilen sich auf die Abteilungen Verwaltung, Informations-
technologie und Übersetzungsunterstützung auf. Die Abteilung Übersetzung ist in drei
Sprachgruppen unterteilt, wobei jede Sprachgruppe in einzelne Teams unterteilt ist, sodass
es für jede Amtssprache ein zuständiges Team gibt. Etwa 50 % der Aufträge werden an
externe Dienstleister vergeben. Das Übersetzungsvolumen belief sich 2014 auf über
758.000 Seiten. (Vgl. cdt.europa.eu [a], [b])
4.3 Die Erweiterung der EU und das Sprachenregime
Wie bereits in Abschnitt 1.1 erwähnt, gab es bei der Gründung der EGKS lediglich vier Amts-
und Arbeitssprachen: Deutsch, Französisch, Italienisch und Niederländisch. Daraus ergaben
sich zwölf mögliche Sprachkombinationen, da alle vier Sprachen in und aus drei anderen
übersetzt bzw. gedolmetscht werden konnten.
1973 stieg die Zahl der Amtssprachen durch den Beitritt Großbritanniens und Dänemarks
auf sechs. 1981 wurde Griechisch zur siebenten Amtssprache und 1986 kamen Spanisch
und Portugiesisch hinzu. Mit dem Beitritt Österreichs, Schwedens und Finnlands im Jahr
1995 kamen wiederum zwei neue Amtssprachen hinzu, was die Gesamtanzahl auf elf er-
höhte. (Vgl. europa.eu [g]) Die Kommunikation in der Europäischen Gemeinschaft verlief in
der Anfangszeit vor allem auf Französisch, mit der Aufnahme neuer Mitglieder wurde Eng-
lisch aber zunehmend dominant (vgl. Gerhards 2010: 133-134).
Die größte Erweiterungsrunde im Jahr 2004 brachte zehn neue Mitgliedsstaaten und neun
neue Amtssprachen: Tschechisch, Estnisch, Ungarisch, Lettisch, Litauisch, Maltesisch, Pol-
nisch, Slowenisch und Slowakisch.7 Damit lag die Zahl der Amtssprachen bei 20 und die der
möglichen Sprachkombinationen dementsprechend bei 380. (Vgl. europa.eu [g])
Jedes Land durfte nur eine neue Sprache mit einbringen. Amts- und Arbeitssprachen einer-
seits und Regional- und Minderheitensprachen andererseits bleiben größtenteils getrennte
Gruppen. Ein paradoxes Phänomen in der EU-Amtssprachenregelung, auf das der deutsche
Diplomat Jakob Haselhuber (2012: 241) aufmerksam macht, ist die daraus resultierende
7 Lediglich Zypern brachte keine neue Sprache mit, da Griechisch bereits Amtssprache war. Die Bewohner
des türkischen Teils sind de facto aber ebenfalls Unionsbürger, da das gesamte Territorium der geteilten
Insel Unionsgebiet ist. (Vgl. europa.eu [c])
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„aufgrund der Sprecherzahlen keineswegs gerechtfertigte Besserstellung des Maltesischen
oder Finnischen z. B. gegenüber dem Katalanischen“ bei der Union.
2007 erfolgte der Beitritt Bulgariens und Rumäniens. Zusätzlich zu Bulgarisch und Rumä-
nisch wurde im selben Jahr auch Irisch mit gewissen Einschränkungen als Amtssprache an-
erkannt8. Durch das Hinzukommen des Kroatischen mit dem Beitritt Kroatiens im Jahr 2013
erhöhte sich die Zahl der Amtssprachen auf 249, die Zahl der Mitgliedsstaaten auf 28. Ak-
tuell ergeben sich also 552 mögliche Sprachkombinationen. (Vgl. europa.eu [g])
Schon einige Jahre vor der Osterweiterung stellte Thomas Bruha (1998: 83) fest:
Keine andere Organisation weist einen auch nur annähernd vergleichbaren Dolmetscher-,
Übersetzungs- und Mehrsprachen-Publikationsaufwand auf. Das kostet viel Geld und stößt
wohl auch hier und dort an die Grenzen des Machbaren.
Els Oksaar (1998: 122) äußerte ähnlich ernsthafte Bedenken: „Die Verwendung aller Amts-
sprachen in einer erweiterten Union ist nicht mehr zu organisieren“.
Allen Unkenrufen zum Trotz hielt die EU an der institutionellen Mehrsprachigkeit fest. Der
Generaldirektor des Übersetzungsdienstes der Kommission von 1999 bis 2004, Brian
McClusky (2003: 90-91), schrieb in Vorbereitung auf die Erweiterung:
[T]he European Union is fully committed to its traditional policy of multilingualism and will
not flinch before the very serious budgetary and organisational challenges of coping with a
new influx of languages after enlargement. For the EU, the word multilingualism goes be-
yond its dictionary definition […]. We extend it to encompass the fundamental principle
that all our Member States’ official languages […] enjoy equal rights.
Die Perspektive einer Erweiterung um zehn neue Mitgliedsstaaten mit neun neuen Amts-
sprachen stellte die Sprachmittlungsdienste der EU allerdings vor beachtliche organisatori-
sche und logistische Herausforderungen. Die Vorbereitungen für die Osterweiterung be-
gannen daher schon mit einem Vorlauf von mehreren Jahren.
4.3.1 Der Podestà-Bericht
Am 3. September 2001 wurde vom Präsidium des Europäischen Parlaments ein Bericht zum
Thema „Vorbereitung des Europäischen Parlaments der erweiterten Europäischen Union“
angenommen. Er umfasst ein 24-seitiges Dossier mit diversen Anlagen sowie zehn Arbeits-
dokumente, von denen zwei auch im Rahmen dieser Arbeit untersucht werden: Nr. 3 („Zur
Mehrsprachigkeit im Europäischen Parlament im Hinblick auf die Erweiterung“) und Nr. 9
(„Die Regelung der Sprachenfrage: zusätzliche Optionen“)10. Benannt ist der Bericht nach
8 Bis 2007 war Irisch lediglich Vertragssprache (vgl. publications.europa.eu).
9 Die vollständige Übersicht (Stand 2015): Bulgarisch, Dänisch, Deutsch, Englisch, Estnisch, Finnisch, Franzö-
sisch, Griechisch, Irisch, Italienisch, Kroatisch, Lettisch, Litauisch, Maltesisch, Niederländisch, Polnisch, Por-
tugiesisch, Rumänisch, Slowakisch, Slowenisch, Spanisch, Schwedisch, Tschechisch, Ungarisch (vgl. euro-
parl.europa.eu [d]).
10 Alle Dokumente wurden freundlicherweise vom Archiv des Europäischen Parlaments in Luxemburg zur
Verfügung gestellt.
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dem damaligen Vizepräsidenten des Europäischen Parlaments, dem Italiener Guido Po-
destà, welcher von 1994 bis 2009 Mitglied des Parlaments war, zuletzt für die Fraktion der
Europäischen Volkspartei. Er hatte den Bericht in Auftrag gegeben.
Die Erweiterung der Union 2004 war von bis dahin ungekannter Dimension. In dem Bericht
wird deutlich, welcher Herausforderung sich das Parlament gegenübersah:
Die Herausforderung […] besteht darin, die Arbeit einer sich aus 732 gewählten Vertretern
aus 27 Mitgliedstaaten zusammensetzenden Versammlung zu organisieren, die in 23 Spra-
chen an drei verschiedenen Arbeitsorten arbeiten und die Aufgaben erfüllen wird, die Kom-
mission zur Rechenschaft zu ziehen, als Mitgesetzgeber mit dem Rat tätig zu werden, den
Haushalt der Europäischen Union zu verabschieden und ein Meinungsforum für die Anliegen
und Bestrebungen von 500 Millionen europäischen Bürgern zu bieten. (Podestà 2001a: 3)
Was die Mehrsprachigkeit angeht, wird festgestellt, dass die Verordnung 1/58 „den Insti-
tutionen einen gewissen Handlungsspielraum lässt, für ihre interne Tätigkeit eine redu-
zierte Zahl von Arbeitssprachen zu verwenden“ (Podestà 2001a: 7). Die verschiedenen Op-
tionen für eine solche Reduzierung werden vor allem in Arbeitsdokument Nr. 9 (vgl. Po-
destà 2001c) erörtert. Im Folgenden soll analysiert werden, welche Modelle damals in Be-
tracht gezogen wurden und aus welchen Gründen man sich für oder gegen sie entschied.
In Arbeitsdokument Nr. 9 werden vier verschiedene Hypothesen untersucht. Hypothese I
beinhaltet zwei radikale Szenarien: einerseits die Einsprachigkeit, also die völlige Aufgabe
der Mehrsprachigkeit zugunsten einer einzigen Amts- und Arbeitssprache, und anderer-
seits eine Nationalisierung der Sprachendienste, d. h. eine Verlagerung der Übersetzungs-
und Dolmetschdienstleistungen in die Mitgliedsstaaten, wobei die Kosten dafür von den
jeweiligen Mitgliedsstaaten getragen werden. (Vgl. Podestà 2001c: 2) Die damaligen Kos-
ten der Sprachmittlung beim Parlament beliefen sich auf 274 Millionen Euro jährlich. Wie
der Bericht feststellt, könnte durch das Arbeiten mit nur einer Sprache ein großer Teil die-
ser Kosten eingespart werden, wobei aber etwa 10 % des Personalbestands (also 135 Per-
sonen) beibehalten werden müssten. Dieser verkleinerte Sprachendienst hätte beispiels-
weise die Aufgabe, die Außenbeziehungen der Union zu erleichtern und Informationen für
die Wähler zu übersetzen. An anderer Stelle müsste der Dienst wiederum aufgestockt wer-
den, „um die Abgeordneten zu unterstützen, die die europäische Einheitssprache (noch)
nicht beherrschen“. (Vgl. Podestà 2001c: 4) Um welche Sprache es sich bei der „europäi-
schen Einheitssprache“ handeln würde, dazu äußert sich der Bericht nicht.
Bei einer Nationalisierung der Sprachendienste würde die Verantwortung für Verdolmet-
schungen und Übersetzungen in ihre jeweilige Sprache (sowie deren Finanzierung) den Mit-
gliedsstaaten zufallen. Ein solches Szenario wäre, wie der Bericht (Podstà 2001c: 4-5) dar-
stellt, mit komplexen Änderungen (auch rechtlicher Natur) verbunden. Schwierig wäre da-
bei auch das Finden gerechter Kriterien für die Verteilung der finanziellen Belastung auf die
Mitgliedsstaaten. Zwei verschiedene Modelle werden daher im Bericht beleuchtet: zum ei-
nen eine vollständige Übertragung der finanziellen Belastung auf die Mitgliedsstaaten bei
Beibehaltung des Sprachenregimes, zum anderen die Übertragung der gesamten Arbeits-
belastung auf die Mitgliedsstaaten. Es wurde davon ausgegangen, dass bei Übertragung
der Kostenbelastung einige Mitgliedsstaaten auf die Sprachmittlung gänzlich verzichten
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würden. Auch eine Übertragung der Arbeitsbelastung hätte Einsparungen zur Folge; den-
noch wären weiterhin zahlreiche MitarbeiterInnen und Infrastrukturen auf Gemeinschafts-
ebene nötig, so z. B. die Bereitstellung von Dolmetschkabinen. (Vgl. Podestà 2001c: 4-5)
Wie der Bericht (Podestà 2001c: 3-4) außerdem feststellt, wäre jede radikale Lösung mit
hohen sozialen Kosten verbunden, da eine Versetzung vieler Beamter in den einstweiligen
Ruhestand bei hoher Vergütung notwendig gewesen wäre. So hätten beim Szenario Ein-
sprachigkeit 1.300 Stellen gestrichen werden müssen, was jährliche Kosten in Höhe von
75 Millionen Euro für einen Zeitraum von zehn Jahren verursacht hätte. Der Lenkungsaus-
schuss befürwortete eine so starke Reduzierung des Personalbestands nicht.
Diese Vorbehalte treffen auch auf Hypothese II zu. Sie beinhaltet zwei sogenannte Zwi-
schenlösungen mit einer verringerten Zahl an Arbeitssprachen: Einerseits ein symmetri-
sches System mit sechs Arbeitssprachen (Ausgangs- und Zielsprachen), andererseits ein
asymmetrisches System mit 21 Ausgangssprachen und einer, drei oder sechs Zielsprachen
(vgl. Podestà 2001c: 2-3).
Ein symmetrisches System bedeutet hier uneingeschränkte Mehrsprachigkeit, aber für eine
beschränkte Anzahl an Sprachen. „Aus finanzieller Sicht ist die Anzahl der Sprachen aus-
schlaggebend“ (Podestà 2001c: 6). Eine Konstellation mit sechs statt 2111 Sprachen würde
eine Ersparnis von 374 Millionen Euro bedeuten. Bei einer Streichung von bereits beste-
henden Sprachen (also Stellen) wäre allerdings wieder mit hohen Kosten für den Stellen-
abbau zu rechnen (ca. 40 Millionen Euro pro Jahr über 10 Jahre). (Vgl. Podestà 2001c: 6)
Bei einem asymmetrischen System, wie es im Bericht vorgeschlagen wird, könnten alle Ab-
geordneten sich in ihren Sprachen äußern (mündlich und schriftlich), hätten aber je nach
Szenario nur eine, drei, sechs oder zwölf Zielsprachenversionen zur Verfügung. Diese Ar-
beitsmethode fand zum Zeitpunkt der Verfassung des Berichts, z. B. bei Delegationssitzun-
gen außerhalb der Arbeitsorte, bereits Anwendung. Im Bericht wird davon ausgegangen,
dass dennoch Relaissprachen zum Einsatz kommen müssten, da zum damaligen Zeitpunkt
nicht genügend DolmetscherInnen mit passiven Kenntnissen in den „kleinen“ Sprachen zur
Verfügung standen. Bei der Übersetzung wäre es leichter, den „Personalbestand auf den
tatsächlichen Arbeitsanfall auszurichten“ (Podestà 2001c: 8). Finanziell lohnend wäre das
System aber nur, wenn die Zahl der Zielsprachen höchstens einem Drittel der Zahl der Aus-
gangssprachen entspräche. Das System wurde vom Lenkungsausschuss aufgrund seiner
„inhärenten Ungleichheit“ nur für nicht entscheidende bzw. nicht gesetzgebende Sitzungen
empfohlen. (Vgl. Podestà 2001c: 7-8)
Des Weiteren muss bedacht werden: Die Szenarien in Hypothese I und II setzten eine Än-
derung nicht nur der parlamentarischen Geschäftsordnung, sondern mitunter auch von
Verordnung 1/58 und der Verträge voraus (da sie nicht nur den internen Sprachengebrauch
betreffen), was eine hohe rechtliche und politische Hürde darstellt. Der Bericht verweist
11 Manche der Hypothesen im Bericht gehen von insgesamt 21 Sprachen aus, da vor der Erweiterung nicht
klar war, ob Zypern möglicherweise wiedervereinigt und somit auch Türkisch zur Amtssprache werden
würde.
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außerdem auf die Verantwortung des Parlaments im Hinblick auf die kulturelle Vielfalt.
(Vgl. Podestà 2001c: 3)
Hypothese III ist die kontrollierte Mehrsprachigkeit, also die Beibehaltung der Gleichwer-
tigkeit aller Sprachen, allerdings mit einem „Höchstmaß an Verwaltungsvereinfachungen“
für „weniger wichtige Tätigkeiten“ (Podestà 2001c: 3). Zu diesen vereinfachenden Maßnah-
men gehören beispielsweise der verstärkte Einsatz des Retour-Dolmetschens und der Aus-
bau des Ferndolmetschens. Als Relaissprachen für das Übersetzen schlägt der Bericht Eng-
lisch, Französisch und Deutsch vor. Beim Dolmetschen gestaltet sich die Situation kompli-
zierter. Für ideal halten die Verfasser des Berichts die Erklärung einer einzigen Sprache zur
Relaissprache. Dies würde dazu führen, dass für diese Sprache keine Kabine mehr nötig
wäre, da alle anderen Kabinen in die Relaissprache dolmetschen. Allerdings ist fraglich, ob
es zielführend wäre, wenn für eine Sprache überhaupt keine Muttersprachler mehr vor-
handen sind. Auch personell wäre dieses Modell schwer umzusetzen, daher gelten zwei bis
vier Relaissprachen als realistischer. Außerdem sieht dieses Szenario vor, mehr Arbeitsbe-
lastung an externe Dienstleister auszulagern und weniger SprachmittlerInnen im Beamten-
verhältnis zu beschäftigen. (Vgl. Podestà 2001c: 8-10)
Gewissermaßen als Kontrastmittel zu den bereits genannten Szenarien wird die damals ak-
tuelle Situation als vierte Hypothese aufgeführt, also eine uneingeschränkte Mehrsprachig-
keit ohne Verwaltungsvereinfachungen. Der personelle und finanzielle Aufwand wäre bei
dieser Option am höchsten, wie der Bericht schlussfolgert. Der Haushalt für die Mehrspra-
chigkeit müsste „vervierfacht“ werden: „Verdopplung der Anzahl an Sprachen und Ver-
dopplung des Personalbestands pro Sprache“. (Vgl. Podestà 2001c: 10-11)
Der Lenkungsausschuss Erweiterung, welcher im Gesamtbericht (Podestà 2001a: 7) zitiert
wird, vertrat schließlich die Auffassung, dass das Parlament von den radikalen Optionen
keinen Gebrauch machen sollte, sondern dass es nach eingehender Prüfung sinnvoller er-
schien, „die Bestimmungen der Geschäftsordnung zu bestätigen, die darauf abzielen, die
volle Gleichberechtigung der Sprachen zu gewährleisten und so die demokratische Legiti-
mität der Vertreter zu respektieren“ (Podestà 2001a: 7; Hervorh. im Orig.). In Arbeitsdoku-
ment Nr. 9 heißt es außerdem: „Das einem Mitglied zustehende Recht, sich mündlich sowie
schriftlich in seiner eigenen Sprache zu äußern […] ist das Herzstück der demokratischen
Legitimität des Parlaments“ (Podestà 2001c: 2). Als Lösung schlug der Lenkungsausschuss
daher die kontrollierte Mehrsprachigkeit vor, da sie gleichzeitig eine Kostensenkung und
eine Bewahrung der Gleichwertigkeit der Abgeordneten und der BürgerInnen ermöglichte.
Für den Fall, dass das Präsidium eine Einschränkung des Gleichheitsgrundsatzes aber ak-
zeptabel finden sollte, schlug der Lenkungsausschuss das asymmetrische Modell mit nur
einer Zielsprache vor, was beträchtliche Einsparungen ermöglichen sollte. (Vgl. Podestà
2001c: 12)
Im abschließenden Bericht aber wurde das Prinzip der umfassenden, kontrollierten Mehr-
sprachigkeit beschlossen. Es wurde davon ausgegangen, dass pro Land und Sprache 83
neue Beschäftigte in den Sprachendiensten zu den bisherigen ca. 1.300 hinzukommen wür-
den. (Vgl. Podestà 2001a: 23) Außerdem wurden vier neue Sitzungssäle (zwei große mit
400-450 Plätzen sowie zwei mittlere mit 200-250 Plätzen) vorgesehen. Soweit wie möglich
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sollte jedoch versucht werden, durch die Installation zusätzlicher Dolmetschkabinen die
vorhandenen Sitzungssäle an die neue Sprachensituation anzupassen. (Vgl. Podestà 2001a:
9)
4.3.2 Bewältigungsstrategien
Statt einer radikalen Abkehr vom bisherigen Sprachenregime entschied sich die Union also
für eine Reihe kostensenkender, effizienzsteigernder Maßnahmen. Dazu gehörte beispiels-
weise eine stärkere Bedarfsorientierung und eine Kostenbeteiligung der Mitgliedsstaaten,
was sich konkret am folgenden Beispiel veranschaulichen lässt: 2004 wurde in einigen Ar-
beitsgruppen des Ministerrats das sogenannte Marktmodell eingeführt – danach entschei-
den die Mitgliedsstaaten selbst, ob sie eine Verdolmetschung in ihre jeweilige Amtssprache
wünschen und beteiligen sich (oberhalb eines gewissen Sockelbetrags) an den entstehen-
den Kosten (vgl. Bergmann 2015: 95). Die wichtigsten anderen Vorbereitungsmaßnahmen
und Bewältigungsstrategien für das gestiegene Sprachmittlungsaufkommen sollen im Fol-
genden geschildert werden.
4.3.2.1 Hilfe für neue Beitrittsländer
Bei der Kommission wurde 1996 durch die Generaldirektion Erweiterung das Büro für In-
formationsaustausch und technische Unterstützung, kurz TAIEX (Technical Assistance and
Information Exchange Office), eingerichtet. Seine Hauptaufgabe war es, die neuen Mit-
gliedsländer in spe beim Aufbau ihrer Übersetzungs- und Dolmetschkapazitäten zu unter-
stützen. In den Beitrittsländern wurden zwischen 1995 und 1999 Koordinierungsstellen für
die Übersetzung eingerichtet. Ab Juni 2003 wurden den Kommissionsdelegationen in den
Beitrittsländern Außenstellen zugeordnet, sodass MitarbeiterInnen direkt vor Ort Überset-
zungen anfertigen konnten. Jede Außenstelle beschäftigte drei ÜbersetzerInnen. Diese be-
rieten die Beitrittsländer auch zu den unterschiedlichsten Aspekten im Zusammenhang mit
der Sprachmittlung: Übersetzerausbildung, terminologische oder sprachliche Probleme,
sowie Kontakte zu Hochschulen, Übersetzungsinstituten und Berufsverbänden. Um den
künftigen Bedarf decken zu können, analysierten sie auch den freiberuflichen Übersetzer-
und Dolmetschermarkt der neuen Mitgliedsstaaten und nahmen jedes Jahr einige Prakti-
kantInnen auf. Außerdem wurden bereits 2003 Sprachabteilungen für die neuen Sprachen
in Luxemburg eingerichtet und ÜbersetzerInnen mit befristeten Verträgen rekrutiert. So-
genannte Übersetzungsantennen wurden in den Beitrittsländern eingerichtet, um die
durch diese Staaten vorgenommenen Übersetzungen von europäischem Recht zu überprü-
fen. (Vgl. Europäische Kommission 2004a: 15)
Mit einigem Vorlauf begannen auch die ÜbersetzerInnen, die bereits bei den Sprachmitt-
lungsdiensten der Union beschäftigt waren, Sprachen aus den neuen Mitgliedsstaaten neu
zu erlernen. Wöchentlich standen Ihnen dafür vier Stunden der regulären Arbeitszeit zur
Verfügung. Für DolmetscherInnen wurde ein Trainingsprogramm geschaffen, mit dem sie
im Verlauf von drei Jahren die Sprache eines neuen Mitgliedsstaats dazulernen konnten
und einen dreimonatigen Aufenthalt in dem entsprechenden Land finanziert bekamen.
(Vgl. Phillipson 2003: 114)
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4.3.2.2 Relais und Retour
Der Podestà-Bericht schlussfolgerte unter anderem auch, dass das Zurückgreifen auf Re-
laissprachen sowohl beim Übersetzen als auch beim Dolmetschen vermehrt notwendig
sein würde (vgl. Podestà 2001a: 8). Seltene Sprachkombinationen werden daher mitunter
über ein Relais abgedeckt. Relaissprachen sind am häufigsten Englisch, Französisch und
Deutsch; es ist aber nicht ausgeschlossen, dass auch Spanisch, Polnisch und/oder Italienisch
zu gegebenem Zeitpunkt zu Relaissprachen werden (vgl. europarl.europa.eu [f]).
Das Retour-Dolmetschen (mitunter auch als biaktives Dolmetschen bezeichnet) wurde vor
allem für die neuen Sprachen mit der Erweiterung 2004 eingeführt und sollte nach und
nach auf alle Sprachen ausgeweitet werden, nachdem es sich für die finnische Sprache be-
reits bewährt hatte (vgl. Podestà 2001a: 8). Tatsächlich ist das Muttersprachenprinzip
heute aber weiterhin vorherrschend und Retour-Verdolmetschungen sind recht selten
(ec.europa.eu [i]).
4.3.2.3 Outsourcing
Die vermehrte Vergabe von Aufträgen an FreiberuflerInnen bedeutet für die Sprachen-
dienste größere Flexibilität. Auf diese Weise müssen keine neuen Mitarbeiter festeinge-
stellt (oder gar verbeamtet) werden, sondern es können bei Bedarf (z. B. bei Engpässen
aufgrund sehr hoher Arbeitsaufkommen) ÜbersetzerInnen oder DolmetscherInnen einge-
setzt werden, die auf dem freiberuflichen Markt tätig sind und von der EU akkreditiert wur-
den. Insbesondere Texte, die keine Gesetztestexte sind, und die weder vertraulich noch
besonders dringend zu bearbeiten sind, können an externe ÜbersetzerInnen übergeben
werden. (Vgl. McClusky 2003: 89)
Von dieser Form der Flexibilisierung haben die Sprachendienste, sowohl im Bereich des
Dolmetschens als auch des Übersetzens, in den vergangenen Jahren besonders umfang-
reich Gebrauch gemacht: So wurden im Jahr 1997 16,4 % des Übersetzungsaufkommens
beim Übersetzungsdienst der Kommission extern übersetzt; im Jahr 2013 waren es 26 %.
Das Übersetzungsaufkommen hat sich in diesem Zeitraum fast verdoppelt. (Vgl. Europäi-
sche Kommission 2014a: 7)
Die Verwaltung der Aufträge an externe Dienstleister und der Verträge mit ihnen erfolgt
mithilfe eines Computersystems. Alle Vorgänge mit den AuftragnehmerInnen werden über
ein Webportal („eXtra“) abgewickelt. Ausschreibungen für solche Aufträge veröffentlicht
die GD Übersetzung im Amtsblatt der EU und online. Die BewerberInnen (sowohl Überset-
zungsbüros als auch freiberufliche ÜbersetzerInnen) werden unter Berücksichtigung von
Preis und Qualität auf einer Rangliste aufgenommen. (Vgl. Europäische Kommission 2014a:
9-10)
4.3.2.4 Moderne Technologien
Schon seit 1976 arbeitet die Kommission an der Entwicklung eines maschinellen Überset-
zungssystems. Das 1968 gegründete Unternehmen Systran entwickelte für den internen
Gebrauch bei der Kommission das System EC-Systran. Es funktionierte für 18 Sprachen-
paare und lieferte bis zu 2.000 Seiten rohübersetzten Text pro Stunde. Das System war an
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die speziellen Bedürfnisse der Kommission angepasst und unterschied sich von den Syste-
men, die Systran auf dem freien Markt vertrieb. Die Zusammenarbeit zwischen der Kom-
mission und der Systran-Gruppe bzw. Systran Luxemburg erstreckte sich über mehrere
Jahrzehnte. Nachdem die Kommission 2003 einen Auftrag für die Wartung und Verbesse-
rung des Systems öffentlich ausgeschrieben und den Zuschlag einer anderen Firma als Sys-
tran erteilt hatte, reichte Systran vor dem EuGH Klage auf Schadenersatz ein, weil das Un-
ternehmen seine Urheberrechte verletzt sah. Der Kommission warf es vor, rechtswidrig
Know-How an einen Dritten weitergegeben zu haben. Im Jahr 2010 verurteilte das Gericht
der Europäischen Union die Kommission daraufhin zu Schadenersatzzahlungen in Höhe von
mehr als zwölf Millionen Euro. Die Kommission allerdings machte von ihrem Recht Ge-
brauch, beim Gerichtshof Rechtsmittel einzulegen. Am 18. April 2013 hob der Gerichtshof
das Urteil wieder auf und wies die Klage von Systran ab, womit der Rechtsstreit endgültig
entschieden war. Als Hauptgrund für sein Urteil führte der Gerichtshof Verletzungen von
Vorschriften über die gerichtliche Zuständigkeit an. Die Verträge zwischen den betroffenen
Parteien, welche für den Nachweis eines rechtmäßigen oder rechtswidrigen Verhaltens der
Kommission die Grundlage bildeten, wurden nach belgischem bzw. luxemburgischem
Recht geschlossen und daher fiel der Rechtsstreit nicht in den Zuständigkeitsbereich der
Gemeinschaftsgerichte. Die Firma Systran musste daraufhin die entstandenen Verfahrens-
kosten tragen. (Vgl. Gericht der Europäischen Union 2010; Gerichtshof der Europäischen
Union 2013)
Im Jahr 2013 wurde von der Kommission ein neues, intern entwickeltes System eingeführt:
MT@EC. Dabei handelt es sich um ein datengestütztes System, es bedient sich also bereits
vorhandener Ressourcen (z. B. Textkorpora, Wörterbücher). Es greift dabei auf ein Archiv
von Humanübersetzungen der Europäischen Kommission zurück, welches eines der größ-
ten Archive weltweit ist. Dadurch ist das System auf Wortschatz und Textsorten der Kom-
mission genau abgestimmt, kann aber auch von allen anderen Institutionen genutzt wer-
den. Es wird laufend aktualisiert und verbessert. Die Erstellung des Zieltexts dauert in der
Regel nur wenige Minuten. In erster Linie wird das System eingesetzt, wenn nur ein grund-
legendes Verständnis eines Textes notwendig ist. Bei großem Zeitdruck kommt das System
als eine Art Notlösung aber auch zum Einsatz, wobei das Ergebnis zunächst überarbeitet
und freigegeben werden muss. Es ist sowohl für ÜbersetzerInnen als auch für andere Mit-
arbeiterInnen bei der Kommission und den anderen Institutionen eine nützliche, effizienz-
steigernde Hilfe. (Vgl. Europäische Kommission, GD Übersetzung 2014: 12)
Daneben verfügen die Sprachmittlungsdienste der Union über eine Reihe anderer elektro-
nischer Hilfsmittel, wie beispielsweise Translation Memories (TMs oder Übersetzungsspei-
cher). Dazu zählen bei der GD Übersetzung Translator’s Workbench (TWB) und Euramis
(European advanced multilingual information system). Euramiswurde von der Kommission
entwickelt und umfasst mehrere Webanwendungen. Vor allem dient es als interinstitutio-
neller Übersetzungsspeicher, in dem alle Dokumente der Organe verfügbar sind, die unter
Verwendung eines TMs übersetzt wurden. Für die Speicherung eines so großen Datenvolu-
mens ist ein TM nicht ausgelegt; daher dient Euramis als sogenanntes Backend. (Vgl. Gene-
ralsekretariat des Rates 2012: 21) Sobald ein neuer Übersetzungsauftrag eingeht, erfolgt
eine automatische Übermittlung an Euramis, um ihn dort mit Vorläufertexten abgleichen
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zu können. Alles, was bereits übersetzt wurde, wird dann aus dem zentralen Übersetzungs-
speicher heruntergeladen; genauso wird der Zieltext, nachdem die Arbeit daran beendet
ist, wiederum an Euramis exportiert, damit er bei zukünftigen Aufträgen zur Verfügung
steht. (Vgl. Europäische Kommission, GD Übersetzung 2014: 12) Die Plattform ist sowohl
für interne als auch für externe Mitarbeiter zugänglich. Insbesondere bei Rechtstexten sind
Struktur und Wortlaut häufig gleich oder ähnlich, sodass durch Übersetzungsspeicher nicht
nur Zeit gespart, sondern auch terminologische Kontinuität sichergestellt werden kann. Die
Speicher für Englisch, Deutsch und Französisch (die am längsten und häufigsten verwendet
werden) sind dabei sehr viel größer als für die neueren Sprachen, wie beispielsweise Bul-
garisch und Rumänisch. (Vgl. Nißl 2011: 99) Rechtstexte sind in allen Amtssprachen der
Union in der Eur-Lex-Datenbank abrufbar (vgl. eur-lex.europa.eu).
Die interinstitutionelle Terminologiedatenbank IATE (Inter Active Terminology for Europe)
ist mit rund 8,7 Millionen Einträgen die größte Terminologiedatenbank der Welt. Einträge
umfassen Termini, Ortsnamen, Abkürzungen, Organisationen und amtliche Stellen sowie
Definitionen und Verwendungshinweise, die ständig aktualisiert werden. Die Datenbank ist
in allen Amtssprachen verfügbar und unter www.iate.europa.eu auch öffentlich zugänglich.
Sie ersetzte die Vorgängerdatenbank Eurodicautom. (Vgl. Generalsekretariat des Rates
2012: 17)
Eine Technologie, die für die Dolmetschdienste der Institutionen von Interesse ist und da-
her ebenfalls erforscht und zum Teil schon genutzt wird, ist das Remote Interpreting oder
Ferndolmetschen (im Podestà-Bericht [2001a:8] noch als Teledolmetschen bezeichnet). Da-
bei befinden sich die DolmetscherInnen nicht im Sitzungssaal, sondern in einer Kabine in
einem anderen Raum und können das Geschehen im Sitzungssaal über Bildschirme verfol-
gen. (Vgl. europarl.europa.eu [c])
4.3.3 Verhaltenskodex Mehrsprachigkeit des Europäisches Parlaments
Das Europäische Parlament nimmt Sandra Nißl (2011: 106-107) zufolge im Kreis der Insti-
tutionen in mehrerlei Hinsicht eine Vorreiterrolle im Bereich der Mehrsprachigkeit ein. Wie
bereits in Kapitel 4 geschildert wurde, ist das Sprachenregime des Parlaments sehr umfas-
send; häufig wird aus allen in alle Amtssprachen gedolmetscht und in der Geschäftsord-
nung des Parlaments ist festgelegt, dass alle Schriftstücke des Parlaments in den Amtsspra-
chen abzufassen sind. Auch die Homepage des Parlaments ist in allen Amtssprachen ver-
fügbar. (Vgl. Nißl 2011: 106) Um die Rechte der Abgeordneten zu schützen und die hohe
Qualität der Sprachdienstleistungen angesichts des hohen Sprachmittlungsaufkommens zu
erhalten, wurden im Rahmen des Verhaltenskodexes Mehrsprachigkeit (vgl. Europäisches
Parlament 2014a) verschiedene Maßnahmen festgelegt, die auf dem Prinzip der „ressour-
ceneffizienten, umfassenden Mehrsprachigkeit“ basieren (ebd.).
Viele dieser Maßnahmen wurden schon 2004 eingeführt und basieren zum Teil auf den
grundlegenden Beschlüssen im Podestà-Bericht. Für die folgende Darstellung soll aber die
aktuellste Version des Verhaltenskodexes Mehrsprachigkeit dienen, die am 16. Juni 2014
vom Präsidium des Parlaments beschlossen wurde. In der Begründung wird hervorgeho-
ben, dass „Mehrsprachigkeit die Bürger in die Lage versetzt, ihr Recht auf demokratische
Kontrolle auszuüben, und die Sprachendienste dazu beitragen, dass die EU-Organe offen
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und transparent bleiben“ (Europäisches Parlament 2014a: 2). Weiter ist nachzulesen, dass
das Parlament „die Auffassung [vertritt], dass die Mehrsprachigkeit eine unabdingbare Vo-
raussetzung für die Institution und ihre Mitglieder ist“, aber dass „die Aufrechterhaltung
eines umfangreichen Übersetzungs- und Dolmetschdienstes mit hohen Kosten verbunden
ist“ (ebd.). Die wichtigsten Instrumente zur Umsetzung einer „ressourceneffizienten, um-
fassenden Mehrsprachigkeit“ sollen im Folgenden beschrieben werden.
Übersetzungs- und Dolmetschleistungen sind dem Kodex zufolge bestimmten NutzerInnen
vorbehalten bzw. nur für bestimmte Kategorien von Dokumenten vorgesehen; Ausnahmen
hiervon müssen vom Präsidium genehmigt werden. Die NutzerInnen von Dolmetschleis-
tungen legen ihren Sprachenbedarf in sogenannten Dolmetsch-Sprachprofilen fest, die re-
gelmäßig aktualisiert werden müssen. Der Bedarf wird vierteljährlich geplant, daher müs-
sen bereits drei Monate im Voraus vorläufige Sitzungspläne mit Zeiträumen, Sitzungsorten
und Sprachenbedarf bei der Generaldirektion Dolmetschen und Konferenzen eingereicht
werden. Die Verdolmetschung der Sitzungen wird anhand der Sprachenprofile und der vo-
raussichtlichen Teilnahme geplant. Wenn auf eine bestimmte Sprache verzichtet werden
kann, ist das entsprechende Gremium verpflichtet, dies der GD mitzuteilen. (Vgl. Europäi-
sches Parlament 2014a: 3-6)
Für die Verdolmetschung wurde außerdem eine Rangfolge festgelegt, die Sitzungen mit
hoher Priorität ein Vorrecht einräumt, wenn keine Verdolmetschung in allen stattfinden-
den Sitzungen gewährleistet werden kann. Ganz oben auf der Prioritätenliste stehen Ple-
narsitzungen, gefolgt von vorrangigen politischen Sitzungen (z. B. des Präsidenten bzw. der
leitenden Organe des Parlaments). Den dritten Rang belegen die Sitzungen parlamentari-
scher Ausschüsse und Delegationen sowie Triloge12 und Fraktionssitzungen. Gemeinsame
Sitzungen des Europäischen Parlaments mit dem Parlament eines Mitgliedsstaats stehen
auf dem vierten Rang. Die letzten drei Ränge auf der Prioritätenliste belegen Pressekonfe-
renzen (sowie andere Medieninformations- oder Kommunikationsveranstaltungen), an-
dere vom Präsidium genehmigte offizielle Gremien und schließlich Verwaltungsvorgänge
(z. B. Seminare und Vollversammlungen des Personals). Außerdem wurden bestimmte
Obergrenzen für die Sitzungen von Gremien mit niedrigerer Priorität festgelegt. So werden
bei Fraktionssitzungen beispielsweise maximal sieben aktive Sprachen bedient und bei Sit-
zungen, die außerhalb der Plenarwochen liegen, dürfen maximal 16 DolmetscherInnen pro
Sitzung eingesetzt werden. Im Rahmen einer Kooperationsvereinbarung wurde beschlos-
sen, dass auch für den Wirtschafts- und Sozialrat sowie den Ausschuss der Regionen Dol-
metschleistungen von der GD bereitgestellt werden. Auch der Europäische Bürgerbeauf-
tragte und diverse parlamentarische Versammlungen und Treffen können Verdolmet-
schungen der ParlamentsdolmetscherInnen in Anspruch nehmen. (Vgl. Europäisches Parla-
ment 2014: 3-8)
12 Triloge sind informelle Sitzungen, die sich paritätisch aus VertreterInnen von Europäischer Kommission,
Europäischem Parlament und Ministerrat zusammensetzen. Im Ordentlichen Gesetzgebungsverfahren sind
Triloge vorgesehen, um Einigung zwischen den gesetzgebenden Organen über bestimmte Änderungsan-
träge zu erzielen. Sie können in jeder Phase des Legislativverfahrens stattfinden. (Vgl. Europäisches Parla-
ment 2014b: 22)
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Für Übersetzungsdienstleistungen sind ähnlich strenge Bestimmungen einzuhalten. Texte,
die zur Übersetzung oder juristisch-sprachlichen Überarbeitung bei der Direktion Rechts-
akte eingereicht werden, müssen Layout- und Qualitätsvorgaben entsprechen. Auch hier
wird vierteljährlich geplant, sodass die Übersetzungsdienste und die Dienststellen der
Rechts- und Sprachsachverständigen drei Monate im Voraus von den Gremien über die zu
erwartende Arbeitsbelastung informiert werden müssen. Texte, für die eine Übersetzung
benötigt wird, werden zehn Tage vor der Sitzung zur Übersetzung eingereicht. Wird diese
Frist eingehalten, sollte die Übersetzung spätestens zwei Arbeitstage vor der Sitzung in
elektronischer Form zur Verfügung stehen. Im Anschluss wird sie in gedruckter Form im
Sitzungssaal verteilt. Je nach Dokumentenkategorie gelten mitunter andere Fristen. Für die
Abgeordneten gilt, dass sie sich pro Jahr maximal 30 Seiten Text übersetzen lassen dürfen.
Bei Dokumenten zur juristisch-sprachlichen Überarbeitung wurde auch eine Rangfolge ein-
geführt. Einigungen, die im Ordentlichen Gesetzgebungsverfahren mit dem Ministerrat er-
zielt wurden, stehen dabei ganz oben auf der Prioritätenliste, gefolgt von Legislativberich-
ten und Änderungsanträgen. Dokumente, die noch nicht verabschiedet wurden, wie z. B.
Entwürfe von Legislativberichten, stehen ebenso wie Stellungnahmen weiter unten in der
Rangfolge. (Vgl. Europäisches Parlament 2014a: 8-13)
Eine solche Liste existiert auch für Übersetzungen. Dabei haben Dokumente, die dem Ple-
num zur Abstimmung vorgelegt werden sollen, besonders hohe Priorität; Arbeitsdoku-
mente und Zusammenfassungen hingegen haben eine besonders niedrige Priorität. Für den
Umfang der zu übersetzenden Texte wurden Obergrenzen festgelegt, so darf z. B. eine le-
gislative Stellungnahme maximal drei Seiten umfassen. Die Übersetzungs- und Dolmetsch-
dienste sind dazu angehalten, alle sechs Monate darüber zu informieren, welche Kosten
die Sprachmittlungsdienstleistungen verursacht haben und wie zuverlässig der Kodex ein-
gehalten wurde. Es wird außerdem eine Aufstellung der Dienstleistungen erstellt, die be-
antragt, aber nicht in Anspruch genommen wurden. (Vgl. Europäisches Parlament 2014:
13-15)
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass im Parlament (welches aufgrund seines
Sprachenregimes grundsätzlich einen hohen Sprachmittlungsbedarf hat) steigenden Kos-
ten und steigendem Aufwand mit einer Mischung aus verschiedenen Maßnahmen begeg-
net wird: exakte Bedarfsprüfung und entsprechende Planung, genaue Kontrolle der Inan-
spruchnahme, Obergrenzen für die Zurverfügungstellung von Dienstleistungen, Prioritä-
tenlisten für Dokumente und Veranstaltungen, Sensibilisierung der NutzerInnen sowie re-
gelmäßige Kontrolle der entstandenen Kosten.
4.4 Die Sprachenfrage als Politikum
Die Sprachenfrage bei der Europäischen Union ist seit jeher politisch ein heikles Thema,
insbesondere auf hohem diplomatischem Niveau. Die ehemalige Leiterin des Dolmetsch-
dienstes der Kommission, Renée van Hoof-Haferkamp, berichtete bei einem Symposium
1996, dass während sie den SCIC leitete, der Gebrauch der Muttersprache für viele Politiker
auch eine Frage des politischen Prestiges war. Sie berichtete beispielhaft, wie ein Ständiger
Vertreter der Niederlande während einer Debatte feststellte, dass die niederländische Dol-
48
metschkabine unbesetzt war und sofort niederländische Dolmetscher bestellte: „Wir ha-
ben sie geschickt; er sah sie hinter dem Zeichen ‚Nederlands‘ sitzen, begrüßte sie und
sprach weiter ausgezeichnetes Französisch“ (van Hoof-Haferkamp 1998: 64).
Es gibt weitere Anekdoten, die diesen Eindruck untermauern – beispielsweise der finnisch-
deutsche Sprachenstreit von 1999, als Finnland turnusmäßig die EU-Ratspräsidentschaft
übernommen hatte. Bei einer Reihe von informellen MinisterInnentreffen war vorgesehen,
dass neben Finnisch, der Sprache der Ratspräsidentschaft, nur Englisch und Französisch als
Konferenzsprachen eingesetzt würden. Als nach Beschwerden von deutscher Seite die fin-
nische Regierung nicht einlenkte, sagten Deutschland und Österreich ihre Teilnahme ab.
Die Kompromisslösung bestand letztlich darin, dass die deutschen TeilnehmerInnen
Deutsch sprechen konnten, aber keine Verdolmetschung ins Deutsche angeboten wurde.
Daraufhin erhoben der spanische und der italienische Außenminister allerdings Ansprüche
auf Verwendung des Spanischen und Italienischen als Konferenzsprache. (Vgl. Kraus 2004:
151-152)
Ein ähnlich gelagerter Fall ereignete sich im selben Jahr bei einem Treffen der EU-Regie-
rungschefs in Brüssel. Nachdem der Vorsitzende des französischen Arbeitgeberverbandes
dem damaligen französischen Präsidenten Jacques Chirac eine Frage auf Englisch gestellt
hatte, verließ dieser zusammen mit seiner Delegation entrüstet den Raum. Chirac schil-
derte später der BBC gegenüber, er wäre zutiefst schockiert darüber gewesen, von einem
Franzosen auf Englisch angesprochen zu werden und bekräftigte seine schon mehrfach zu-
vor zum Ausdruck gekommene Haltung, dass das Französische in internationalen Organisa-
tionen wie der EU respektiert werden sollte. (Vgl. Gerhards 2010: 136 bzw. news.bbc.co.uk)
Auch von Seiten des Bundestages und -rates wurde in der Vergangenheit mehrfach ver-
sucht, die Stellung des Deutschen als Arbeitssprache bei der Kommission zu stärken, so zum
Beispiel in einem gemeinsamen Antrag des Bundestages im Jahr 2008, in dem Union, SPD,
Grüne und FDP die Beachtung der Gleichberechtigung des Deutschen neben dem Engli-
schen und Französischen anmahnten (vgl. Gerhards 2010: 136). Wie Jakob Haselhuber
(2012: 296-302) ausführlich darlegt, wurde außerdem sowohl in Schriftverkehr zwischen
dem damaligen Kommissionspräsidenten Barroso und dem Bundestagspräsidenten Lam-
mert als auch bei Besuchen des Mehrsprachigkeitskommissars Leonard Orban beim Deut-
schen Bundestag 2007 und 2009 von deutscher Seite darauf hingewiesen, dass man mit der
Sprachen- und Übersetzungspolitik der EU nicht zufrieden sei. Der Besuch Orbans 2009
beim EU-Ausschuss des Bundestages wurde auch in der vom Bundestag herausgegebenen
Zeitung Das Parlament reflektiert (vgl. Sach 2009: s. p.). Dabei sei gegenüber dem Kommis-
sar „scharfe Kritik“ daran geäußert worden, dass „weniger Dokumente als früher ins Deut-
sche übersetzt würden“ (ebd.), Anhänge mitunter gar nicht. Orban habe daraufhin auf be-
grenzte finanzielle Mittel verwiesen; von den Abgeordneten sei der Besuch als „in jeder
Hinsicht enttäuschend“ (ebd.) empfunden worden. Sandra Nißl (2011: 112) führt die „be-
nachteiligte Stellung des Deutschen in den Organen und Einrichtungen der Europäischen
Union […] auf eine jahrzehntelange passive Haltung der deutschen Regierung gegenüber
diesem Thema“ zurück. Diese Haltung war der Stellung der BRD nach dem Zweiten Welt-
krieg geschuldet, als sich Deutschland „glücklich schätzen konnte, als ehemaliger Aggressor
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überhaupt aufgenommen zu werden“ (vgl. ebd.). Wie oben dargestellt wurde, ist die deut-
sche Regierung in der jüngeren Vergangenheit dafür umso bemühter gewesen, die Stellung
des Deutschen bei der Union auszubauen.
Jürgen Gerhards (2010: 137-138) ist überzeugt, dass die Tatsache, dass die Mitgliedsstaa-
ten nicht bereit sind, „sprachliche Souveränitätsrechte aufzugeben“ darauf zurückzuführen
ist, dass sie „ihre jeweilige Nationalsprache als ein zentrales Merkmal ihrer Identität“ emp-
finden. Der britische Sprachwissenschaftler Robert Phillipson (2003: 94-95) formuliert die
Problematik folgendermaßen: „Language permeates all fields of EU collaboration, and is
such an existential identity marker, personally […] and nationally, that attitudes to language
matters are subjective and often deeply rooted in myths and ignorance“. Auf politischer
Ebene wird die Suche nach Lösungen für die bestehenden Probleme daher kaum offen dis-
kutiert. Das Thema wird von einigen AutorInnen sogar als Tabu bezeichnet (vgl. z. B. van
Els 2005, Kraus 2004, Bruha 1998). Dies bedeutet durchaus nicht, dass die Sprachenfrage
nicht von Bedeutung wäre: „Tabuisiert werden stets große Probleme, keine Marginalien“
(Bruha 1998: 83).
4.5 Die Rolle des Englischen
Eine Lingua franca ist eine Sprache, die „von Sprechern, die keine Muttersprache gemein-
sam haben, zur Verständigung benützt wird“ (Witt 2010: 35). Im Römischen Reich diente
das Lateinische (und teilweise auch das Griechische) als Lingua franca. Im Europa des 18.
und 19. Jahrhunderts war Französisch die Lingua franca der Diplomatie. Das Russische war
auch nach dem Ende der Sowjetunion noch wichtiges Kommunikationsmedium zwischen
den Völkern der vielsprachigen ehemaligen UdSSR. (Vgl. Arntz 1998: 65) Heute ist Englisch
die Sprache, in der international Handel getrieben wird und in der internationale Verträge
ausgehandelt werden, die Sprache multinationaler Konzerne und des Internets (vgl. Lever
2003: 103).
Der Aufstieg des Englischen zu einer internationalen Lingua franca ist einer Vielzahl von
Faktoren geschuldet. Zwei Faktoren werden von Jutta Limbach (2012: 49) dabei in den Vor-
dergrund gestellt: „die Expansion der britischen Kolonialmacht“ und der „Aufstieg der USA
zur führenden Wirtschaftsmacht des 20. Jahrhunderts“. Anders formuliert: „The adoption
of English as a key corporate, institutional and scholarly language […] is symptomatic of a
trend that is at root economic and political“ (Phillipson 2003: 100).
Der britische Linguist David Crystal hat sich in „English as a Global Language“ umfassend
mit dem Phänomen der weltweiten Verbreitung des Englischen auseinandergesetzt (vgl.
Crystal 2003). Auch er führt die Tatsache, dass gerade Englisch heute als weltweite Ver-
kehrssprache fungiert, vor allem auf historische Entwicklungen in Politik und Wirtschaft
zurück (vgl. Crystal 2003: 29 ff.)
Die Verbreitung des Englischen stellt er, basierend auf einem Modell des US-amerikani-
schen Linguisten Braj Kachru aus den 1980er Jahren, in drei konzentrischen Kreisen dar (vgl.
Crystal 2003: 60-61). Der „inner circle“ beinhaltet die Länder, in denen Englisch seit langem
die wichtigste Sprache ist: die USA, Kanada, Irland, Großbritannien, Australien und Neusee-
land. Der „outer circle“ enthält Länder, in denen Englisch eine wichtige Rolle als zweite
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Sprache spielt, also z. B. Singapur und Indien. Der dritte Kreis ist der „expanding circle“. Er
besteht aus Ländern, die keine Kolonialvergangenheit haben und Englisch keinen offiziellen
Amtssprachenstatus zugestehen, aber seine Bedeutung für die internationale Kommunika-
tion erkannt haben. Dazu zählt er beispielsweise China, Japan und Russland, wobei wie der
Name des Kreises bereits andeutet, die Zahl dieser Länder im Laufe der letzten Jahrzehnte
stetig gestiegen ist. Crystal stellt fest: „[T]oday, with English recognized virtually every-
where, a tense change to expanded circle would better reflect the contemporary scene“
(Crystal 2003: 60; Hervorh. im Orig.). (Vgl. Crystal 2003: 60-61)
Tatsächlich scheint die Weiterverbreitung des Englischen nicht mehr aufzuhalten zu sein
und wird von manchen AutorInnen (z. B. de Swaan 2007, van Parijs 2004) als eine Art sich
selbst verstärkender Mechanismus beschrieben. Philippe van Parijs spricht von „probabi-
lity-sensitive learning“ (2004: 218), was er folgendermaßen beschreibt:
The extent to which people maintain and improve their linguistic competence in some par-
ticular language is strongly affected by the probability of expecting to have to function in that
language. […] [T]he more likely it is that competence in a particular language will be useful
to communication, the greater the effort one will decide […] to invest in learning it. (van Parijs
2004: 218)
4.5.1 Sprachkompetenzen in der Europäischen Union
In der EU sprachen bei der letzten Erhebung durch das Eurobarometer im Jahr 2012 (also
ohne Kroatien) 13 % der Bevölkerung Englisch als Muttersprache. 38 % sprachen es als
Fremdsprache, was es zur am weitesten verbreiteten Fremdsprache in der EU macht. (Zum
Vergleich: Französisch beherrschten 12 % der befragten EuropäerInnen als Fremdsprache,
Deutsch 11 %). Im Ländervergleich zeigen sich dabei große Unterschiede in der Sprachkom-
petenz: Während in Dänemark und Schweden 86 % – und in den Niederlanden sogar 90 %
– der Bevölkerung angaben, auf Englisch eine Unterhaltung führen zu können, waren es in
Spanien und Ungarn 22 % bzw. 20 %. (Vgl. Europäische Kommission 2012: 21 ff.)
Interessant ist auch die Altersdiskrepanz, welche schon im Eurobarometer 2005 klar er-
sichtlich war: Während unter den 15- bis 24-jährigen 64,5 % der Befragten angaben, Eng-
lischkenntnisse zu besitzen, waren es unter den über 65-jährigen lediglich 14,4 % (vgl.
Gerhards 2012: 53-54). Die Altersgruppenaufschlüsselung und Fragestellung war im Euro-
barometer 2012 etwas anders, sodass ein direkter Vergleich nicht möglich ist, aber auch
2012 ließ sich eine Altersdiskrepanz feststellen: Von den 15- bis 24-jährigen gaben 27 % an,
sehr gut Englisch zu beherrschen; bei den über 55-jährigen waren es 15 %. Insgesamt gaben
21 % der Befragten, die Englisch als Fremdsprache sprechen, an, es sehr gut zu beherr-
schen. 47 % schätzten ihre Kenntnisse als gut ein; 31 % hatten grundlegende Kenntnisse.
(Vgl. Europäische Kommission 2012: 24 ff.)
Deutlich wird auch, dass das Erlernen von Englisch den befragten EuropäerInnen als sinn-
voll erscheint. So gaben im Jahr 2012 67 % an, Englisch für die nützlichste Fremdsprache
für ihre persönliche Entwicklung zu halten. 79 % hielten es für Kinder in der Zukunft für die
nützlichste Sprache. Etwas weniger als die Hälfte der EuropäerInnen (47 %), die Englisch als
Fremdsprache sprechen, benutzten es 2012 täglich (oder fast täglich) bis regelmäßig; 51 %
benutzten es gelegentlich. (Vgl. Europäische Kommission 2012: 43 ff.)
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4.5.2 Sprachkompetenzen im EU-Parlament
Seit Jahren schreitet die Verbreitung des Englischen auch innerhalb der EU-Institutionen
weiter voran. Wie sich die Situation bei den Abgeordneten im EU-Parlament darstellt, hat
die britische Sprachwissenschaftlerin Sue Wright in einer umfassenden Studie untersucht,
für die sie 2006 Befragungen unter den Abgeordneten durchführte. Die Auswertung er-
folgte nach verschiedenen Sprachgruppen. (Bulgarien, Kroatien und Rumänien waren zu
dieser Zeit noch keine EU-Mitglieder, also nicht im Parlament vertreten.) Die Studie lässt
interessante Rückschlüsse darauf zu, wie es sich mit der Sprachkompetenz und der Akzep-
tanz des Englischen als Lingua franca in den verschiedenen Sprachgruppen verhält.
Bei den Englisch-MuttersprachlerInnen konnte Wright (2007: 152-154) zwei Gruppen iden-
tifizieren. Einige Englisch-MuttersprachlerInnen empfanden den Gebrauch einer Lingua
franca zwar als positive und für alle nützliche Entwicklung, waren sich aber gleichzeitig der
Schwierigkeiten für Nicht-MuttersprachlerInnen bewusst und daher in der Kommunikation
darum bemüht, möglichst gut verstanden zu werden, also Vokabular und Geschwindigkeit
an ihre Zuhörerschaft anzupassen. Bei der zweiten Gruppe, die von Wright identifiziert
wurde, war dieses Bewusstsein sehr viel geringer ausgeprägt, was sich auf ihre mündlichen
Äußerungen direkt auswirkte: „Their oral performance suffered from one or more of the
following problems: too many metaphors, archaic idioms, colloquialisms, rambling syntac-
tic structures, a failure to articulate clearly and a tendency to speak very fast“ (Wright 2007:
153). Diese SprecherInnen zeigten außerdem wenig Bereitschaft, sich ihrem mehrsprachi-
gen Umfeld anzupassen, was für sie selbst zum Nachteil werden könnte:
Those who rely entirely on English and believe there is no need for them to make an effort
to learn the communication rules of Brussels may well be marginalised and out of the loop
of much of the trans-national information flow. (Wright 2007: 154)
Auch bei den frankophonen SprecherInnen gab es zwei Gruppen: Einerseits die Abgeord-
neten, die aus Pragmatismus durchaus Englisch benutzten und andererseits Abgeordnete,
die aus Prinzip nur Französisch verwendeten – von Wright als „militantly monolingual“
(2007: 154) bezeichnet. Sie stellte bei Letzteren ein ausgeprägtes Bedauern darüber fest,
dass Französisch nicht mehr die gleiche Rolle bei den Institutionen spielt, wie noch in den
frühen Jahrzehnten der Europäischen Gemeinschaft. Sie verwiesen auch auf ein 2006 von
der französischen Regierung herausgegebenes Vademekum, das die RepräsentantInnen
Frankreichs in den EU-Institutionen dazu auffordert, bei ihrer Arbeit Französisch zu spre-
chen und sie über ihre Rechte informiert (vgl. sgae.gouv.fr). Mit der Arbeit der Sprachen-
dienste zeigte sich die Gruppe der Frankophonen zufrieden, insbesondere mit den kurzen
Wartezeiten für Übersetzungen ins Französische. (Vgl. Wright 2007: 154-156)
Als eine dritte Gruppe identifizierte Wright (2007: 156) die ungarischen Parlamentsabge-
ordneten. Sie wiesen häufig hohe Sprachkompetenz in vier oder fünf Sprachen auf; in der
Regel sprachen sie sehr gutes Englisch und häufig auch Deutsch. Ihre Herangehensweise an
die Sprachenfrage kann als pragmatisch und flexibel bezeichnet werden. Allerdings spielte
Sprachkompetenz schon bei der Auswahl der Abgeordneten in ihrem Heimatland eine Rolle
(obwohl die offizielle Position der EU ist, dass dies keine Bedingung für die Aufstellung zur
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Wahl sein sollte). Die ungarische Sprache sahen die befragten Abgeordneten durch die Nut-
zung einer Lingua franca nicht bedroht. (Vgl. ebd.)
In der Gruppe der baltischen und slawischen SprecherInnen konnten wiederum zwei Ten-
denzen festgestellt werden. Einige Abgeordnete hatten vor dem Zusammenbruch des kom-
munistischen Ostblocks viele Jahre in Großbritannien, den USA, Frankreich oder Belgien im
Exil verbracht und dadurch eine zweite Sprache neben ihrer Muttersprache auf sehr hohem
Niveau erworben. Häufig waren diese Personen in den (auf Englisch geführten) Beitritts-
verhandlungen ihrer Heimatländer von großer Bedeutung. Eine andere Gruppe hatte Rus-
sisch als erste Fremdsprache gelernt und dadurch im Englisch- und Französisch-dominier-
ten Umfeld der EU Schwierigkeiten. Da sie auf die Übersetzung von wichtigen Dokumenten
in ihre Sprache warten müssen, sind sie im Nachteil, da die Übersetzung in die ‚kleinen‘
Sprachen mitunter länger dauert. Sie sind daher stärker auf die Unterstützung ihrer sprach-
lich geschulten AssistentInnen angewiesen. (Vgl. Wright 2007: 157)
Als vierte Gruppe der Befragten fasst Wright (2007: 157-158) die Abgeordneten aus den
südeuropäischen Mitgliedsstaaten zusammen. Insbesondere griechische und portugiesi-
sche Abgeordnete waren sich in ihrer Ablehnung einer Vereinfachung des Sprachenregimes
auf vier oder fünf Sprachen einig. Bei einer Reduktion plädierten sie für die Wahl einer ein-
zigen Sprache, da ein System mit einigen wenigen Sprachen ihrer Ansicht nach sowohl un-
fair als auch ineffizient wäre. Unter den portugiesischen Abgeordneten herrschte außer-
dem Unmut über das Relais-System, das bei Verdolmetschungen aus dem Portugiesischen
häufig zum Einsatz kommt, und bei dem mitunter Ungenauigkeiten entstünden. Des Wei-
teren gäbe es viele brasilianische DolmetscherInnen in der portugiesischen Kabine, was die
portugiesischen Abgeordneten nicht guthießen. (Vgl. ebd.)
Schließlich fasst Wright (2007: 158-159) die nordeuropäischen, deutschen und niederlän-
dischen Abgeordneten in einer fünften Gruppe zusammen. Hier konnte sie viel Überein-
stimmung darüber feststellen, dass immer häufiger Englisch verwendet wird, dass dies aber
– wenigstens für den internen politischen Prozess – nicht unbedingt etwas Schlechtes ist.
Die Abgeordneten plädierten allerdings dafür, dieser Entwicklung öffentlich Rechnung zu
tragen und möglichen Benachteiligungen zu begegnen. Sie waren vor allem daran interes-
siert, möglichst viele Personen mit dem Gesagten zu erreichen. Daher sprachen manche
von ihnen auch Englisch, um das Relais-System zu umgehen, also sicherzustellen, dass ihre
Rede nur einmal gedolmetscht wird bzw. um auch diejenigen ZuhörerInnen zu erreichen,
denen das Benutzen der Kopfhörer widerstrebt. (Vgl. ebd.)
Insgesamt stellt Wright (2007: 160-161) fest, dass das aktuelle Sprachenregime aus Sicht
der Abgeordneten einige Probleme mit sich bringt. Bei längeren Wartezeiten für Überset-
zungen bleibt den betroffenen Abgeordneten weniger Zeit, sich mit den Texten auseinan-
derzusetzen und darauf zu reagieren. Manche Abgeordnete sind aus Teilen des informellen
Informationsflusses ausgeschlossen, weil es für Abgeordnete, die nicht ihrer Sprachgruppe
angehören, schwierig ist, mit ihnen zu kommunizieren (vgl. ebd.). Daher ist das informelle
Verhandeln in diesen Konstellationen nicht möglich. Wright (2007: 160) stellt fest: „Bring-
ing people on side is done in public and through interpretation, and committee rapporteurs
report that this is difficult and makes compromise less likely“.
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Daraus ergibt sich unter anderem die Frage, der im folgenden Kapitel nachgegangen wird.
4.5.3 Ist Englisch als Lingua franca die Lösung?
Die Frage, ob Englisch die europäische Sprachenvielfalt bedroht oder im Gegenteil die Lö-
sung für das Sprachenproblem der EU darstellt, wird in der Literatur höchst kontrovers dis-
kutiert und unterschiedlich beantwortet (vgl. z. B. Gazzola 2013, Limbach 2012, Gerhards
2012, Phillipson 2009, van Els 2005, Lever 2003, McClusky 2003). Beide Seiten sollen in der
folgenden Diskussion Gehör finden.
Jürgen Gerhards (2012: 53) stellt fest: „Die Sprachentwicklung in Europa vollzieht sich mit
einer Dynamik, die sich politisch nur sehr begrenzt steuern lässt“ und diese „Entwicklung
geht in Richtung Hegemonie des Englischen“ (ebd.). Dies wird auch von anderen AutorIn-
nen beobachtet. Abram de Swaan (2007: 1 ff.) zum Beispiel beschreibt, wie die neuen Mit-
gliedsstaaten den Gebrauch des Englischen noch verstärkt haben. Er nennt dieses Prinzip
„The more languages, the more English“ (ebd.). Insbesondere in den neuen Mitgliedslän-
dern, die ehemals der Sowjetunion angehörten, wird heute vor allem Englisch und zum Teil
auch Deutsch gelernt, während Russisch immer mehr an Bedeutung verliert. Das Französi-
sche hat in den neuen Mitgliedsstaaten kaum FürsprecherInnen gefunden. Wie de Swaan
(2007: 4-8) weiter darlegt, sind ihre Bekenntnisse zur Mehrsprachigkeit eher als Lippenbe-
kenntnisse zu verstehen. Auch gibt er zu bedenken, dass die SchülerInnen von heute die
KonsumentInnen, WählerInnen und Abgeordneten von morgen sein werden, und dass ihre
verbesserten Sprachkenntnisse (insbesondere des Englischen) sicherlich einen Einfluss auf
die Sprachpraktiken in den europäischen Institutionen haben werden. (Vgl. de Swaan 2007:
1-8)
Auch Jürgen Gerhards (2012: 54) stellt fest: „Englisch hat nicht nur die deutsche Sprache,
sondern auch das Französische weit zurückgedrängt und dies trotz aller offiziellen Bekun-
dungen und verbalen Gegenmaßnahmen“. Er plädiert daher dafür, der „normative[n] Kraft
des Faktischen“ (2012: 53) Rechnung zu tragen und beschreibt, welche „Kommunikations-
gewinne“ (2012: 55) die Förderung von Englisch als Lingua franca mit sich bringen würde.
So würde die Förderung einer gemeinsamen Fremdsprache die Verständigungsmöglichkei-
ten, die Mobilität und die politische Partizipation der BürgerInnen erleichtern; all dies
würde „die Entstehung einer europäischen Öffentlichkeit und damit die Demokratisierung
der EU von unten befördern“ (Gerhards 2012: 55). Der Bundesverfassungsrichter a. D. Paul
Kirchhof (2008: 219) konstatiert gar die „Notwendigkeit einer europäischen Gesamtspra-
che“, welche er folgendermaßen begründet:
Schon gegenwärtig kann der Sprachendienst der Europäischen Union in den europäischen
Organen kaum noch die Forderung verwirklichen, dass jeder Beteiligte in seiner Mutterspra-
che sprechen darf und dennoch von allen verstanden wird. Je mehr weitere Sprachen hinzu-
kommen, desto größer wird dieses Problem. (Kirchhof 2008: 219)
Das Englische, betont er, biete sich als gemeinsame europäische Sprache an und könne
zugleich „die Brücke zum weltweiten sprachlichen Austausch in Politik, Wirtschaft und Wis-
senschaft“ schlagen (Kirchhof 2008: 220). Er weist aber auch darauf hin, dass dies Teil einer
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„gestuften Zweisprachigkeit“ sein sollte, also einer „kulturellen Fundierung in der Mutter-
sprache“ mit einer „ergänzende[n] Verständigung in einer gemeinsamen Zweitsprache“
(ebd.).
Auch der Sprach- und Kulturwissenschaftler Harald Haarmann (2003: 153-154) unter-
streicht, dass zwar Englisch in der globalen Kommunikation praktisch alternativlos sei, die
Anerkennung dieser Tatsache aber durchaus „keine Kapitulationserklärung und schon gar
nicht die Opferung nationalsprachlicher Identität auf dem Altar der Globalität“ bedeute.
Dies bezeichnet er als „kulturellen Realismus“ (Haarmann 2003: 154).
Einen ähnlichen Standpunkt vertritt der britische Boschafter a. D. Paul Lever (2003: 108-
109). Er hält die Sorgen der Kritiker, die in der Tradition von Herder, Humboldt und Witt-
genstein den Zusammenhang zwischen Sprache und Denken anführen und eine Art Gleich-
schaltung des Denkens befürchten, für gegenstandslos: „It is absurd to think that all English
speakers have a common view of the world thanks to their common language, any more
than all German speakers do“ (Lever 2003: 109). Auch Jürgen Gerhards (2012: 56) hält diese
Argumente der Kritiker für hinfällig, da er in Bezugnahme auf neuere kognitionspsycholo-
gische Forschungen davon ausgeht, dass „Sprache und Kultur nicht so eng miteinander ver-
zahnt sind, wie dies häufig in der Literatur unterstellt wird“. Renée van Hoof-Haferkamp
(1998: 64) appellierte schon in den 1990er Jahren dafür, pragmatische Lösungen zu finden
und „Identität und Kultur von der Kommunikation zu trennen“, da „nichts besser ist als ein
direkter Kontakt zwischen den Menschen“.
Der niederländische Sprachwissenschaftler Theo Van Els (2005: 271 ff.) befasst sich mit der
Sorge mancher, dass andere Sprachen durch eine einzige Arbeitssprache „kontaminiert“
werden und möglicherweise sogar Sprachen aussterben könnten. Beide Sorgen hält er für
unbegründet, da die Nutzung der einheitlichen Arbeitssprache sich auf bestimmte Bereiche
der Arbeit in den EU-Institutionen beschränken würde. Rechtstexte mit Bindungskraft für
die Mitgliedsstaaten müssten weiterhin in die Sprachen aller Mitglieder übersetzt werden.
Für mündliche (insbesondere informelle) Beratungen hält er allerdings eine einzige gemein-
same Arbeitssprache für die beste Lösung. (Vgl. van Els 2005: 271-277)
Er stimmt mit der österreichischen Linguistin Barbara Seidlhofer darin überein, dass es sinn-
voll wäre, ein europäisches Englisch zu prägen und es an die Bedürfnisse der EuropäerInnen
anzupassen, was Seidlhofer (2003: 136; Hervorh. im Orig.) als „adaptation into European
English rather than an adoption of Englisch for Europe“ bezeichnet.
Neben Barbara Seidlhofer sind auch andere AutorInnen (vgl. z. B. House 2012, Jenkins
2007) der Meinung, dass sich Englisch als Lingua franca, losgelöst von Kultur und Literatur
der MuttersprachlerInnen, zu einer eigenen Varietät entwickeln könnte (bzw. bereits ent-
wickelt hat), welche von den NutzerInnen ihren Bedürfnissen angepasst werden kann. Die
gängige Argumentation der BefürworterInnen dieser Entwicklung lautet, dass sich bei einer
Dominanz des Englischen so auch die Benachteiligung der Nicht-MuttersprachlerInnen ver-
ringern würde. Diese Varietät wird von ihnen als ELF (Englisch als Lingua franca) bezeichnet.
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Wie Juliane House (2012: 173-175) beschreibt, zeichnet sich ELF durch eine große Vielfalt
aus, da die SprecherInnen sehr unterschiedliche Sprachniveaus, Hintergründe und Motiva-
tionen und keine gemeinsame Kultur haben. Sie attestiert ELF außerdem eine große Flexi-
bilität in Form und Funktion, und den SprecherInnen Kreativität und Sinn für Innovation.
Auch dies ist laut House ein Grund dafür, dass heute mehr Menschen Englisch als Fremd-
sprache sprechen als es MuttersprachlerInnen des Englischen gibt. Die NutzerInnen ver-
wenden ELF bei Bedarf als Werkzeug und können so ihre nationale, regionale und lokale
Identität bewahren. Die Konsequenz daraus ist laut House (2012: 173):
[…] ELF can indeed be called a stateless language: it is no longer owned by the inner circle of
English native speakers, rather it belongs to the growing number of people from many dif-
ferent states who use it. ELF is […] a kind of ‚pluralized English‘ that accommodates diverse
speakers‘ needs, norms and values.
House (2012: 174) will ELF als zusätzliche Sprache verstanden wissen, die neben nationalen
Sprachen existiert und keine Bedrohung für Mehrsprachigkeit oder Multikulturalität dar-
stellt. Dies bestätigt auch Sue Wright (2007: 164), die die EU-Varietät des Englischen außer-
dem als „[a]ccessible and simple“ bezeichnet.
Die Sprachwissenschaftlerin Jennifer Jenkins, die das Centre for Global Englishes an der
University of Southampton leitet (vgl. southampton.ac.uk), hat bereits vielfach zum Thema
ELF publiziert (vgl. z. B. Jenkins 2007, 2010, 2014). Sie konstatiert:
[T]he European Union, in which English has over the past couple of decades become the de
facto lingua franca, should acknowledge the usefulness of English in this role, and […] instead
of ignoring what is happening in practice, should build English into EU language policy. (Vgl.
Jenkins/Cogo 2010: 271)
Sie unterstreicht außerdem, dass man von der überholten Vorstellung Abstand gewinnen
sollte, Englisch-Lernende an den Normen von MuttersprachlerInnen zu messen (vgl. ebd.).
Aufgrund der Prägung durch die SprecherInnen sehen die BefürworterInnen des ELF keine
Gefahr einer Dominanz der anglo-amerikanischen Kultur. Münch (2006: 123; zitiert nach
Nißl 2011: 117-118) ist der Auffassung, dass das Englische
als funktionsgebundene Verkehrssprache […] nicht zwangsläufig Träger einer hegemonialen
Stellung der angelsächsischen, insbesondere angloamerikanischen Kultur (Wissenschaft,
Kunst, Populärkultur) [ist]. Vielmehr benutzt eine Vielzahl von Sprechern unterschiedlicher
nationaler bzw. regionaler Herkunft die englische Sprache, um Vorstellungen aus ihrem nati-
onalen bzw. regionalen Kontext auf die transnationale Ebene zu heben.
Es gibt allerdings durchaus Stimmen, die dieser Entwicklung negative Auswirkungen auf die
englische Sprache und die Effektivität der Kommunikation zuschreiben. So bezeichnet Mary
Snell-Hornby (2010: 18) ELF als „reduced, interference-bound system of verbal communi-
cation based on a low common denominator of the English code basically comprehensible
to those with some knowledge of English“. Sie betont, dass insbesondere im wissenschaft-
lichen Kontext die sprachlichen Konventionen des Englischen von Nicht-MuttersprachlerIn-
nen regelmäßig missachtet werden, was für die erfolgreiche Kommunikation nicht eben
zweckdienlich ist (vgl. ebd.).
56
Wie Robert Phillipson (2009: 89) beschreibt, stehen sich in dieser Debatte zwei Paradigmen
gegenüber, die er als „Global English“ und „World Englishes“ bezeichnet. Wie er erläutert,
steht das „Global English“-Paradigma für eine starke Orientierung an Englisch-Mutter-
sprachlerInnen unter Beachtung anglo-amerikanischer Normen. Das „World Englishes“-Pa-
radigma auf der anderen Seite ist offen für Vielfalt in der Nutzung der Sprache und versteht
das Erlernen von Englisch als Ergänzung zur Muttersprache, wobei die Lernenden im Mit-
telpunkt stehen und nicht an MuttersprachlerInnen gemessen werden. (Vgl. Phillipson
2009: 89)
Welches Paradigma sich durchsetzt, ist dabei noch ungewiss. Phillipson (2009: 87) stellt
fest:
What is unclear in continental Europe is whether the learning and use of English remains an
additive process, one that increases the repertoire of language competence of individuals
and the society, or whether English threatens the viability of other languages through pro-
cesses of domain loss and linguistic hierarchization.
Seine Befürchtung lautet folgendermaßen: „English, while serving the cause of interna-
tional communication relatively well […], can represent a threat to other languages and
cultures“ (Phillipson 2003: 6). Auch andere AutorInnen verweisen auf einen engen Zusam-
menhang zwischen Sprache und Kultur. So betont Jutta Limbach (2012: 50):
Würden [die vielen Sprachen Europas] künftig – mit Ausnahme der englischen – auf das Ge-
sellige, die Freizeit beschränkt, ereignete sich ein Kulturverlust, der zu den Werten der Euro-
päischen Union in einem krassen Widerspruch stünde.
Sie warnt außerdem davor, dass „Einsprachigkeit […] auch die Gefahr der Dominanz [birgt]“
(ebd.). Diese Gefahr sieht auch Nißl (2011: 117):
Die Dominanz des Englischen verstärkt […] die Gefahr, dass nicht nur die Sprache, sondern
auch die anglophone Kultur stärker gefördert wird, als die Kultur anderer Sprachen. Diese
Entwicklung wäre nicht erstrebenswert, da in allen Staaten und Kulturen der Europäischen
Union ein hohes Potenzial steckt, das gleichermaßen gefördert werden sollte.
Auch Brian McClusky (2003: 91) plädiert dafür, Sprachenvielfalt als Bereicherung für die
Gemeinschaft wahrzunehmen: „The whole philosophy of the European idea is that the best
way to bring people together is not to iron out their differences but to respect them and
build on them. Our diversity of languages is a positive asset, not a burden“.
Hans-Jürgen Krumm, der bis zum Jahr 2010 am Institut für Germanistik der Universität
Wien lehrte, bezeichnet die „eigene Muttersprache […] als zentrale[n] Bestandteil einer
europäischen Identität“ (Krumm 2003: 72). Er stellt fest:
Gerade die mobilen Menschen in einer globalisierten Welt legen Wert auf eine lokale, regio-
nale oder nationale Identität. Eine europäische Identität wird nur dann akzeptiert, wenn man
in dieser die eigene Sprache und Kultur wiederfindet. Diese vorzuenthalten, wäre nicht nur
schlecht fürs Geschäft, es würde nationalistischen Ideologien wieder den Boden bereiten.
(Vgl. ebd.)
Etwas ähnliches trifft laut Abram de Swaan (2007: 9) auch auf Staaten zu: Er bezeichnet die
Sprachen der EU-Mitgliedsstaaten als „constitutive of their national identity and a symbol
of their autonomy“. Er schlussfolgert: „Their institutional status within the EU can not be
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diminished respective to those of other member states without very compelling reasons“
(ebd.). Dies macht eine Änderung des Sprachenregimes politisch zu einem heiklen Thema.
Auch rechtlich sind der Reformierbarkeit des Sprachenregimes Grenzen gesetzt, worauf im
Verlauf der vorliegenden Arbeit bereits eingegangen wurde. Diese Grenzen hängen eng mit
der demokratischen Legitimation der Union und ihrem Bestreben nach Bürgernähe zusam-
men. Dies gibt auch Phillipson (2003: 110) zu bedenken: „Greater legitimacy and popularity
for the EU project will only be achieved if the languages […] are seen to be functioning
efficiently, equitably, and in democratically accountable ways“.
Phillipson (2003: 140) hebt des Weiteren hervor, dass auch wenn die sehr gute Beherr-
schung von zwei Sprachen durchaus möglich ist, MuttersprachlerInnen immer einen unfai-
ren Vorteil gegenüber den Nicht-MuttersprachlerInnen haben werden13. Er bezeichnet es
außerdem als Mythos, dass Englisch leicht zu erlernen und zu sprechen sei. Als Beweise für
die Entkräftung dieses Mythos führt er z. B. die Komplexität von Struktur und Gebrauch des
Englischen und die Abwesenheit einer standardmäßigen Aussprache an. Diese Nuancen zu
beherrschen, könne von Nicht-MuttersprachlerInnen nicht erwartet werden (vgl. ebd.).
Auch die SCIC-Dolmetscher Carlos Hoyos (spanische Kabine) und Jarek Król (polnische Ka-
bine) ermutigen daher im Podcast der KommissionsdolmetscherInnen nachdrücklich zum
Sprechen der Muttersprache bei Sitzungen, in denen Verdolmetschung angeboten wird.
Sie unterstreichen, dass Nicht-MuttersprachlerInnen des Englischen sich häufig schwer da-
mit tun, auszudrücken, was sie wirklich meinen und dies mitunter mit groben Grammatik-
fehlern, einem starken Akzent und/oder recht begrenztem Vokabular bewerkstelligen. Dies
führt dazu, dass Nuancen und Details verloren gehen, was dem Verständnis des Publikums
nicht zuträglich ist (und auch die Arbeit der DolmetscherInnen erschwert). (vgl. Europäische
Kommission, GD Dolmetschen 2015)
David Crystal stellt fest, dass MuttersprachlerInnen möglicherweise in mehrfacher Hinsicht
einen unfairen Vorteil genießen. Er fragt: „Will those who speak a global language as a
mother tongue automatically be in a position of power compared to those who learn it as
an official or foreign language?“ (Crystal 2003: 16). Seine Antwort lautet: „The risk is cer-
tainly real“ (ebd.). Als Beispiele führt er Forscher, deren Arbeit in der Welt der Wissenschaft
keine Beachtung findet, wenn sie sie nicht auf Englisch veröffentlichen, und nicht-mutter-
sprachliche ManagerInnen, die in englischsprachigen Arbeitsumfeldern benachteiligt sind,
an. (Er weist allerdings darauf hin, dass derartige Probleme seinem Verständnis nach gelöst
werden könnten, indem Kinder so früh wie möglich Englisch lernen.) (Vgl. Crystal 2003: 16-
17)
Ein häufiges Argument für ein verschlanktes Sprachenregime sind die anfallenden Kosten
(vgl. z. B. Gerhards 2010, van Els 2005, Lever 2003, Bruha 1998), allerdings häufig ohne die
Nennung konkreter Zahlen, wie auch Witt (2010: 103) feststellt. Der italienische Wirt-
13 Einige AutorInnen haben sich mit den Vorteilen der MuttersprachlerInnen beschäftigt und Vorschläge zur
Lösung dieses Gerechtigkeitsproblems vorgebracht. Diese werden im fünften Kapitel näher beleuchtet.
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schafts- und Kommunikationswissenschaftler Michele Gazzola hat bezüglich Kosten, Effizi-
enz und Fairness 2013 eine umfassende Beurteilung der Sprachenregelung der EU-Institu-
tionen vorgenommen. Er weist darauf hin, dass die jährlichen Kosten für die Sprachen-
dienste bei etwa 1,1 Milliarden Euro liegen, was weniger als 1 % des EU-Haushalts aus-
macht und 0,0087 % des BIP der EU (vgl. Gazzola 2013: 100). Dies bewertet Gazzola folgen-
dermaßen: „Something that costs 0.0087 % of aggregate income cannot be defined as eco-
nomically unsustainable“ (ebd.). Sein Fazit lautet daher:
The use of translation and interpreting, though not free, remains more effective (and at a
reasonable cost) than a monolingual regime based on English alone; it is also more fair than
a monolingual regime which unavoidably privileges native speakers. (Gazzola 2013: 93)
Gazzola ist außerdem der Ansicht, dass die ausschließliche Verwendung des Englischen bei
der Union insbesondere bildungsferne und einkommensschwache Mitglieder der europäi-
schen Gesellschaften benachteiligen würde (vgl. Gazzola 2014: 256-257). Die Annahmen




Nachdem Englisch als Lingua franca im vorangegangenen Kapitel bereits ausführlich be-
sprochen wurde, sollen an dieser Stelle noch andere mögliche Lösungsansätze vorgestellt
werden.
5.1 Vergleich mit internationalen Organisationen
Es liegt nahe, die Sprachenregelung der EU mit denen anderer internationaler Organisatio-
nen zu vergleichen, um Rückschlüsse auf mögliche Alternativlösungen für die EU zu ziehen.
Eine ganze Reihe von AutorInnen (z. B. Haselhuber 2012, Nißl 2011, Witt 2010,
Gerhards 2010, McClusky 2003) zieht daher den Vergleich zu den Vereinten Nationen, der
NATO oder dem Europarat. Jörg Witt (2010: 69) stellt dabei fest: „Keine der EU-ähnlichen
zwischenstaatlichen internationalen Organisationen leistet sich einen mit der Situation in
der Union vergleichbaren Multilingualismus“.
Die Vereinten Nationen, die aktuell 193 Mitglieder zählen, haben sechs Arbeitssprachen:
Arabisch, Chinesisch, Englisch, Französisch, Russisch und Spanisch. Zunächst waren nur
Englisch und Französisch als Arbeitssprachen anerkannt, während Chinesisch, Russisch und
Spanisch lediglich Amtssprachenstatus hatten. Nach und nach wurde allen drei Sprachen
aber Arbeitssprachenstatus gewährt und 1973 wurde Arabisch als Amts- und Arbeitsspra-
che hinzugenommen. Den unterschiedlichen Organen (Generalversammlung, Sicherheits-
rat, Wirtschafts- und Sozialrat) ist es dabei vorbehalten, für diese sechs Sprachen in ihren
Geschäftsordnungen eigene Regelungen festzulegen. (Vgl. ask.un.org) Sandra Nißl (2011:
82) betont mit Verweis auf ihren Forschungsaufenthalt bei den Vereinten Nationen in New
York allerdings, dass „Englisch […] faktisch alleinige Arbeitssprache“ ist, also „im täglichen
Arbeitsleben nur Englisch verwendet wird“.
Beim Europarat ist in der täglichen Arbeit Englisch und Französisch in Gebrauch; bei der
Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA) sogar ausschließlich Englisch (vgl. Nißl 2011:
81). Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) verwen-
det, ebenso wie das nordatlantische Verteidigungsbündnis NATO, Englisch und Französisch
(vgl. Witt 2010: 70 bzw. Gerhards 2010: 129). Beim Verband Südostasiatischer Nationen
(ASEAN) ist nur Englisch im Gebrauch (vgl. Witt 2010: 70).
Die berechtigte Frage wird also immer wieder gestellt: Warum kommt im Gegensatz zu den
genannten Organisationen die Europäische Union nicht mit weniger Sprachen aus?
Die EU ist die einzige Organisation, die Gesetze erlässt, welche für ihre Mitgliedsstaaten
und deren Bürger direkt verbindlich sind (vgl. McClusky 2003: 83). Die Bürger haben das
verbriefte Recht, sich in ihrer Sprache an die EU zu wenden und in dieser Sprache Antwort
zu erhalten. Sie haben auch das Recht, sich in das Europaparlament wählen zu lassen, ohne
dass sie dazu eine bestimmte Fremdsprache beherrschen müssten. Die Antwort auf die
Frage liegt also in der Verordnung 1/58 und in den diversen anderen Rechtsgrundsätzen,
die unter 3.1 beschrieben wurden. Es muss ganz klar festgestellt werden, dass die anderen
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internationalen Organisationen andere Aufgaben haben als die EU, die ein weltweit einzig-
artiges Konstrukt ist. Insofern ist der Blick auf andere internationale Organisationen wenig
hilfreich, da sie in wichtigen Punkten eben doch nicht vergleichbar sind.
5.2 Vergleich mit mehrsprachigen Staaten
Europa ist nicht der einzige Kontinent der Welt, der einen großen Sprachenreichtum zu
bieten hat. Tatsächlich ist die Sprachenvielfalt in Asien und Afrika noch sehr viel größer als
in Europa (vgl. Strubell 2007: 150). Beispiele für mehrsprachige Staaten, also für gesell-
schaftliche Mehrsprachigkeit, lassen sich weltweit finden. Südafrika, Indonesien, Austra-
lien, die Schweiz, Spanien, Kanada, Russland, Indien und Belgien sind nur einige der vielen
möglichen Beispiele. Drei von ihnen sollen im Folgenden exemplarisch etwas genauer un-
tersucht werden.
5.2.1 Schweiz
Als Positivbeispiel erfolgreicher Sprachkonfliktvermeidung und -bewältigung wird immer
wieder die Schweiz angeführt, wo mit Entstehen des modernen Bundesstaates 1848 die
Mehrsprachigkeit in der Verfassung verankert wurde. Zunächst waren nur Deutsch
(Schweizerdeutsch), Französisch und Italienisch als gleichberechtigte Nationalsprachen
festgelegt (vgl. Witt 2010: 71-74). Rätoromanisch, das im Kanton Graubünden gesprochen
wird und dort schon seit 1880 als eine der drei Landessprachen anerkannt ist, wurde 1938
per Volksabstimmung zur vierten Nationalsprache erhoben (vgl. gr.ch.). Auf Bundesebene
ist es allerdings sogenannte Teilamtssprache, es werden also nicht alle Erlasse des Bundes
ins Rätoromanische übersetzt, sondern nur solche „von besonderer Tragweite“ (bk.ad-
min.ch [a]).
Die unterschiedlichen Sprachgruppen sind geografisch voneinander abgegrenzt; es gilt das
sogenannte Territorialitätsprinzip, welches „der Integration und der Wahrung des Sprach-
friedens“ (bk.admin.ch [b]) dient und 1999 in der Schweizer Sprachenpolitik verankert
wurde (vgl. ebd.). Das Territorialitätsprinzip legt die Amtssprache (für Schulen, Behörden,
Gerichte) in einem bestimmten Gebiet „im Interesse des Erhalts der historisch gewachse-
nen Sprachräume und gegebenenfalls zu Ungunsten anderssprachiger Einzelpersonen oder
Gruppen fest“ (Müller 2008: 185). Anderssprachige müssen sich außerhalb des rein priva-
ten Bereichs also an die Sprachverwendung im öffentlichen Raum anpassen (vgl. ebd.).
Während auf Bundesebene die institutionelle Mehrsprachigkeit gilt, ist die große Mehrheit
der Kantone tatsächlich einsprachig, nur wenige Kantone sind zwei-, drei- oder gar vier-
sprachig. (Vgl. Haselhuber 2012: 387)
5.2.2 Belgien
Konfliktreicher stellt sich die Situation in Belgien dar. Wie Jakob Haselhuber (2012: 387-
388) schildert, wurden dort die großen Sprachen Niederländisch und Französisch von den
rivalisierenden Regionen Flandern und Wallonien zur Abgrenzung voneinander instrumen-
talisiert– dieser Konflikt hat dabei mitunter schon den Staatszusammenhalt gefährdet. Er
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drückt sich auch in einer doppelten Verwaltungsstruktur aus, die ebenfalls dem Ziel der
Abgrenzung und dem Beweis der Eigenständigkeit dient (vgl. ebd.).
Wie Roland Willemyns (2014: 22) darlegt, beginnt der Sprachenstreit mit der Aufspaltung
des Vereinigten Königreichs der Niederlande im Jahr 1830 in Belgien und die Niederlande.
Obwohl heute die Mehrheit der belgischen Bevölkerung Niederländisch spricht (58 %, ge-
genüber 31,4 % französischsprachiger Bevölkerung und 10 % im zweisprachigen Brüssel),
war die Sprache im 19. Jahrhundert zunächst benachteiligt gegenüber dem Französischen,
welches von den Wallonen und von der flämischen wie wallonischen Aristokratie gespro-
chen wurde. Es dauerte ein Jahrhundert bis die Flämische Bewegung umfangreiche Spra-
chenrechte für sich durchsetzen konnte. Es wurde ein Territorialitätsprinzip eingeführt,
wodurch im flämischen Teil Niederländisch einzige Verwaltungssprache wurde und im wal-
lonischen Teil Französisch. Beide Gebiete erhielten weitreichende Selbstverwaltungs-
rechte. (Vgl. Willemyns 2014: 22-23)
In den späten 1950er Jahren begann in Flandern der Übergang von einer landwirtschaftlich
geprägten Region zu einer stark industrialisierten, auf nationaler Ebene dominanten Re-
gion, während Wallonien in eine wirtschaftliche Krise geriet, von der es sich nie ganz erho-
len konnte. Der Sprachenkonflikt war und ist also gepaart mit politischen und sozialen Kon-
flikten. (Vgl. Willemyns 2014: 22-23) Insgesamt fungiert Sprache in Belgien eher als „Tren-
nungsindikator“ (Haselhuber 2012: 388).
5.2.3 Indien
In Indien sind mit Indo-Europäisch, Dravidisch, Austro-Asiatisch und Tibeto-Burmesisch vier
große Sprachfamilien vertreten. Wie die Dresdner Anglistikprofessorin Claudia Lange
(2008: 115) schildert, gibt es mehr als 200 Muttersprachen, die von Sprechergruppen mit
10.000 Personen oder mehr gesprochen werden (z. B. Bengali, Urdu und Punjabi), sowie
ein gutes Dutzend verschiedene Schriftsysteme und insgesamt 22 regionale offizielle Spra-
chen, die Verfassungsrang haben. Nationale Amtssprachen sind Hindi und Englisch. Dabei
beschreibt Lange (2008: 115) die Situation auf dem indischen Subkontinent angesichts die-
ser enormen Sprachenvielfalt als bemerkenswert konfliktarm – „[s]prachliche Unter-
schiede werden erst dann virulent, wenn sie mit sozialen Ungleichheiten zusammenfallen“.
(Vgl. Lange 2008: 115)
Die Stellung des Englischen in Indien ist eng verwoben mit der Kolonialvergangenheit des
Landes. Im Jahr 1612 landete das erste britische Handelsschiff an der indischen Küste; im
18. Jahrhundert standen bereits weite Teile Indiens unter Herrschaft der britischen East
India Company. 1857 wurde Indien schließlich Teil des britischen Weltreiches. Der gewalt-
freien indischen Unabhängigkeitsbewegung gelang es 1947, das Ende der Kolonialherr-
schaft herbeizuführen. Dabei wurde die Islamische Republik Pakistan durch Abspaltung von
Indien gegründet. Wie Lange (2008: 115) beschreibt, galt es „[n]ach der Unabhängigkeit
und Teilung des Landes […] zunächst, das Verhältnis zum Englischen zu klären, der Hinter-
lassenschaft der ungeliebten Kolonialmacht und damit Symbol für die Unterdrückung Indi-
ens“. (Vgl. Lange 2008: 115-118)
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1949 wurde Hindi zur Nationalsprache erklärt; Englisch sollte für eine Übergangsfrist von
15 Jahren zweite offizielle Sprache sein. Kurz vor Ablauf dieser Frist gab es allerdings heftige
Proteste, vor allem von Seiten der Bevölkerungsgruppe der Draviden, gegen die alleinige
Verankerung von Hindi als Nationalsprache. Den Demonstrationen wurde zum Teil mit Po-
lizeigewalt begegnet, was zu einer Eskalation der Lage und zu einigen Selbstmorden durch
Verbrennen seitens der Protestierenden führte. Insgesamt kamen 66 Menschen ums Le-
ben. Daraufhin wurde zur Entschärfung der Lage die Verfassung geändert und Englisch auf
unbestimmte Zeit als zweite offizielle Sprache belassen. (Vgl. Lange 2008: 119-120)
Claudia Lange (2008: 120) zieht dennoch ein positives Fazit für die indische Sprachenpolitik:
Vergleicht man Indien mit seinen Nachbarn, so ist die indische Sprachpolitik trotz aller Kon-
flikte als Erfolgsgeschichte zu sehen: Die politische Einheit des Landes wurde gewahrt, indem
allen Bestrebungen nach mehr Autonomie für sprachliche Minderheiten auf regionaler
Ebene nachgegeben wurde.
Es lässt sich also zusammenfassend festhalten, dass Mehrsprachigkeit in Staaten weltweit
nicht ohne Sprachenpolitik auskommt und in aller Regel nicht frei von Konflikten ist (vgl.
Witt 2010: 74). Ganz grundsätzlich ist jedoch
[e]ine einzige Sprache […] durchaus nicht Voraussetzung für das Funktionieren eines Staates
oder einer staatenähnlichen Union oder einer internationalen Staatengemeinschaft. Eine de-
mokratisch legitimierte Staatsgewalt – Gesetzgebung eingeschlossen – ist auch in mehrspra-
chigen Staaten und Staatengemeinschaften möglich. (Seeler 1998: 9)
5.3 Eine neutrale Sprache
Ein in der Literatur häufig diskutierter Lösungsansatz für das Sprachenproblem der Union
ist die Verwendung von Plansprachen. Diese werden folgendermaßen definiert:
Plansprachen sind von Personen oder Personengruppen nach bestimmten Kriterien bewusst
geschaffene Sprachen, die in der Regel der Erleichterung der internationalen sprachlichen
Kommunikation dienen sollen. (Blanke/Fiedler 2006: 20)
Reiner Arntz (1998: 67) argumentiert treffend, dass auch moderne Nationalsprachen wie
Neunorwegisch und Neuhebräisch „planmäßig von Sprachwissenschaftlern entwickelt bzw.
ausgebaut“ wurden und entkräftet damit die Sichtweise, dass nicht natürlich gewachsene
Sprachen grundsätzlich nicht zur Kommunikation geeignet seien. Dennoch haben diese An-
sätze, wie in den folgenden Abschnitten erläutert wird, recht geringe Erfolgsaussichten,
weswegen ihnen im Rahmen der vorliegenden Arbeit nur relativ wenig Raum und Aufmerk-
samkeit gewidmet wird. Zwei Plansprachen (Volapük und Esperanto) werden vorgestellt
und Latein (obwohl es streng genommen nicht zu den Plansprachen gehört) wird ebenfalls
kurz besprochen.
5.3.1 Volapük
Wie Reinhard Haupenthal (2012: 63 ff.) schildert, war der Erfinder des Volapük, Johann
Martin Schleyer, ein 1831 in Süddeutschland geborener katholischer Pfarrer. Er arbeitete
seine Plansprache in den Jahren 1878 und 1879 aus und entwickelte auch ein Alphabet für
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Taube und Blinde. Das laudable Ziel lautete „Völkerverständigung über Sprachgrenzen hin-
weg, durch eine gemeinsame, leicht zu erlernende und neutrale Sprache, die Hegemonien
überwindet, Ungleichheiten aufhebt und Ungerechtigkeiten vermeidet“ (Haupenthal 2012:
71).
Tatsächlich breitete sich Volapük recht schnell im süddeutschen Raum und schließlich auch
im Ausland und in Übersee aus; es gab Versammlungen, Kongresse, Lehr- und Wörterbü-
cher: „Der Dorfpfarrer wird zum Weltbürger, sein Name dringt bis an die Grenzen der Erde“
(Haupenthal 2012: 75). Schleyer selbst war dabei einer der „tatkräftigsten Propagandisten“
(ebd.), hielt Vorträge und ging auf Reisen. Auf den raschen Aufstieg folgte jedoch der nicht
minder rasche Absturz. Die 1887 gegründete Volapük-Akademie in München war für Re-
formen der Sprache zuständig; Schleyer allerdings sperrte sich vehement gegen Verände-
rungen. Diese Konflikte waren der Weiterverbreitung der Sprache nicht dienlich und so ver-
schwand Volapük wieder von der Bildfläche, auf der stattdessen allmählich Esperanto ins
öffentliche Bewusstsein trat. (Vgl. Haupenthal 2012: 75-77)
5.3.2 Esperanto
Das Esperanto ist unter den Plansprachen die bekannteste und relativ erfolgreichste (vgl.
Arntz 1998: 66). Sie wurde 1887 erstmals von dem polnischen Augenarzt L. Zamenhof vor-
gestellt, der sich zunächst hinter dem Pseudonym „Esperanto“ (der Hoffende) verbarg (vgl.
Haupenthal 2012: 63). Während Reiner Arntz (1998: 67) das Esperanto als „klar struktu-
rierte, mühelos auszusprechende, leicht verständliche Sprache, die entsprechend schnell
erlernt werden kann“ bezeichnet, attestiert Sandra Nißl (2011: 122) der Sprache eine ge-
wisse „grammatikalische Schwerfälligkeit“. Das Erlernen einer Plansprache im Allgemeinen,
nicht nur des Esperanto, wird auch dadurch erschwert, dass sie kein Identifikationspoten-
zial besitzt und daher den Lernenden wenig Motivation bietet (vgl. Nißl 2011: 122). Zu Be-
ginn des 20. Jahrhunderts wurde die Sprache aber tatsächlich im wissenschaftlichen und
technischen Bereich, z. B. auf internationalen Konferenzen, verstärkt gebraucht und sogar
von Schriftstellern benutzt. In der Zeit des Nationalsozialismus war künstlerisches Schaffen
in dieser Sprache in Deutschland allerdings verboten; von diesem Rückfall konnte sie sich
nach Ende des Krieges nicht mehr recht erholen. Angaben zu aktuellen Sprecherzahlen
schwanken erheblich. (Vgl. ebd.)
Sandra Nißl (2011: 121-122) hält die Verwendung von Esperanto als Arbeitssprache
(Rechtstexte müssten weiterhin in alle 24 Amtssprachen übersetzt werden) für eine durch-
aus gerechte Lösung, da sie für alle Beteiligten eine Fremdsprache wäre, gibt aber zu, dass
die Unterstützung für diese Idee bei den Institutionen gering und der Vorschlag daher vor-
nehmlich von wissenschaftlichem Interesse ist.
Philippe van Parijs (2007: 232) merkt außerdem an, dass die Neutralität nicht vollständig
gewährleistet ist. Esperanto weist eine große Nähe zum Lateinischen auf und basiert auf
mehreren westeuropäischen Sprachen. Es würde also eine Diskriminierung des Finnischen,
Estnischen, Ungarischen und Maltesischen darstellen. Die Erfolgschancen für Esperanto
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dürften auch deshalb gering sein, weil die Weltsprache Englisch natürlich dennoch zur Ver-
ständigung mit Nicht-EuropäerInnen benötigt werden würde, von denen nicht erwartet
werden kann, dass sie Kenntnisse in Esperanto erwerben würden. (Vgl. ebd.)
5.3.3 Latein
Jakob Haselhuber (2012: 384-385) hält Latein für vielversprechender als Esperanto und be-
zeichnet es als „überlegenswerte Alternative“, da alle romanischen Sprachen Wurzeln im
Lateinischen haben und es auch in der Lexik der germanischen Sprachen Spuren hinterlas-
sen hat. Des Weiteren wird es bis heute im Vatikan gesprochen, also auch weiterentwickelt
(vgl. ebd.). Allerdings hat es ebenso wie Esperanto den Makel, dass es andere Sprachfami-
lien, deren Ursprung nicht im Lateinischen liegt, benachteiligen würde und dass der Mehr-
aufwand des Spracherwerbs (zusätzlich zur Weltsprache Englisch) schwer zu motivieren
wäre.
5.4 Selektive Mehrsprachigkeit
Im Folgenden sollen die Vor- und Nachteile von Lösungsmodelle besprochen werden, die
eine Reduzierung auf einige wenige Sprachen beinhalten.
5.4.1 Die vier-oder-fünf-Sprachen-Lösung
Von Sandra Nißl (2011: 126) werden die großen Sprachen auch als Kernsprachen bezeich-
net; in diese Kategorie könnten z. B. Englisch, Französisch, Deutsch, Spanisch, Italienisch
oder Polnisch fallen. Wie Nißl argumentiert, würde eine solche Regelung die Anzahl der
insgesamt verwendeten Sprachen reduzieren, aber gleichzeitig einer Dominanz des Engli-
schen vorbeugen. Problematisch wäre allerdings die Frage, welche Sprachen tatsächlich
nach welchen Kriterien ausgesucht würden. (Vgl. Nißl 2011: 126-127)
Es ist zu vermuten, dass diesem Vorschlag viel Widerstand vor allem von Seiten der kleine-
ren Sprachen entgegengebracht werden würde. Ein Hinweis darauf sind bereits die vehe-
menten Reaktionen auf den Vorschlag, die Sue Wright (2007: 162) in ihrer Studie folgen-
dermaßen wiedergibt: „There should be a continued commitment to multilingualism, but
if it goes, we don’t want four or five official languages. We would fight this. A lingua franca
would have to be English“. Wright gibt außerdem zu bedenken, dass vier oder fünf Spra-
chen viel weniger effizient wären als nur eine, und kaum gerechter (vgl. ebd.).
5.4.2 Englisch, Französisch und Deutsch
Englisch, Französisch und Deutsch – von Sandra Nißl (2011: 125) als „Trias der Arbeitsspra-
chen“ bezeichnet – haben sich, wie im Verlauf der vorliegenden Arbeit vielfach geschildert,
im Tagesgeschehen der Union etabliert und werden in der genannten Reihenfolge abneh-
mend verwendet. Diesen Status quo beizubehalten oder zu verbessern, indem die Stellung
des Deutschen und des Französischen neben dem Englischen gestärkt wird, hält Sandra Nißl
(2011: 125) für „eine der wenigen praktikablen Lösungen“ des Sprachenproblems.
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Philippe van Parijs, der eine solche Lösung als „Lingua-franca-Pluralismus“ (2007: 224) be-
zeichnet, argumentiert allerdings, dass wenn alle Personen eine von zwei oder drei zur Aus-
wahl stehenden Sprachen erlernen, die Wahrscheinlichkeit, dass sie sich miteinander ver-
ständigen können, immer noch deutlich geringer ist, als wenn alle dieselbe erlernten. Je
mehr Sprachen zur Auswahl stehen, desto geringer ist diese Wahrscheinlichkeit. (Vgl. van
Parijs 2007: 224-225)
Eine andere Interpretation der Idee des Lingua-franca-Pluralismus hält van Parijs (2007:
225) daher für grundsätzlich sinnvoller, nämlich den zusätzlichen Erwerb eines passiven
Verständnisses mehrerer Linguae francae. Einem solchen Modell zufolge könnten sich alle
Beteiligten in der Sprache ihrer Wahl (aus einem kleinen Pool von zwei bis drei Sprachen)
äußern und außerdem die Äußerungen der anderen in ihren jeweiligen Sprachen verste-
hen. Einen passiven Spracherwerb schätzt van Parijs als deutlich leichter ein, als den Aufbau
aktiver Fähigkeiten. (Vgl. van Parijs 2007: 225)
Als problematisch erweist sich, wie van Parijs (ebd.) zugibt, im europäischen Kontext die
große Vielfalt an Muttersprachen (mit mitunter großen Sprachgemeinschaften):
French is keen to share lingua franca status with English. But this would mean that Germans,
for example, still need to acquire an active knowledge of either French or English, while in
addition having to acquire a passive knowledge of the other. As they form the largest native
language group, they find this understandably hard to accept. (Vgl. van Parijs 2007: 225)
Sollte Deutsch allerdings ebenfalls der Status einer Lingua franca zuerkannt werden,
könnten wiederum leicht Bedenken von Seiten Spaniens, Italiens usw. laut werden (vgl.
ebd.). Van Parijs‘ (2007: 226) treffendes Fazit lautet daher: „What makes sense in the
presence of two native languages, possibly even three, does not make the slightest
sense when there are many“.
5.4.3 Dänischer Vorschlag
Ein Vorschlag, der wohl von der dänischen Delegation während ihrer Beitrittsverhandlun-
gen mit der Union gemacht wurde, ist von LinguistInnen immer wieder aufgegriffen wor-
den. Er beinhaltet eine Reduzierung der Amtssprachen, z. B. auf Englisch, Französisch und
Deutsch, sieht aber vor, dass die SprecherInnen dieser Sprachen ihre Muttersprache nicht
sprechen dürfen, also beispielsweise die deutschen MuttersprachlerInnen entweder Eng-
lisch oder Französisch sprechen müssten, sodass die unfairen Vorteile von Muttersprachle-
rInnen gegenüber Nicht-MuttersprachlerInnen aufgehoben wären. Alle anderen Spreche-
rInnen (der kleineren Sprachen) hätten die freie Wahl unter den ausgewählten Sprachen.
Von politischer Seite wurde die Idee aber wohl nie ernsthaft erwogen. (Vgl. van Els 2005:
275-276)
Wie Philippe van Parijs (2007: 232) darlegt, scheiterte sie wohl auch daran, dass die Briten
und Iren in einer solchen Konstellation gezwungen wären, eine Sprache zu sprechen, die
nur von einer Minderheit verstanden wird, während die meisten anderen sich auf Englisch
verständigen würden, was wiederum als unfair gewertet wurde.
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5.5 Kompensationsmodelle
Der amerikanische Politikwissenschaftler Jonathan Pool, der im Bereich der Sprachenpolitik
und Sprachengerechtigkeit intensiv geforscht hat, entwickelte in seinem 1991 veröffent-
lichten Artikel „The Official Language Problem“ die Idee eines Steuermodells für sprachli-
che Gerechtigkeit. Seine Motivation war die Suche nach einer sowohl effizienten als auch
gerechten Sprachenlösung für mehrsprachige Gesellschaften und Organisationen, da er
festgestellt hatte, dass sprachliche Minderheiten oft unter dem Vorwand benachteiligt
werden, dass alternative Lösungen ineffizient und nicht praktikabel seien. (Vgl. Pool 1991:
495-496)
Er schlägt vor, die effizienteste Sprachenpolitik als Grundlage zu nehmen und sie fair zu
gestalten, indem die Steuerlast gerecht verteilt wird. Dem legt er die Annahme zugrunde,
dass Effizienz einer Kostenminimierung entspricht und Fairness einer proportionalen Ver-
teilung der Lasten. (Fairness ist seinem Verständnis nach also unabhängig von der Anzahl
der Amtssprachen.) Eine proportionale Lastenverteilung kann Pool zufolge also durch eine
Anpassung der Steuerlast erreicht werden, beispielsweise durch Steuererleichterungen o-
der Subventionen für benachteiligte Gruppen. Auf diese Weise können die Gesamtkosten
für das jeweilige Sprachenregime so niedrig wie möglich gehalten werden und die Kosten
wären gerecht verteilt. (Vgl. Pool 1991: 497-502)
Diese Idee wurde später von anderen AutorInnen aufgegriffen und weiterentwickelt. Der
belgische Philosoph und Ökonom Philippe van Parijs beispielsweise hat sich intensiv mit
Kompensationsmodellen und der fairen Gestaltung von Sprachenpolitik auseinanderge-
setzt (vgl. z. B. van Parijs 2013, 2007). Auch er stellt fest, dass die Einführung einer einzigen
Amtssprache (Englisch) in mehrfacher Hinsicht eine Benachteiligung der Nicht-Mutter-
sprachlerInnen dieser Sprache bedeutet: Sie müssen sich in einer Sprache äußern, die sie
wahrscheinlich nicht so gut wie ihre Muttersprache beherrschen und sie müssen in das Er-
lernen dieser Fremdsprache investieren, welche im Falle des Englischen anscheinend für
SprecherInnen anderer germanischer Sprachen leichter zu erlernen ist als für SprecherIn-
nen romanischer Sprachen, wie Eurobarometer-Umfragen eindrücklich zeigen. (Wobei van
Parijs dieses Ungleichgewicht der Englischkenntnisse auch einer Reihe anderer Faktoren
zuschreibt, beispielsweise der mehrheitlichen Untertitelung bzw. Synchronisierung eng-
lischsprachiger Fernsehprogramme in bestimmten Ländern.) (Vgl. van Parijs 226-233)
Er formuliert die dadurch entstehende Ungerechtigkeit folgendermaßen:
[T]here is a public good – the creation of a lingua franca – being enjoyed by all linguistic
groups throughout the world involved in global communication, but produced only by those
groups whose language has not been picked as the lingua franca, with the lucky ones whose
native language happens to have been picked enjoying a free ride. (van Parijs 2007: 232)
Er legt weiter dar, dass zum Ausgleich dieser Benachteiligung eine Proportionalität zwi-
schen den Kosten, die einer Gruppe durch die Existenz der Lingua franca entstehen und
dem Nutzen, den sie daraus zieht, hergestellt werden muss (vgl. van Parijs 2007: 233).
Jürgen Gerhards (2012: 56-57) greift diese Ideen ebenfalls auf und überträgt sie auf die
Sprachenpolitik der Union, wobei er schlussfolgert, dass sich die
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EU-Länder in einem unterschiedlichen Ausmaß an der Finanzierung der Sprachpolitik der EU
beteiligen beziehungsweise die Mittel der Sprachförderung […] disproportional auf die Län-
der verteilt werden [müssten]. Länder, in denen die Englischkompetenz am geringsten ist,
müssten dann am stärksten gefördert werden; Länder, die schon englischsprachig sind,
müssten die Sprachpolitik stärker finanzieren. (Gerhards 2012: 56-57)
Als Vorbild für ein solches Vorgehen führt er die Regionalpolitik der Union an, im Rahmen
derer strukturschwache Regionen besonders gefördert werden, um wirtschaftliche Konver-
genz herzustellen. Eine solche disproportionale Förderung, argumentiert Gerhards, könnte
Ungerechtigkeiten aufgrund der Privilegierung einer einzigen Sprache (wenigstens partiell)
kompensieren. (Vgl. Gerhards 2012: 57)
5.6 Aktuelle Forschung
Unter den aktuelleren relevanten Forschungsprojekten zu den Themen europäische Spra-
chenpolitik und Sprachengerechtigkeit befindet sich z. B. das LAPO-Projekt (Language Po-
licy and Linguistic Justice in the European Union), durchgeführt an der Humboldt-Universi-
tät zu Berlin unter der Leitung von Michele Gazzola. Es wurde von 2013 bis 2015 durch ein
Forschungsstipendium des Marie-Skłodowska-Curie-Maßnahmenprogramms und die Exe-
kutivagentur für Forschung (REA) finanziert, welche beide der Europäischen Kommission
unterstehen. Ziel des Forschungsprojektes war es, Benachteiligungen zu identifizieren, die
durch eine Änderung des aktuellen Sprachenregimes (beruhend auf der Gleichberechti-
gung der 24 Amtssprachen) entstehen würden. (Vgl. Gazzola 2014: 256-257)
Dazu wurden mittels statistischer Analysen Daten von Eurostat (dem Statistischen Amt der
Europäischen Union) ausgewertet; beispielsweise wurden die verfügbaren Daten zur Be-
herrschung von Fremdsprachen in Beziehung gesetzt mit dem Alter und Einkommen sowie
Bildungs- und Sozialstatus der SprecherInnen. Daraus lässt sich auch ablesen, wie viele
SprecherInnen in einem Land, die einen bestimmten sozioökonomischen Status haben,
eine bestimmte Sprache nicht verstehen. (Vgl. Gazzola 2014: 256-257)
2014 wurden die Ergebnisse des Projektes präsentiert. Unter dem Strich diagnostiziert Ga-
zzola (ebd.):
A drastic reduction in the number of official and working languages of the EU would disad-
vantage not only (and quite obviously) the residents of some countries; it would also be sig-
nificantly detrimental to EU residents with a low level of education and low income, and the
socially excluded.
Einsprachigkeit oder eine drei-Sprachen-Lösung, folgert Gazzola (2014: 257), würden daher
beachtliche Ungleichheit unter den BürgerInnen der Union schaffen, wobei die Trennlinie
entlang der sozio-ökonomischen Schichten verlaufen würde.
Ein weiteres recht aktuelles Projekt, das ebenfalls in Teilen durch EU-Mittel finanziert
wurde, ist DYLAN (Language Dynamics and Management of Diversity). Insgesamt 19 Part-
ner (vor allem Universitäten) aus zwölf Ländern nahmen an dem Projekt teil, darunter die
Freie Universität Berlin, die Universität Basel und die Université de Strasbourg. Die Leitung
des Projektes oblag den drei Schweizer ForscherInnen Anne-Claude Berthoud, François
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Grin und Georges Lüdi. Kern des Projektes war die Untersuchung des Verhaltens von Ak-
teurInnen in mehrsprachigen Organisationen und Unternehmen sowie die Frage, ob, und
wenn ja unter welchen Bedingungen, Mehrsprachigkeit einer Organisation zum Vorteil ge-
reichen kann. (Vgl. Berthoud/Grin/Lüdi 2015: 145-146)
Über fünf Jahre (2007 bis 2011) wurden zu diesem Zweck in Unternehmen, Forschungsin-
stituten und Einrichtungen der Hochschulbildung sowie den europäischen Institutionen Be-
fragungen und Beobachtungen durchgeführt sowie Dokumente und Daten ausgewertet.
Im Ergebnis haben die ForscherInnen von DYLAN eine Reihe von Vorzügen in mehrsprachi-
gen Teams und Umgebungen identifizieren können, so z. B.:
Dealing with a team that displays cognitive diversity, truly different ways of encoding and
sensing, has a direct bearing on the modes of operation in this team, and may therefore be
correlated with the effectiveness of that team. Linguistic diversity, therefore, may be one of
the most concrete drivers of creativity and innovation. (Vgl. Berthoud /Grin/Lüdi 2015: 152)
Dies wurde beispielsweise in mehrsprachigen Forschungsteams festgestellt. Allerdings be-
deutet eine letztliche Veröffentlichung der Forschungsergebnisse in einer gemeinsamen
Sprache nicht, dass ein mehrsprachiges Team nicht enorm von den unterschiedlichen kul-
turellen und sprachlichen Hintergründen und der kognitiven Vielfalt profitiert. Die unter-




Ziel der vorliegenden Arbeit war es, zu untersuchen wie institutionelle Mehrsprachigkeit
bei der Europäischen Union funktioniert, welche Herausforderungen und Spannungsfelder
sie mit sich bringt und wie die Sprachmittlungsdienste in diesen Spannungsfeldern wirken.
Dazu wurden die Entwicklung der Union und der Aufbau ihrer Organe und Einrichtungen
beschrieben, die Struktur der Sprachmittlungsdienste untersucht und der Einfluss der Er-
weiterungen der Union auf sie analysiert. Anschließend wurde die Rolle des Englischen in
den Institutionen erörtert und es wurden verschiedene Lösungswege für die bestehenden
Herausforderungen erläutert. Als zentrale Konflikte in der Debatte um das Sprachenregime
haben sich die Spannungsverhältnisse zwischen (Kosten-)Effizienz und Machbarkeit auf der
einen Seite, und Fairness, demokratischer Legitimation und Schutz der Sprachenvielfalt auf
der anderen Seite herauskristallisiert.
Die große Fülle an Literatur zu dem Thema ist ein Indiz dafür, dass es AutorInnen nach wie
vor umtreibt. Wie in Abschnitt 2.3 beschrieben wurde, ist die Erweiterung der EU nicht
abgeschlossen. Es werden derzeit Beitrittsverhandlungen mit fünf Ländern geführt; weitere
Länder streben ebenfalls einen Beitritt an. Das Hinzukommen weiterer Sprachen ist lang-
fristig also recht wahrscheinlich.
Die Sprachmittlungsdienste haben sich in der Analyse als hochprofessionelle und unver-
zichtbare Bestandteile der EU-Institutionen erwiesen. Ihre Arbeit, von der manche Aspekte
im Rahmen dieser Arbeit untersucht wurden, ist komplex, anspruchsvoll und von größter
Wichtigkeit für das Funktionieren der Institutionen.
Manche Probleme, die das Sprachenregime mit sich bringt, sind allerdings systemimma-
nent und können nicht von DolmetscherInnen und ÜbersetzerInnen gelöst werden, also
auch nicht durch eine verbesserte Finanzierung der Sprachendienste. Auf zwei dieser Prob-
leme weist Sue Wright (2007: 161) auf der Grundlage ihrer Befragungen von EU-Parla-
mentsabgeordneten hin. Zum einen kann ein Text nicht in 24 Sprachen ausgearbeitet wer-
den. Er wird in nur einer Sprache erarbeitet, welche folglich in hierarchischer Beziehung zu
den Sprachen steht, in die der Text anschließend übersetzt wird. Für diese Übersetzungen
gibt es unvermeidlich Wartezeiten. Zum anderen, argumentiert Wright, ist es in Anwesen-
heit von DolmetscherInnen womöglich schwieriger, jemanden umzustimmen und einen
Konsens zu erreichen, als in einem privaten Zweiergespräch. Solche diskreten Gespräche
sind im politischen Betrieb üblich und wichtig. (Vgl. Wright 2007: 161) Da auf diese Prob-
leme von den Abgeordneten selbst hingewiesen wurde, sind sie durchaus ernst zu nehmen.
Die Angeordneten sind es schließlich, die ihre wichtige Arbeit – der Repräsentation der eu-
ropäischen BürgerInnen – in diesem mehrsprachigen Umfeld verrichten.
Die Mehrsprachigkeit darf aber kein Hindernis für die politische Handlungsfähigkeit dar-
stellen. Thomas Buha stellt hierzu fest, dass sich Legitimation und Effizienz gegenseitig be-
dingen, denn „[b]eeinträchtigt ein aufwendiges Übersetzungs- und Dolmetscherregime auf
Dauer die Handlungsfähigkeit der Gemeinschaft […] wird ihr allmählich auch die politische
Unterstützung entzogen“ (Bruha 1998: 96). Dies erscheint mir auch im Hinblick auf das Ver-
hältnis der Institutionen zu den BürgerInnen als ein schwieriger Balanceakt: Einerseits
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könnte eine von den BürgerInnen als exzessiv empfundene, kostspielige Aufrechterhaltung
der Mehrsprachigkeit das Vertrauen in die europäische Einigung weiter stören. Anderer-
seits ist die Mehrsprachigkeit Voraussetzung für den Kontakt zu den BürgerInnen und eine
Einschränkung in bestimmten Bereichen könnte die Distanz noch vergrößern (z. B. wenn
die Webseiten der Union und ihrer Organe nur noch ausschließlich auf Englisch zur Verfü-
gung stünden).
Es erscheint mir deshalb am sinnvollsten, den Vorschlägen von Sandra Nißl (2011: 79-81)
und Sue Wright (2007: 161) zu folgen, nämlich strenger zwischen Amts- und Arbeitsspra-
chen, also zwischen internen Prozessen und öffentlichen Äußerungen zu unterscheiden.
Sue Wright hat in dieser Hinsicht drei verschiedene zentrale Punkte identifizieren können:
Erstens muss die offizielle Gleichberechtigung der Mitglieder der Union gewahrt werden.
Zweitens müssen die Abgeordneten effektiv arbeiten können. Drittens müssen alle Bürge-
rInnen verstehen können, was in ihrem Namen diskutiert und entschieden wird. Wright
(2007: 161) betont: „[T]hese are all different matters and […] the commitment to multilin-
gualism does not have to be the same in all […]“.
Sie schlägt als Schlussfolgerung aus ihren Befragungen Folgendes vor:
If we separated the process of politics (the need to be effective within the institutions) from
the product (the speeches in plenary and the laws passed which the citizens need to be able
to access), we could maintain the commitment to full multilingualism where it must be guar-
anteed and abandon it where that would be more productive. (Wright 2007: 161)
Dies scheint mir ein sinnvoller Ansatz zu sein. Einige Schritte in diese Richtung sind bereits
unternommen worden, davon zeugen beispielsweise die Regelungen im Verhaltenskodex
Mehrsprachigkeit des Europäischen Parlaments. Meiner Ansicht nach, ist die „ressourcen-
effiziente, umfassende Mehrsprachigkeit“ ein sinnvolles System, das allen anderen Szena-
rien, die in Vorbereitung auf die Erweiterung erwogen wurden, vorzuziehen ist.
Der Vorschlag von Wright würde bedeuten, dass es beispielsweise für Abgeordnete in Zu-
kunft noch wichtiger wäre, dass sie sehr gutes Englisch beherrschen. Wie Sue Wright in
ihrer Studie (2007: 163-164) feststellt, sind gewisse Fremdsprachenkenntnisse bei den Ab-
geordneten aber heute schon notwendig, um effektiv arbeiten zu können. Eine Verstärkung
der internen Nutzung des Englischen halte ich nur dann für effektiv und wünschenswert,
wenn die SprecherInnen dazu ausreichend in der Lage sind; der Verwendung von „schlech-
tem“ Englisch ist die Verdolmetschung oder Übersetzung unbedingt vorzuziehen. In Sitzun-
gen, in denen Verdolmetschungen angeboten werden – und insbesondere in Sitzungen, in
denen aus Gründen der Transparenz in jedem Fall die Verdolmetschung aus allen Amts-
sprachen zur Verfügung steht (wie beispielsweise bei Plenarsitzungen des Parlaments) –
sollte diese auch unbedingt in Anspruch genommen werden, da sonst das System der
Mehrsprachigkeit ad absurdum geführt wird.
Da die Fremdsprachenkompetenz in Englisch aktuell aber recht eindeutig auch eine Alters-
frage ist (wie in Abschnitt 4.5.1 bei der Auswertung des Eurobarometers von 2012 festge-
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stellt wurde), kann man davon ausgehen, dass zukünftige Generationen von Abgeordne-
ten, MinisterInnen usw. im Durchschnitt mit besseren Englischkenntnissen werden aufwar-
ten können als es bei den aktuellen AmtsinhaberInnen der Fall ist.
Allerdings kann man sich des Eindrucks kaum erwehren, dass die Realität der politischen
und wissenschaftlichen Lösungsfindung ohnehin voraus ist. Schon jetzt muss eingeräumt
werden: „There is […] a mismatch between policy and practice; lip service is paid to multi-
lingualism, while there is ever greater use of English as a lingua franca“ (Wright 2009: 93).
Manche AutorInnen (vgl. z. B. Gerhards 2012, Jenkins 2010) finden daher, es wäre an der
Zeit, diesen Umstand ehrlicherweise von offizieller Seite anzuerkennen und die Konsequen-
zen daraus zu ziehen. Ich habe den Eindruck, dass diese Entwicklung kaum noch aufzuhal-
ten ist, da die EU ihr in den vergangenen Jahren nicht entgegengesteuert hat, sondern den
internen Vormarsch des Englischen stillschweigend akzeptiert zu haben scheint. Einsprüche
von deutscher und französischer Seite konnten daran nichts ändern. Insofern ist den ge-
nannten AutorInnen zuzustimmen.
Die europäische Sprachenvielfalt halte ich dennoch unbedingt für ein schützenswertes kul-
turelles Gut, das eine Bereicherung für die EuropäerInnen darstellt. Das Fremdsprachenler-
nen ermöglicht es, sich in fremde Wertsysteme und Denkmuster hineinzuversetzen; es er-
hält so Denkoffenheit und beugt Ethnozentrismus vor (vgl. Krumm 2003: 78): „Für das Zu-
sammenleben in unseren multikulturellen und multilingualen Gesellschaften und für die
Entwicklung von Widerstandskräften gegen Rassismus ist diese Funktion von zentraler Be-
deutung“ (ebd.). Meiner Ansicht nach sind daher die Maßnahmen, die von der EU im Be-
reich des Schutzes von Regional- und Minderheitensprachen sowie in der Förderung des
Fremdsprachenerwerbs und kulturellen Austauschs getroffen wurden und werden, ausge-
sprochen sinnvoll und wichtig.
Ich glaube aber nicht, dass eine verstärkte (und offiziell gebilligte) Verwendung des Engli-
schen als interne Arbeitssprache der Institutionen per se eine Bedrohung für andere Spra-
chen darstellen würde, solange sich die Nutzung auf bestimmte, interne Sprachdomänen
begrenzt. So könnte langfristig durchaus eine Vereinfachung des politischen Geschehens
erreicht werden. In der Realität scheint dieses Vorgehen ohnehin schon an vielen Stellen
angekommen zu sein. Daher ist ein Voranschreiten dieses Prozesses wahrscheinlich. Die
Kommunikation mit den Bürgern muss weiterhin in den Sprachen der Mitgliedsstaaten ver-
laufen und Rechtstexte müssen weiterhin übersetzt werden, beides aus guten Gründen,
wie im Verlauf der Arbeit schon mehrfach dargestellt wurde. In einem Memo der Europäi-
schen Kommission vom 26. September 2013 wird die Frage nach einer möglichen Reduzie-
rung der Zahl der Amtssprachen folgendermaßen kommentiert:
[D]as gegenwärtige System liegt im Interesse von Demokratie und Transparenz. Kein Mit-
gliedsstaat ist bereit, auf seine eigene Sprache zu verzichten, und die Kandidatenländer
möchten, dass ihre Sprachen in die Liste der Amtssprachen aufgenommen werden. (Vgl. Eu-
ropäische Kommission 2013)
Die Gleichberechtigung der Amtssprachen bei der Union ist also nicht in Gefahr; ein Para-
digmenwechsel in der absehbaren Zukunft ist unwahrscheinlich.
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Im Jahr 2003 hielt der damalige britische Botschafter Paul Lever eine Rede in Berlin mit
dem Titel „The Future of Europe: Will We All Speak English?“. Er beantwortete die im Titel
gestellte Frage letztendlich mit Ja und Nein: Zuhause, im Privaten, in den Theatern und im
Fernsehen würden weiterhin die Sprachen der Mitgliedsstaaten gesprochen werden. Bei
der Europäischen Union aber, sollte sie sich über ein rein intergouvernementales Forum
hinausentwickeln, prognostizierte Lever (2003: 111): „It will probably be ‚Euro-English‘“.
Mein Eindruck ist, dass Lever mit dieser Einschätzung Recht behalten hat und sie auch für
die Zukunft eine adäquate Vorhersage ist.
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Anhang
Verordnung Nr. 1/58 zur Regelung der Sprachenfrage für die Europäische Union in der aktu-
ellen Fassung14
Artikel 1: Die Amtssprachen und die Arbeitssprachen der Organe der Union sind Bulgarisch,
Dänisch, Deutsch, Englisch, Estnisch, Finnisch, Französisch, Griechisch, Irisch, Italienisch,
Kroatisch, Lettisch, Litauisch, Maltesisch, Niederländisch, Polnisch, Portugiesisch, Rumä-
nisch, Slowakisch, Slowenisch, Spanisch, Schwedisch, Tschechisch und Ungarisch.
Artikel 2: Schriftstücke, die ein Mitgliedstaat oder eine der Hoheitsgewalt eines Mitglied-
staates unterstehende Person an Organe der Gemeinschaft richtet, können nach Wahl des
Absenders in einer der Amtssprachen abgefasst werden. Die Antwort ist in derselben Spra-
che zu erteilen.
Artikel 3: Schriftstücke, die ein Organ der Gemeinschaft an einen Mitgliedstaat oder an eine
der Hoheitsgewalt eines Mitgliedstaates unterstehende Person richtet, sind in der Sprache
dieses Staates abzufassen.
Artikel 4: Verordnungen und andere Schriftstücke von allgemeiner Geltung werden in den
Amtssprachen abgefasst.
Artikel 5: Das Amtsblatt der Europäischen Union erscheint in den Amtssprachen.
Artikel 6: Die Organe der Gemeinschaft können in ihren Geschäftsordnungen festlegen, wie
diese Regelung der Sprachenfrage im Einzelnen anzuwenden ist.
Artikel 7: Die Sprachenfrage für das Verfahren des Gerichtshofes wird in dessen Verfah-
rensordnung geregelt.
Artikel 8: Hat ein Mitgliedstaat mehrere Amtssprachen, so bestimmt sich der Gebrauch der
Sprache auf Antrag dieses Staates nach den auf seinem Recht beruhenden allgemeinen Re-
geln. Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.
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Ich erkläre hiermit, dass ich zur Anfertigung der vorliegenden Arbeit keine anderen als die
angegebenen Quellen und Hilfsmittel und keine nicht genannte fremde Hilfe in Anspruch
genommen habe. Mir ist bekannt, dass eine unwahrheitsgemäße Erklärung als
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